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Wenn Lehrer streiken …
Die GEW Hessen ruft nicht zum ersten
Mal verbeamtete Lehrerinnen und Leh-
rer zu einer eintägigen Arbeitsniederle-
gung auf. Auch wenn der Europäische
Gerichtshof für Menschenrechte gerade
in diesen Tagen ein generelles Streik-
verbot für Beamten und Beamte als
rechtswidrig bezeichnet hat, verwei-
gern deutsche Gerichte den Beamten
dieses Grundrecht. Entscheidend war
deshalb immer der Schutz der großen
Zahl. Wenn sich eine große Zahl von
Lehrerinnen und Lehrer dem Streik
anschließt, sind übermäßige Sanktio-
nen ausgeschlossen. Die GEW Hessen
wird deshalb am 17. November nur
dann zum Streik aufrufen, wenn minde-
stens 5.000 Lehrkräfte ihre Streik-
teilnahme erklären. 2003 hatte die CDU-
Landesregierung auf Disziplinarmaß-
nahmen gegen Lehrkräfte verzichtet.

In jedem Fall wird der Arbeitgeber
für den Streiktag kein Gehalt zahlen.
Wir freuen uns über alle Kolleginnen
und Kollegen, die sich dem Streik an-
schließen. Streikgeld erhalten aber nur
die Mitglieder der GEW (und alle, die
spätestens am Streiktag ihre Mitglied-
schaft erklären). Grundlage des Streik-
geldes ist der monatliche Mitgliedsbei-
trag. Für einen eintägigen Streik wird
das Dreifache des jeweiligen Monats-
beitrags als Streikgeld gezahlt, wobei
ein Streiktag mit fünf Unterrichtsstun-
den angesetzt ist. Werden mehr oder
weniger abgezogen, erhöht oder redu-
ziert sich das Streikgeld um 20 % pro
Unterrichtsstunde. Für Teilzeitbeschäf-
tigte wird der Mitgliedsbeitrag für eine
volle Stelle zugrundegelegt. Zusätzlich
werden 5 Euro für jedes Kind gezahlt.
• Weitere Informationen gibt es unter
www.gew-hessen.de und bei den GEW-
Vertrauensleuten.



Nach einer aktuellen Studie der OECD ist der in
Deutschland bekanntermaßen geringe Anteil der öf-
fentlichen Ausgaben für Bildung am Bruttoinlands-
produkt - entgegen aller Sonntagsreden - noch einmal
von 5,1 % auf 4,8 % deutlich gesunken. Deutschland
liegt im Vergleich der 28 Länder damit auf Platz 24 und
ist im Verhältnis zum steigenden Durchschnittswert
aller Staaten weiter zurückgefallen. Auch im Bun-
desländervergleich von Klassengrößen und Bildungs-
ausgaben belegt Hessen innerhalb Deutschlands
regelmäßig einen der hinteren Plätze. Nach einer Über-
sicht der Kultusministerkonferenz haben die hessi-
schen Lehrkräfte die zweithöchste Pflichtstundenzahl.
Eine hessische Grundschullehrerin hat heute eine hö-
here Pflichtstundenzahl als ein „Volksschullehrer“ vor
100 Jahren.
Dennoch will die Landesregierung die Arbeitsbedin-
gungen der Lehrkräfte weiter verschlechtern:
• Die Übertragung der Arbeitszeitverkürzung wird

verweigert.
• Die Möglichkeit der Altersteilzeit wurde bereits

gestoppt.
• Das Eintrittsalter in den Ruhestand soll erhöht werden.
In der Vergangenheit berief sich die Regierung Koch
immer wieder auf die Gleichbehandlung von Beamten
und Angestellten, um die Übertragung von Verschlech-
terungen bei den Beamten auf den Tarifbereich zu
rechtfertigen. Das soll jetzt nicht mehr gelten, wenn es
um die Übertragung des Tarifkompromisses auf die
Beamtinnen und Beamten geht. Im Tarifbereich ist die
42-Stundenwoche der „Operation düstere Zukunft“
aus dem Jahr 2003 vom Tisch, aber für alle Lehrerinnen
und Lehrer soll es bei der erhöhten, extrem hohen
Pflichtstundenzahl bleiben. Die Arbeitszeitverkürzung
als ein wesentlicher Teil des Tarifkompromisses soll
den Lehrkräften vorenthalten werden. Stattdessen soll
als Alibi für bis zu 50-jährige Lehrerinnen und Lehrer
ein Zwangslebensarbeitszeitkonto eingerichtet wer-
den, das den Betroffenen überhaupt nichts bringt.

Anstatt der hohen Arbeitsbelastung in den Schulen
durch eine sozial verträgliche Regelung für den Über-
gang in den Ruhestand Rechnung zu tragen, wurde
nicht nur die Möglichkeit der Altersteilzeit gestoppt.

In den Schubladen liegen bereits die Pläne zur Erhö-
hung des Eintrittsalters in den Ruhestand, obwohl die
Lehrkräfte mit durchschnittlich 65,25 Jahren bereits
heute die höchste Altersgrenze haben und in anderen
Berufen mit ähnlich hoher Belastung sogar deutlich
geringere Altersgrenzen gelten.

All dies begründet Ministerpräsident Koch mit der
„finanziellen Lage“ des Landes, obwohl er in den
vergangenen Jahren im Bundesrat allen Steuergeset-
zen zugestimmt hat, die inzwischen zu Steuerminder-
einnahmen im hessischen Landeshaushalt von mehr
als einer Milliarde Euro jährlich führen. Der Verzicht
auf die Erhebung einer Vermögenssteuer kostet das
Land Hessen jährlich eine weitere Milliarde.

Diese Politik führt zu einer dauerhaften Überbela-
stung der professionellen Arbeit in den Schulen. Sie
bringt schlechtere Qualität und einen höheren Kran-
kenstand und wird wieder zu einem Anstieg der Früh-
pensionierungen führen.

Mehr Zeit – Mehr Qualität
In diesem Zusammenhang fordert die Vertrauensleu-
teversammlung der GEW Hessen
• die zeit- und volumengleiche Übertragung der Ar-

beitszeitverkürzung aus dem Tarifvertrag auf die
Pflichtstundenregelung der Lehrkräfte durch die
Rücknahme der Pflichtstundenerhöhung von 2004
ab kommendem Schulhalbjahr,

• 10.000 zusätzliche Deputatsstunden für die Lehr-
kräfte an den Schulen,

• die Fortsetzung der Altersteilzeitregelung,
• die Besetzung der freiwerdenden Stellen durch voll

ausgebildete Lehrkräfte und
• die Rücknahme der Erhöhung des Renteneintritts-

alters und keine Erhöhung des Pensionseintrittsalters

Die Vertrauensleuteversammlung unterstützt die Be-
schlüsse des GEW-Landesvorstands zur Mobilisierung
für eine eintägige Arbeitsniederlegung am 17. Novem-
ber 2009.

Die Resolution wurde von der Versammlung der Schulvertrauensleute der
GEW Hessen am 18. 9. 2009 mit überwältigender Mehrheit beschlossen und
vom GEW-Landesvorstand am 19. 9. 2009 einstimmig bestätigt.

Arbeitsbedingungen
verbessern!GEW mobilisiert für Arbeits-

niederlegung am 17. November
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Lehrer sind manische Sammler. Was
immer sie für ihren Unterricht gebrau-
chen könnten, wird aufgehoben. Aller-
dings findet man den Artikel zur trostlo-
sen Situation der Wildkatze in Tadschi-
kistan sowieso nicht, wenn man ihn in
Erdkunde einsetzen will. Aber es wäre
ein Riesenfehler, vorzeitig (also vor der
Pensionierung) auszumisten. Mit Sicher-
heit würde man das Interview mit der
buddhistischen Nonne gerade dann su-
chen, wenn man den entsprechenden
Ordner (Welches Stichwort bloß? Inter-
views? Weltreligionen? Berufskunde?)
in die Altpapiersammlung gegeben hat.
Weil man nie ganz sicher weiß, was man
eventuell mal weggeworfen hat, wühlt
man oft stundenlang vergeblich.

Also heben Lehrer alles auf. Wenn sie
Zeit haben, archivieren sie nach feinsin-
nigen Systemen und finden das Testa-
ment der Gräfin Muschwitz aus dem
Jahre 1848 auf Anhieb. Die Kollegen, die
ich kenne, haben allerdings keine Zeit

Weg damit!
und bauen hohe Stapel rund um ihren
Schreibtisch, auf allen Treppenstufen
und allen verfügbaren Schränken. Man-
che halten sich sogar Zeitschriften-
sammlungen direkt neben dem Klo. An-
dere lagern Materialien in die Schule
aus, sofern sie dort einen freien Kubik-
meter finden. Es gibt viele überfüllte
Schränke in Klassenräumen und Lehrer-
zimmern, deren Inhalt niemandem mehr
eindeutig zuzuordnen ist. Aber kann
man die Mikroskope, Metronome, Turn-
hosen und leeren Marmeladengläser ein-
fach wegwerfen? Lieber legt man sie im
schwer zugänglichen Oberschrank ab.

Nun erreichen immer mehr Kollegen
das Pensionsalter und misten richtig aus.
Wahrscheinlich haben sie einen Feng-
Shui-Ratgeber gelesen: Wer seine Keller,
Garagen, Schreibtische, Schränke, Ki-
sten und Kasteln entrümpelt, befreit sich
auch geistig-seelisch! Oft nimmt das Le-
ben danach dramatische neue Wendun-
gen! Man wandert nach Tasmanien aus

oder macht seinen Flugschein. Solche
Lebensänderungen können natürlich
auch beängstigend sein, deshalb suchen
sich manche lieber eine größere Woh-
nung, bevor sie sich von Büchern, Ord-
nern und Pullundern trennen.

Was macht man nun am Ende seines
Berufslebens mit den vielen Schulsa-
chen? Einfach wegwerfen? Die kann
schließlich noch jemand brauchen! Also
werden die Schätze in der Schule ausge-
legt. Mit kleinen Zetteln dran: „Zum
Mitnehmen!“ Gerade die jüngeren Kolle-
gen freuen sich ungemein über eingeris-
sene Plastikhefter, Aquarellfarbkästen mit
nur noch fünf Brauntönen und Bleistift-
halter aus der Nachkriegszeit. Begeistert
sammeln sie gelungene Unterrichtsent-
würfe von 1973, alte Schülerzeitungen
und Blumentöpfe ein. Raffen unvollstän-
dige Schachspiele und Duden aus der Zeit
vor der Rechtschreibreform an sich (so-
viel hat sich ja nun auch nicht geän-
dert...). Nur die Sprachkassette „Norwe-
gisch für Fortgeschrittene“ und das
Gartenbrevier „Düngen für Anfänger“
liegen länger im Lehrerzimmer rum.

Die neue Deutschfachleiterin will ih-
ren Elan sofort sichtbar unter Beweis
stellen. Also räumt sie auf. Leider ohne
vorher mit allen Kollegen über jedes
einzelne Arbeitsblatt Rücksprache zu
nehmen. Sensationelle Texte zur Rolle
der Frau in Papua-Neuguinea landen im
Müll. Formulare für Bundesjugendspiele
aus den achtziger Jahren (weibliche Ju-
gend) ebenso. Wertvollste Dia-Samm-
lungen, ein schlaffer Fußball und nie
genutzte Schallplatten („Heinrich George
liest Adalbert Stifter“) verschwinden
über Nacht. Zerfetzte Schulbücher la-
gern vorm vollen Altpapiercontainer.
Ein Deutschlehrer rettet in letzter Sekun-
de einen Satz Lesebücher für den 10.
Jahrgang. Darin steht eine wichtige Pa-
rabel von Kafka! Andere Rettungsversu-
che misslingen. Die Kollegen sind be-
stürzt. Sammlungen von historischer
Bedeutung – einfach dem Müll überge-
ben. Die neue Deutschfachleiterin wird
einen schweren Stand haben. Ihr einzi-
ges Verdienst ist, dass sie Küchenecke
und Kühlschrank gleich mit aufgeräumt
hat. An die überlagerten Milchtüten und
Käsescheibletten hat sich seit Jahren
niemand getraut. Und den Tee aus der
grusinischen Volksrepublik trank ohne-
hin keiner. Aber dass daneben auch die
Videokassette mit „König Ottokars Glück
und Ende“, einer Aufzeichnung aus den
Berner Kammerspielen von 1958, ent-
sorgt wurde, ist unverzeihlich.

Gabriele Frydrych
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Information zu den
GEW-Mitgliedsbeiträgen

Die hessische Landesregierung hat in
Übertragung des Tarifvertrages für die
Angestellten des Landes auf den Beam-
tenbereich eine Erhöhung der Besol-
dung in Höhe von 3 Prozent (rückwir-
kend ab April 2009) sowie eine Einmal-
zahlung von 500 Euro beschlossen.
Teilzeitkräfte erhalten die Einmalzah-
lung anteilig. Pensionärinnen und Pen-
sionäre erhalten keine Einmalzahlung.
Der Beitragsordnung entsprechend er-
höht sich deshalb der Mitgliedsbeitrag
für Mitglieder, die diese Erhöhung er-
halten.

Bei dieser Gelegenheit noch ein Hin-
weis unserer Mitgliederbetreuung: Nach
der Sommerpause ergeben sich oft beruf-
liche Veränderungen, die auch Einfluss
auf die Mitgliedsdaten der GEW haben.
Die Landesgeschäftsstelle bittet, Adress-
änderungen, Änderungen des Einkom-
mens und bei der Arbeitsstelle schriftlich
mitzuteilen. Nachrichten nehmen wir ger-
ne per E-Mail (mitgliederverwaltung@gew-
hessen.de) entgegen. Rechtsschutz und
Versicherungsleistungen durch die GEW
sind von der satzungsgemäßen Bezah-
lung des Beitrags abhängig.

Nachholbedarf bei sozialen
Dienstleistungen

Mitte September präsentierten der hes-
sische DGB-Vorsitzende Stefan Körzell
und die Vorsitzenden von GEW und
ver.di Hessen Jochen Nagel und Jürgen
Bothner eine gemeinsame Publikation
mit Eckpunkten für eine zukunftsfähige
Dienstleistungspolitik in Hessen.

Körzell verwies auf die Tatsache, dass
Deutschland im Vergleich zu anderen
Staaten eine beträchtliche Dienstleis-
tungslücke aufweist und zwar insbeson-
dere in den Bereichen Erziehung und
Bildung sowie Soziales und Gesundheit.
Nagel rechnete vor, dass eine Übertra-
gung des skandinavischen Personalstands
in den Bereichen Erziehung und Bildung
allein in Hessen zu rund 90.000 zusätzli-
chen Arbeitsplätzen führen würde. Ge-
messen an den skandinavischen Verhält-
nissen fehlten in Hessen 60.000 Stellen im
vorschulischen Bereich und 30.000 Stel-
len an  Schulen und Hochschulen.
• Das Eckpunktepapier steht auf der Home-
page des DGB Hessen (www.hessen.dgb.de)
und der GEW Hessen (www.gew-hessen.de)
als pdf-Datei zur Verfügung.

Neuer Staatsvertrag für
Hochschulzulassung

In der 21. Plenarsitzung des Landtags
stand am 17. September die erste Lesung
des Entwurfs der Landesregierung für ein
Gesetz zum Staatsvertrag der Bundeslän-
der über die Errichtung einer gemeinsa-
men Einrichtung für Hochschulzulassung
auf der Tagesordnung.  Diese soll als
„Stiftung für Hochschulzulassung“ die
Zentralstelle für die Vergabe von Studi-
enplätzen (ZVS) ersetzen,  Mehrfach-
bewerbungen frühzeitig abgleichen und
Verzögerungen bei der Studienplatz-
vergabe abbauen. Der Sitz bleibt in Nord-
rhein-Westfalen. Das Land gibt dafür etwa
640.000 Euro jährlich. Die Einrichtung
soll Leistungen für die Hochschulen nach
deren Wünschen und auf deren Kosten
erbringen. Das Gesetz regelt auch die
Ermittlung der Aufnahmekapazität und
die örtliche Studienplatzvergabe. Am sel-
ben Tag ging es im Landtag auch um die
Novellierung des Hessischen Hochschul-
gesetzes und des Gesetzes über die TU
Darmstadt (HLZ 9/2009).

Drohgebärden des Amtes
für Lehrerbildung

Vordemokratisches Verständnis prägt
die Verfügung des Amtes für Lehrerbil-
dung (AfL)vom 9. 9. 2009, die die Be-
schäftigten des AfL und der hessischen
Studienseminare in bürokratisch-auto-
ritärer Amtssprache verpflichtet, den
Dienstweg einzuhalten. Beamte müssten
„auch rechtswidrige Anordnungen be-
folgen“. Der „schuldhafte Verstoß“ ge-
gen die Anordnung könne disziplinar-
und arbeitsrechtliche Konsequenzen bis
hin zur Kündigung nach sich ziehen.
Die Verfügung steht für die GEW im
„eklatanten Widerspruch“ zu den
„Grundsätzen über Zusammenarbeit und
Führung“ des AfL: Danach soll der
persönliche Umgang von „Respekt vor
der Person des anderen“ geprägt sein
und „eine positive, konstruktive Grund-
stimmung vorherrschen.“ Der Landes-
vorstand der GEW Hessen protestierte
gegen die undemokratische Umgangs-
weise des AfL und forderte die Amtslei-
tung auf, die Verfügung zurückzuziehen.

Grundschule in Hessen:
Alles bleibt anders?
Donnerstag, 29. Oktober 2009
10 bis 16 Uhr
Bürgerhaus Frankfurt-Griesheim
Schwarzerlenweg 57

 
AG 1: Gerechtere Ressourcenverteilung
für die Grundschulen durch einen
Sozialindex?
Referenten: Dr. Jungblut, W. Söder und E.
Diegelmann, Kultusministerium, AG-Lei-
tung: Manfred Schiwy, Schulleiter 

AG 2: Wie wirken sich Bildungsstan-
dards auf den Grundschulunterricht aus?
Referentin: Christa Göppert

AG 3: Bildungs- und Erziehungsplan  -
Übergang Kindergarten - Grundschule
Referentinnen: Gudrun Behring, Heike
Eckelhöfer, Astrid Ries-Wenzel

14 Uhr: Grußwort und Vortrag der Kul-
tusministerin Dorothea Henzler und
Aussprache mit den Vertreterinnen und
Vertretern des Kultusministeriums
Kosten mit Verpflegung: 20 Euro, für GEW-
Mitglieder 12 Euro, Anmeldung mit Angabe
der Arbeitsgruppe: GEW Hessen, Postfach
170316, 60077 Frankfurt, Fax: 069-971293-
93, E-Mail: info@gew-hessen.de

Fachtagung der Landesfachgruppe
Grundschule der GEW Hessen
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Die Schule ist ein Arbeitsort. Insbesondere die Klassenräume
sind Arbeitsplätze für Schülerinnen und Schüler und für
Lehrerinnen und Lehrer. Moderne Arbeitswissenschaft hat
die Bedeutung der Arbeitsumgebung vielfach nachgewiesen.
Kaum sonst im Arbeitsleben ist sie so primitiv gestaltet wie
in der Schule. Schulqualität wird nicht allein durch die
gängigen Kriterien wie Unterricht, Klassenfrequenzen oder
Schülerpopulation und andere Sozialindikatoren determi-
niert. Ergonomie – Schulergonomie – bezeichnet die Ermitt-
lung und Entwicklung möglichst günstiger Bedingungen
menschlicher Arbeit in der Schule und für die Schule. An
zwei eklatanten Beispielen ist die Dringlichkeit zu demon-
strieren: schlechte Atemluft in Klassenräumen und Lärm.

Atemluftqualität im Unterricht
Das Handbuch der Schulhygiene von August Burgerstein und
Leo Netolitzky (1) mit fast 1.000 Seiten erschien erstmals
1898. Schon dort wird auf die „Pettenkofer Zahl“ als bis heute
gültiges Maß für eine zu akzeptierende Konzentrations-
grenze für die Qualität der Atemluft im Unterricht hingewie-
sen, wonach eine Konzentration von 1.000 ppm CO2 nicht
überschritten werden soll. Nach Pettenkofer (1858) beginnen
ab dieser Grenze zunehmend Konzentrations- und Wahr-
nehmungsstörungen sowie Beeinträchtigungen des Wohlbe-

findens. Es lohnt sich also, sich mit dem Raumklima im
Unterricht zu beschäftigen.

Die Entwicklung des Raumklimas im Klassenraum wird im
Wesentlichen durch den Arbeitsprozess im Raum, die Charak-
teristik der daran beteiligten Personen, ihre Anzahl und die
Luftwechselrate bestimmt. Raumklima ist also nicht als natür-
liche Konstante aufzufassen. Einen besonderen Stellenwert
nimmt die Anfangssituation zu Beginn des Unterrichts ein; je
schlechter der Startwert, umso früher werden „Grenzwerte“
für die CO2-Konzentration überschritten.

Würde der Unterricht mit der Qualität der Außenluft
beginnen, also mit ca. 350 ppm CO2, hätte die CO2-Konzentra-
tion im besetzten Unterrichtsraum bereits nach rund elf
Minuten den Wert von 1.500 ppm und damit den nach der
DIN 1946 empfohlenen Grenzwert erreicht. Bei einem An-
fangswert von 800 ppm würde diese Grenze bereits nach
sieben Minuten überschritten. Das ergibt eine Hochrechnung
für einen Standard-Klassenraum mit 25 Grundschülerinnen
und –schülern bei mittlerer Aktivität. In die Modellbildung
wurde eine Luftwechselrate von 0,6 je Stunde eingerechnet,
für die Ruhesituation eine CO2-Abgabe von 14,3 Liter pro
Stunde und Person beziehungsweise für leichte Aktivität von
28,3 Liter pro Stunde und Person.

Die Grafik weist die Konsequenzen der Steigerung des
CO2-Gehalts aus. Nicht nur der absolute Wert einer CO2-
Belastung ist von Bedeutung, vielmehr auch ihre Dauer und
Intensität. Die Abbildung zeigt den Zusammenhang zwischen
Zeit und Ausmaß der Intensität der CO2-Belastung nach
„Bioastronautics Data Book“ (NASA SP-3008, 1973). Ober-
halb der dargestellten Grenzkurve kommt es zu Wahrneh-
mungsstörungen, die auf biochemischer Ebene nachweisbar
sind. Über die 45 Minuten einer Unterrichtsstunde gelegt,
bedeutet dies, dass der Wert nach DIN 1946 zu hoch angesetzt
ist.

Überträgt man die Wirkung der beiden Referenzwerte auf
den zuvor dargestellten Verlauf der CO2-Konzentration im
Klassenraum für die Bedingung „leichter Aktivität“, so erge-
ben sich drei Zeitbereiche im Unterricht, die durch unter-
schiedliche Konzentrationsfähigkeit aller Beteiligten ge-
kennzeichnet sein müssen. Die Modellrechnung ergibt, dass
• nur in den ersten fünf Minuten ungestörtes Arbeiten mit
voller Aufmerksamkeit möglich ist,
• in den folgenden zehn Minuten mit zunehmender Beein-
trächtigung der Aufmerksamkeit gerechnet werden muss und
• in den letzten 30 Minuten erste, ansteigende Wahrneh-
mungsstörungen mit allen daraus entstehenden Folgen auf-
treten werden.

In mehr als 60 % der Unterrichtszeit ist also bei den
Schülerinnen und Schülern mit mehr oder weniger deutli-
chen Wahrnehmungsstörungen zu rechnen. Jeden Schul-
politiker müsste dieses Bild sehr nachdenklich stimmen.

All dem kann mit einfachen Maßnahmen deutlich entge-
gengewirkt werden. Man braucht nur regelmäßig alle 20
Minuten für zwei bis drei Minuten zu lüften, um die CO2-
gesättigte Luft im Klassenraum auszutauschen. Das ist jedoch

Schulergonomie
Damit fängt gute Schule an

T I TELTHEMA:  ARBE I TS-  UND  GESUNDHE I TSSCHUTZ
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wegen teilweise überfüllter Klassenräume und möglicher
Unfälle durch ungeeignete Fensterkonstruktionen leichter
gesagt als getan. Ausgehend von den bisher benutzten CO2-
Grenzwerten von Pettenkofer (1.000 ppm) und DIN 1946
(1.500 ppm) wurden die Zeiten im Unterricht ermittelt, in
denen diese Grenzwerte bei Durchführung zum Lüften ge-
nutzter Kurzpausen überschritten wurden. Die Messergebnisse
sind eindeutig! Nach Einführung von Lüftungspausen (alle 20
Minuten für zwei bis drei Minuten) haben sich die Arbeitsbe-
dingungen für dieselbe Klasse deutlich verbessert: 61 % der
Unterrichtszeit finden unter optimalen Bedingungen statt,
nur noch 39 % mit leichten Beeinträchtigungen.

Lärm - ein Grundproblem in Schulen

„Lärm ist ein unerwünschtes Geräusch, das zu einer Belästigung,
Störwirkung, Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit, besonderen
Unfallgefahren oder Gesundheitsschäden führt.“
Dass es in Schulen laut ist, wird kaum je bestritten. Ist es
während der Unterrichtszeit laut, ist die Schuldige scheinbar
schnell zu benennen: die jeweilige Lehrkraft, die keine Ruhe
in die Klasse bringen kann. Tatsächlich sind es die akustisch
unmöglichen Unterrichtsbedingungen, wie die einschlägi-
gen Untersuchungen zeigen (siehe Tabelle).

In Deutschland wurde für Büroarbeit einmal ein Hinter-
grundgeräuschpegel von 55 dB (A) für gerade noch akzep-
tabel angenommen. In Skandinavien zum Beispiel wird ein
Grenzwert für technische Geräusche im leeren Klassenzim-
mer von < 30 dB (A) vorgegeben. Davon ist man in Deutsch-
land weit entfernt.

Da in der Schule auf allen Stufen schwierige geistige
Arbeit verlangt wird, übersteigen 55 dB (A) im Unterricht
Akzeptanzgrenzen. Büroarbeit stellt niedrigere Anforderun-
gen an Angestellte als der Unterricht an Schülerinnen,
Schüler und Lehrkräfte. Schülerinnen und Schüler sollen
Neues lernen. Büroangestellte arbeiten auf hohem Trainings-
niveau in vertrautem Aufgabenfeld. Maria Klatte von der
Universität Oldenburg hat die Leistung mindernde Wirkung
von wechselnden Hintergrundgeräuschen eindeutig belegt
(2). Man kann deshalb ganz einfach sagen: An deutschen
Schulen ist es generell zu laut. Die Definition von Lärm findet
an deutschen Schulen ihre volle Bestätigung.

Die Auswirkungen von Fluglärm sind bekannt. Jeder
Überflug erhöht Blutdruck und Herzfrequenz der betroffenen
Menschen. Ursache ist die biologisch bedingte Unfähigkeit
der Menschen, sich gegenüber akustischen Reizungen will-
kürlich abzugrenzen. In unseren kontinuierlichen, zeitglei-
chen, parallelen Ereignismessungen (Schallpegel, Herzfre-
quenz, Unterrichtsbeobachtung) traten unverkennbar gleich-
gerichtete Wirkungen von Schallemissionen im Unterricht

auf die Herzschlagfrequenz der Lehrkräfte auf. Es zeigte sich
sowohl eine gleiche Richtungsänderung im Tagesverlauf als
auch eine Senkung der Herzfrequenz nach der Reduktion der
Nachhallzeiten im Unterricht, also nach der Verbesserung der
akustischen Bedingungen.

Effekte von Lärm und Lärmminderung
Hohe Schallbelastung im Unterricht hat die Tendenz, noch
höhere Schallbelastung hervorzurufen. Jeder wird lauter, um
verstanden zu werden. Bei Senkung der Schallbelastung
durch Maßnahmen akustischer Ergonomie steigt die Intensi-
tät der Mitarbeit der Schüler insbesondere im Gruppen-
unterricht. Lehrerinnen und Lehrer bestätigen positive Aus-
wirkungen auf ihre Befindlichkeit, solange sie die Unter-
schiede noch registrieren. Doch darauf ist weniger Verlass als
auf die gemessene Senkung der Herzfrequenz.

Maria Klatte hat bei kontrollierten Versuchen festgestellt,
dass sich Störschall auf die Ergebnisse der Lernprozesse von
Grundschulkindern generell mindernd auswirkt. Die Minde-
rung tritt besonders deutlich bei Grundschülern aus Familien
ohne Deutsch als Muttersprache auf und zwar auch dann,
wenn die Kinder gut Deutsch sprechen.

Schulergonomie umfasst wesentlich mehr Komponenten
als die oben genannten. Lichtverhältnisse, Sonnenein-
strahlung, Schulmobiliar gehören ebenso dazu wie die Länge
der Unterrichtsstunden, der Pausenrhythmus, die Stoffvertei-
lung und die Sozialformen des Unterrichts im Zeitablauf.
Diesem Themenkomplex widmen wir im Institut für Interdis-
ziplinäre Unterrichtsforschung unsere Arbeit.
Prof. Dr. Hans-Georg Schönwälder und Dr. Gerhard Tiesler
Institut für Interdisziplinäre Schulforschung (ISF) Bremen

(1) Burgerstein, L.; Netolitzky, A.; Handbuch der Schulhygiene, (zweite,
umgearbeitete Auflage) Jena 1902
(2) Klatte, M.; Meis, M.; Nocke, Ch.; Schick, A.; Hören in Schulen, in:
Klatte, M. et. Al.; Könnt ihr denn nicht zuhören, Oldenburger Symposi-
um zur Psychologischen Akustik, Bibliotheks- und Informationssystem
der Universität Oldenburg 2003
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Nach den Paragraphen 15 bis 17 des Arbeitsschutzgesetzes
(ASchG) sind Beschäftigte verpflichtet, dem Arbeitgeber
unmittelbare erhebliche Gefahren anzuzeigen, die die Sicher-
heit und Gesundheit der Beschäftigten gefährden. Sie sind
berechtigt, dem Arbeitgeber Vorschläge zu allen Fragen der
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes zu machen. Lehre-
rinnen und Lehrer und Personalräte Frankfurter Schulen
haben von dieser Möglichkeit jetzt in Schreiben an das
Hessische Kultusministerium, das Staatliche Schulamt, das
Stadtschulamt und die Schulleitungen Gebrauch gemacht.
Die HLZ dokumentiert den Wortlaut eines Musterschreibens,
das von den Schulen ergänzt und für die jeweilige Schule
konkretisiert wurde, in Auszügen.
Wir zeigen Ihnen hiermit an, dass wir uns aufgrund der
extrem gewachsenen Zahl an dienstlichen Aufgaben nicht
mehr in der Lage sehen, unsere Arbeit vollständig und in
qualitativ angemessener Weise und erforderlicher Sorgfalt
auszuführen und dass wir dadurch unsere Gesundheit gefähr-
det sehen. Wir weisen darauf hin, dass aufgrund der nicht
mehr möglichen ordnungsgemäßen Ausführung aller Dienst-
pflichten oder aufgrund von Fehlern, die dadurch auftreten
können, auch Dritte geschädigt werden können, vor allem
Schülerinnen und Schüler, die nicht mehr die optimale
Unterrichtsqualität, Betreuung, Beurteilung und Aufsicht
erhalten. Wir reklamieren hiermit Haftungsfreistellung, falls
aufgrund unserer Arbeitsüberlastung Schäden entstehen soll-
ten.

Überlastungsanzeigen Frankfurter Lehrkräfte
Seit Schuljahresbeginn bewegen wir uns am gesundheitli-
chen Abgrund. Es muss permanent über der Belastungsgren-
ze gearbeitet werden, und selbst dies reicht nicht aus, um alle
inzwischen von Lehrkräften verlangten Tätigkeiten zu schaf-
fen, schon gar nicht mit der geforderten Qualität. Erschöpfung
und Stresssymptome machen sich verstärkt bemerkbar. Wir
sind der festen Überzeugung, dass auch die Arbeitsbelastung
einer mit voller Pflichtstundenzahl arbeitenden Lehrkraft so
beschaffen sein muss, dass weder ihre Gesundheit aufgrund
permanenter Überlastung geschädigt wird noch dienstliche
Aufgaben vernachlässigt, weggelassen oder mit unzurei-
chender Qualität ausgeführt werden müssen. Dafür haben Sie
als Dienstherrin, das Staatliche Schulamt als Schulaufsicht
wie auch der Schulleiter im Rahmen Ihrer im Beamtenrecht
enthaltenen Fürsorgepflicht Sorge zu tragen. Dies kann
dadurch geschehen, dass die Arbeitszeit angemessen gestaltet
wird und an den Arbeitsplätzen gute Bedingungen herrschen.
Es muss möglich sein, dass eine Lehrkraft ein volles Lehr-
deputat schultern kann, und zwar auch als Berufsanfänger
oder als zur großen Gruppe der älteren Lehrkräfte gehörig.
Und auch eine Lehrkraft, die zwei Korrekturfächer hat, muss
dies noch schaffen können, ohne dabei krank zu werden.

Es darf nicht sein, dass sogar Menschen, die ihre Stunden-
zahl reduziert haben, die Arbeitsbelastung kaum mehr ertra-
gen können. Teilzeitbeschäftigte liegen in ihrer real gearbei-
teten Wochenarbeitszeit häufig bei über 40 Stunden, ganz zu
schweigen von der zusätzlichen Belastung bei besonderen

Wir zeigen Ihnen hiermit an …
Veranstaltungen wie Wander- und Projekttagen oder der
Mitarbeit in schulinternen Gruppen zur Weiterentwicklung
von Curricula oder Schulprogrammen. Diese Kolleginnen
und Kollegen verzichten auf Bezahlung und Pensionsansprü-
che um ihrer Gesundheit willen und weil sie glauben, anders
die von ihnen selbst an ihre Arbeitsqualität angelegten
Maßstäbe nicht erfüllen zu können.

Arbeitsqualität und Gesundheit werden aber auch durch
die völlig unzureichende Ausstattung unserer Arbeitsplätze
gefährdet: Es existieren nur zwei teilweise defekte und
veraltete Computer für 80 Kolleginnen und Kollegen, geeig-
nete Büroarbeitsplätze sind nicht vorhanden, bestenfalls gibt
es im Lehrerzimmer ein kleines Fach für die Materialablage,
was dazu führt, dass Materialien in größerem Umfang zwi-
schen Wohnung und Schule hin- und hergeschleppt werden
müssen. Konzentriertes Arbeiten und das Führen ungestörter
Gespräche sind praktisch unmöglich, dafür vorgesehene
Räume dienen gleichzeitig der Ablage. Für die „Pausen“ fehlt
ein Ruhebereich, in dem man sich erholen könnte, obwohl er
in den Arbeitsschutzbestimmungen vorgesehen ist.

Arbeitsbelastungen reduzieren!
In den letzten Jahren wurde die Pflichtstundenzahl erhöht.
Sie liegt heute wieder auf dem Niveau von nach dem 2.
Weltkrieg, obwohl die Unterrichtsbedingungen sich erschwert
haben und an Unterricht weitaus komplexere Anforderungen
gestellt werden als damals. Dazu gab es viele arbeitsintensive
Neuerungen, deren Ende nicht absehbar ist. Parallel dazu
wurden Ermäßigungs- und Deputatsstunden abgebaut.

Die seit Jahren von der Politik versprochene „Unterrichts-
garantie“, die darin bestehen würde, dass auch bei Ausfall von
Lehrkräften qualifiziertes Vertretungspersonal zur Verfü-
gung stehen würde, ist einem mehrfachen Wortbruch zum
Opfer gefallen. Stattdessen erstellen Lehrkräfte Materialien
für Unterrichtsstunden ohne Lehrer, sie betreuen Klassen
links und rechts des Ganges, sie bereiten ihren Unterricht
komplett vor, wenn sie voraussehbar fehlen, sie helfen hier
und dort Betreuungskräften, die mit den Klassen, die sie
beaufsichtigen sollen, nicht zurecht kommen. In der Regel
geht all das auf Kosten der Unterrichtsqualität, was bei
Schülerinnen und Schülern zu Unzufriedenheit, bei Lehrkräf-
ten zu schlechtem Gewissen und permanentem psychischem
Druck führt. Schülerinnen und Schüler haben ein Recht auf
Bildung, das Sie selbst in Rahmenlehrplänen und Qualitäts-
studien permanent fordern! Indem Sie die zwangsläufigen
Abstriche bei der Unterrichtsqualität billigend in Kauf neh-
men, verletzen Sie nicht nur Ihre Fürsorgepflicht gegenüber
den Lehrkräften, sondern auch diejenige gegen den im
Bildungsprozess befindlichen jungen Menschen.

Wir fordern das Kultusministerium, das Staatliche Schul-
amt und die Schulleitung auf, unverzüglich Maßnahmen
einzuleiten, die den Zustand der permanenten Überlastung
der Kolleginnen und Kollegen an unserer Schule beseitigen,
und uns mitzuteilen, welche unserer dienstlichen Tätigkeiten
wir bis zur Beseitigung weglassen oder einschränken dürfen,
um unsere Gesundheit zu schützen.
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Seit dem Jahr 2002 unterliegen auch Schulen den Bestim-
mungen des Arbeitsschutz- und des Arbeitssicherheitsgeset-
zes. Im Auftrag der hessischen Landesregierung untersuchen
Fachkräfte für Arbeitssicherheit die Lehrerarbeitsplätze an
den Schulen und listen die Gesundheitsgefahren in „Begeh-
ungsberichten“ auf.

Ende 2008 startete der Gesamtpersonalrat der Lehrerin-
nen und Lehrer in Frankfurt (GPRLL) eine Befragung bei den
Schulpersonalräten, um herauszubekommen, welche Män-
gel, die in den letzten Jahren bei Schulbegehungen festge-
stellt wurden, durch den Schulträger noch immer nicht
behoben wurden. Auf diese Befragung haben 40 Schulper-
sonalräte geantwortet. Aus neun Antworten ging hervor, dass
Sanierungsmaßnahmen erfolgreich abgeschlossen wurden
oder gerade im Gange sind. In 31 Antworten offenbart sich die
gesamte restliche Misere. Die Personalräte berichten von
sanierungsbedürftigen Toiletten, maroden Turnhallen, man-
gelhaftem Brandschutz und unzeitgemäßem Mobiliar. Viele
klagen auch über das Fehlen von ruhigen Arbeitsräumen, von
ergonomisch eingerichteten Arbeitsplätzen oder gar von
fehlenden Sitzplätzen im viel zu kleinen Lehrerzimmer.

Der GPRLL hat sich in einem Schreiben an die Stadt
Frankfurt gewandt und verlangt,
• dass die von der Landesregierung zur Ankurbelung der
Konjunktur bereitgestellten Sonderinvestitionsmittel zu-
nächst dafür verwendet werden sollen, das Sonderprogramm
zum Einbau von Lärmschutzmaßnahmen sofort und nicht,
wie ursprünglich geplant, über mehrere Jahre hinweg durch-
zuführen und
• dass die von den Schulen in ihren Rückmeldungen
beklagten Zustände vorrangig beseitigt werden.

Mit Konjunkturpaket Arbeitsbedingungen verbessern

Diesen dringenden Anliegen standen die Bedingungen des
Programms entgegen: nur Vorhaben, die ohnehin bereits
geplant waren, konnten genehmigt und entsprechend zeitlich
vorgezogen werden. Daraufhin hat der GPRLL vorgeschla-
gen, in den kommenden Haushalten, die durch das Konjunk-
turprogramm solchermaßen entlastet sein würden, nunmehr
die von den Schulpersonalräten angegebenen Mängel zu
beheben. Das Stadtschulamt sagte daraufhin allerdings nur
zu, einen Stufenpan für die anstehenden Lärmsanierungs-
maßnahmen vorzulegen, der eine zeitnahe Abarbeitung
dieses Problems vorsieht.

Für alle anderen bestehenden Probleme bekam der GPRLL
keine Zusagen. Eine Begründung für die ablehnende Haltung
waren die Unsicherheiten bezüglich der Steuereinnahmen
und der daraus resultierenden Haushaltslage. Gesamtperso-
nalratsvorsitzende Marianne Friemelt äußerte sich ent-
täuscht: „Das Argument, es sei kein Geld da, zieht nicht mehr,
nachdem aus dem Stand Milliarden für Banken, Autos und
eben auch Bausanierungen locker gemacht werden konnten.“

Sie stellt die Frage, wie Qualität erbracht werden soll,
wenn die Arbeitsbedingungen miserabel, ja gesundheitsge-
fährdend sind. So lässt sich z.B. in einem Klassenraum, der
sich im Sommer bis auf 40 Grad aufheizt, weil es keinen

Mangelhaft

funktionierenden Sonnenschutz gibt, nur schwer guter Un-
terricht machen. Dasselbe gilt für Klassenräume, die im
Winter wegen defekter Heizung nicht warm werden oder
deren Temperatur nicht reguliert werden kann. In Lehrerzim-
mern sollten genügend Plätze vorhanden sein, damit die
Kommunikation unter den Lehrkräften überhaupt stattfinden
kann. Werkstätten sollten über funktionierende Sicherheits-
einrichtungen verfügen, damit Lehrkräfte sich in Ruhe und
ohne Sicherheitsbedenken den Problemen der Kinder zuwen-
den können. Die Arbeit an Bildschirmarbeitsplätzen kann nur
dann gute Ergebnisse bringen, wenn sie nicht durch un-
ergonomisches und deshalb belastendes Sitzen beeinträch-
tigt wird. Diese Liste könnte man fortsetzen.

Das Institut für Qualitätsentwicklung, das die hessischen
Schulen durchleuchtet, hat dies für seine eigenen Beschäftig-
ten sehr wohl erkannt, denn es stellt in dem Referenzrahmen,
der zur Sicherung seiner eigenen Qualität erstellt wurde,
folgende Forderungen an seine Arbeitsplätze auf:
„Räumlichkeiten und Büroausstattung sind funktional. Die
MitarbeiterInnen äußern sich zufrieden über ihre Arbeitsplätze. Es
stehen funktionsgerechte Arbeitsplätze und –möglichkeiten zur
Verfügung. Die Einrichtung des Arbeitsplatzes entspricht den
geltenden Richtlinien. Die technische Ausstattung des Arbeitsplat-
zes ermöglicht effizientes Arbeiten, ein Support ist vorhanden. Die
MitarbeiterInnen erkennen berufsbedingte physische und psychische
Belastungen und treffen, gegebenenfalls mit Unterstützung der
Leitungsebenen, Maßnahmen zum Abbau von Belastungen.“

Ähnliches sollte für Lehrerarbeitsplätze, an die hohe Quali-
tätsanforderungen gestellt werden, auch gelten. Sein Schrei-
ben an die Stadtverordneten beschließt der GPRLL wie folgt:
„Sowohl die anstehende Lärmsanierung vieler Schulgebäude als auch
die vielen anderen Sanierungsmaßnahmen sind dringender denn je!
Alle Kinder haben Anrecht auf eine Lernumwelt, in der sie sich wohl
fühlen. Alle Lehrkräfte haben ein Recht auf eine Arbeitsplatz-
umgebung, die nicht gesundheitsgefährdend ist!“
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Mit dem Abschluss eines Tarifvertrags zur betrieblichen
Gesundheitsförderung wird im Sozial- und Erziehungsdienst
Neuland betreten. Zwar gibt es in vielen Bereichen des
Arbeitslebens, auch im öffentlichen Dienst, bereits Erfahrun-
gen mit tarifvertraglichen Regelungen für den Arbeits- und
Gesundheitsschutz. Erstmals wurden jetzt aber Ansprüche
der Beschäftigten und betriebliche Verfahren im Bereich
pädagogischer und sozialer Berufe erfasst. Vom Geltungsbe-
reich des Tarifvertrages nicht erfasst sind technische, haus-
wirtschaftliche und Verwaltungsberufe, die in Einrichtungen
des Sozial- und Erziehungsdienstes tätig sind. Man wird nicht
erwarten können, dass gesundheitliche Belastungen am Ar-
beitsplatz sehr schnell abgebaut werden. Der Zusammenhang
von gesundheitlichen Beschwerden und spezifischen Arbeit-
bedingungen ist gerade in pädagogischen Berufen außeror-
dentlich komplex. Liegt die Kausalität etwa im Straßenbau
zwischen dem Einatmen von Teerdunst und einer Lungen-
schädigung auf der Hand, so wird man für das Burn-out-
Syndrom ganze Ursachenbündel zu untersuchen haben.

Die Tarifvertragsparteien waren sich bei Vertragsabschluss
darüber einig, dass sie im juristischen Sinne mit dem verein-
barten Text noch keine völlige Rechtssicherheit herstellen
konnten. So wurde in einer Protokollerklärung die Verpflich-
tung aufgenommen, dass man zu weiteren Verhandlungen
zusammenkommt, wenn sich durch Rechtsprechung zeigen
sollte, dass einzelne Passagen geltendem Recht widerspre-
chen. Dies betrifft insbesondere die Zusammensetzung und
die Befugnisse der betrieblichen Kommission. Vermutlich
wird es auch weiteren Klärungsbedarf hinsichtlich der Ab-
grenzung von Rechten und Pflichten aus dem Tarifvertrag,
dem Arbeitsschutzgesetz, dem Arbeitssicherheitsgesetz, den
Hygienerichtlinien und der gesetzlichen Unfallversicherung
geben. Der Tarifvertrag nennt drei Instrumente:
1. den individuellen Anspruch auf die Durchführung einer

Gefährdungsbeurteilung
2. die Einrichtung einer betrieblichen Kommission
3. die Einrichtung eines Gesundheitszirkels

Jeder und jede Beschäftigte kann ab Inkrafttreten des Tarif-
vertrages einen Antrag auf Durchführung einer Gefährdungs-
beurteilung stellen. Die Gefährdungsbeurteilung wird dann
nach den Regelungen des Arbeitsschutzgesetzes vorgenom-
men. Das bedeutet, dass die Beurteilung je nach Art der
Tätigkeiten vorgenommen wird. „Bei gleichartigen Arbeits-
bedingungen ist“, so heißt es in § 5 Abs. 2 Arbeitsschutz-
gesetz, „die Beurteilung eines Arbeitsplatzes oder einer
Tätigkeit ausreichend.“ Das Arbeitsschutzgesetz gibt in § 5
Absatz 3 auch Hinweise darauf, welche Gefährdungsursachen
besonders beachtet werden sollen:
Eine Gefährdung kann sich insbesondere ergeben durch
1. die Gestaltung und die Einrichtung der Arbeitsstätte und des

Arbeitsplatzes,
2. physikalische, chemische und biologische Einwirkungen,
3. die Gestaltung, die Auswahl und den Einsatz von Arbeitsmitteln,

insbesondere von Arbeitsstoffen, Maschinen, Geräten und Anla-
gen sowie den Umgang damit,

4. die Gestaltung von Arbeits- und Fertigungsverfahren, Arbeitsab-
läufen und Arbeitszeit und deren Zusammenwirken,

5. unzureichende Qualifikation und Unterweisung der Beschäftigten.

Es ist also nicht vorgesehen, dass jeder Arbeitsplatz im
Einzelnen untersucht wird – das wären im Geltungsbereich
des Tarifvertrags rund 220.000 Arbeitsplätze. Es reicht aus,
signifikant bedeutsame Arbeitsplätze oder Tätigkeiten zu
untersuchen. So würde man zum Beispiel zur Beurteilung des
Faktors Lärm für Gesundheitsgefahren in Kindertagesstätten
in einer Kommune eine Auswahl von Arbeitsplätzen mit
spezifischen Ausstattungsmerkmalen in den Blick nehmen.
Kriterien für die Auswahl der zu untersuchenden Arbeitsplät-
ze könnten sein: Baujahr, Bauweise, verwendete Baumateria-
lien (Fliesen, Holz, Teppichboden), Raumgröße, Zahl der
gleichzeitig anwesenden Kinder.

Zur Untersuchung von Faktoren, die chronische Erschöp-
fungszustände auslösen, werden andere Kriterien, sogenann-
te „Stressoren“, eine Rolle spielen wie Alter der Erzieherin,
Anforderungsprofil, „schwierige“ Kinder, Betriebsklima, Vor-
und Nachbereitungszeit und vieles mehr.

Mit der Bildung von betrieblichen Kommissionen und der
Einrichtung von Gesundheitszirkeln geht man über die bishe-
rigen Regelungen des Arbeitsschutzgesetzes hinaus. Während
es in § 3 lediglich heißt, dass der Arbeitgeber eine „Verbesse-
rung von Sicherheit und Gesundheitsschutz der Beschäftigten
anstreben soll“, werden mit dem neuen Tarifvertrag Strukturen
geschaffen, in denen Beschäftigte und Arbeitgeber gemeinsam
„Belastungen am Arbeitsplatz und deren Ursachen analysieren
und Lösungsansätze zur Verbesserung der Arbeitssituation
erarbeiten“. Die Vertreterinnen und Vertreter in der betriebli-
chen Kommission werden auf Vorschlag des Personalrates
berufen. Sie müssen zwar Beschäftigte der jeweiligen Kommune
sein, aber nicht selbst Personalratsmitglieder. Die Befugnisse
der betrieblichen Kommission gehen nicht so weit, dass sie
Beschlüsse fassen kann, die unmittelbar Maßnahmen zur Ver-
besserung des Arbeitsschutzes und der Gesundheitsförderung
in Gang setzen. Erst wenn die Vertreter der Beschäftigten mit der

Ungesunde Kita-Arbeit
Der Tarifvertrag zur betrieblichen Gesundheitsförderung
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Ein langer Schultag! Acht Stunden in stickigen Räumen
gesessen, jetzt, auf dem Heimweg: Kopfschmerzen. Wer
kennt das nicht, wenn man im Unterricht mit aller Macht
gegen den Drang kämpft, den Kopf auf den Tisch zu legen
und für einen Moment die Augen zu schließen. Jemand muss
wegen heftigem Nasenbluten eine Klausur abbrechen, ein
anderer geht nach der vierten Stunde wegen Übelkeit nach
Hause. Der nächste sitzt mit brennenden Augen im Unter-
richt, ein Sanitäter wird gerufen, weil jemandem schwindlig
ist. Lehrer haben mit unkonzentrierten Klassen zu „kämp-
fen“, viele Schülerinnen und Schüler sind erkältet. Lange
Schultage, spätes Zubettgehen, Stress in Schule oder Frei-
zeit, frühes Aufstehen gelten als mögliche Ursachen. Aber
sind  es auch die einzigen?

Im Sommer 2007 wurde in Teilen unserer Schule ein
neuer Boden verlegt, der Synthese-Kautschuk-Boden ob-
jectflor® - SaarFloor Diamant. Den meisten Schülerinnen
und Schülern fiel der „Gestank“ des neuen Bodens auf, der
durch Lüften nur kurzfristig vermindert wurde, insgesamt
aber auch jetzt, zwei Jahre später, noch sehr stark ist. Im
April 2008 fanden Raumluftmessungen bezüglich flüchti-
ger organischer Substanzen, den VOCs (Volatile Organic
Compound), statt. Beim Betrachten der Messergebnisse fällt
neben anderen festgestellten chemischen Stoffen die Kon-
zentration von Naphthalin (24,5 µg/m3) vor allem in einem
Raum ins Auge. Für Naphthalin bestimmt das Umweltbun-
desamt wie für viele andere Stoffe keine Grenzwerte für die
Raumluftkonzentration, sondern Richtwerte. Dabei muss
man zwischen Richtwert I (RW I) und Richtwert II (RW II)
unterscheiden. Das Umweltbundesamt schreibt dazu:
„Richtwert I (RW I) beschreibt die Konzentration eines Stoffes in der
Innenraumluft, bei der bei einer Einzelstoffbetrachtung nach gegen-
wärtigem Erkenntnisstand auch dann keine gesundheitliche Beein-
trächtigung zu erwarten ist, wenn ein Mensch diesem Stoff lebens-
lang ausgesetzt ist.“

Stoffkonzentrationen bis RW I werden also als unschädlich
angesehen. Zu RW II heißt es auf der Homepage weiter:
„Er stellt die Konzentration eines Stoffes dar, bei deren Erreichen
beziehungsweise Überschreiten unverzüglich zu handeln ist. Diese
höhere Konzentration kann, besonders für empfindliche Personen bei
Daueraufenthalt in den Räumen, eine gesundheitliche Gefährdung sein.“

Bei Naphthalin liegen RW I bei 0,002 mg/m3 und RW II bei
0,02 mg/m3 = 20 µg/m3. Somit wurde in diesem Raum der

Richtwert II überschritten. Naphthalin führt nach dem On-
line-Lexikon Wikipedia „auf der Haut zu starken Reizungen
und zu Dermatitis, (...) kann die roten Blutzellen schädigen
und (...) zu Schleimhautreizungen, Kopfschmerzen und Übel-
keit, Erbrechen und Verwirrtheitszuständen führen. (…) Eine
krebserregende Wirkung des Naphthalins wird vermutet.“

Für die auf dem Schulgelände aufgestellten Container
liegen zwar keine konkreten Messergebnisse vor, doch
besteht der Verdacht, dass die dortige Schadstoffsituation
ähnlich ist. Sie stehen zwar nur noch bis nach dem Umbau im
Jahr 2012, jedoch ergibt das insgesamt sieben Jahre Lernen
im Container. In der Arbeitsstättenverordnung von 1997
heißt es, dass „während der Arbeitszeit ausreichend gesund-
heitlich zuträgliche Atemluft vorhanden sein muss“.

Abschließend lässt sich sagen, dass man bei einer Beurtei-
lung der Schadstoffgefährdung nicht nur die einzelnen Werte
sehen darf, sondern auch die Addition vieler Schadstoffe, die
im Einzelnen vielleicht unter den Grenzwerten liegen, sich
aber im Körper akkumulieren (ausführlich: www.dugi-ev.de/
KrugWolfgang-KinderhirnInNot.pdf).
Maike Kaufmann
Schülerin der Jahrgangsstufe 13 der Martin-Luther-Schule Rimbach

Mehrheit der Arbeitgebervertreter Maßnahmen beschließt,
müssen diese umgesetzt werden. Kommt ein Beschluss nur mit
Stimmenmehrheit der Vertreter der Beschäftigten zustande und
lehnt der Arbeitgeber die Umsetzung dieses Beschlusses ab, so
hat er die Gründe, die zur Ablehnung führten, öffentlich
bekannt zu machen. Bei aller Einschränkung der Befugnisse
und damit der Wirksamkeit der betrieblichen Kommission ist
der Tarifvertrag dennoch ein wichtiger Schritt zur Aufwertung
des Arbeitsschutzes und der Gesundheitsförderung. In den

nächsten Jahren wird es mit den neuen tarifvertraglichen
Instrumenten gelingen, das Problembewusstsein und das Wis-
sen über den Zusammenhang von Arbeitsbedingungen und
gesundheitlichen Belastungen von Erzieherinnen und Erzie-
hern zu erhöhen. Die GEW wird sich an diesem Prozess aktiv
beteiligen, indem sie ihre Mitglieder, die in den betrieblichen
Kommissionen und Gesundheitszirkeln mitwirken, umfassend
fortbildet und begleitet.
Bernhard Eibeck, GEW-Hauptvorstand

Gefährliche Klassenräume
Schadstoffe in der Raumluft gefährden die Gesundheit
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Das Projekt Schule & Gesundheit des Hessischen Kultusminis-
teriums (HKM) soll den Aufruf „Gesundheit für alle“ der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) und die in den Erklä-
rungen von Ottawa (1986), Jakarta (1997) und Mexiko (2000)
formulierten WHO-Strategien umsetzen. Das betrifft
• die Verbesserung der gesundheitsorientierten Chancen-
gleichheit für Schülerinnen und Schüler durch Minderung
individuellen Risikoverhaltens und Stärkung individueller
Ressourcen und Schutzfaktoren (Lebensweisen-Ansatz),
• die gezielte Verbesserung der gesundheitsorientierten
Professionalität von Lehrerinnen und Lehrern durch Minde-
rung individueller Risikomuster und Stärkung individueller
Ressourcen und Schutzfaktoren (Lebensweisen-Ansatz) und
• die Gestaltung gesundheitsfördernder Arbeitsplätze, Lern-
und Lebensräume, die vor allem von einem guten Schulklima,
einer gesundheitsförderlichen Schulorganisation im Kontext
der Schulentwicklung und gesundheitsverträglichen Schul-
bauten getragen sind (Setting-Ansatz).

Um diese Ziele zu erreichen, sind alle Einrichtungen der
Bildungsverwaltung aufgefordert, Maßnahmen der Gesund-
heitsförderung einzuleiten und schrittweise ein Gesundheits-
management aufzubauen. Hierbei soll der gesetzlich gefor-
derte Arbeits- und Gesundheitsschutz realisiert werden.

Zur Unterstützung des Gesamtprozesses wurde die opera-
tive Geschäftseinheit Servicestelle Schule & Gesundheit beim
Amt für Lehrerbildung (AfL) etabliert. Sie bietet Beratungen
in den folgenden Teilgebieten:
• Sucht- und Gewaltprävention
• Ernährungs- und Verbraucherbildung einschließlich

Schulverpflegung
• Bewegung und Wahrnehmung einschließlich täglicher

Bewegungszeiten
• Umweltbildung und Bildung für nachhaltige Entwicklung
• Verkehrserziehung und Mobilitätsbildung
• Sexualerziehung und HIV-Aidsprävention
• Schulsanitätsdienste und Erste-Hilfe-Kurse
• Informationen zur Organspende, für chronisch kranke

Kinder und über Fragen der seelischen Gesundheit
• Gesundheit der Lehrkräfte
• Arbeitsplatz Gesunde Schule und Gesundes Studien-

seminar (Arbeitsschutz, Gesundheitsmanagement)
Zielgruppen der Beratungen sind Lehrerkollegien, einzelne
Lehrkräfte, die Fachberaterinnen und Fachberater der Staat-
lichen Schulämter, die Vertreterinnen und Vertreter der
Studienseminare, Führungskräfte in der Bildungsverwaltung,
Eltern und Schülerinnen und Schüler. Dabei werden zur Zeit
folgende Leistungen erbracht:
• Hotline zur persönlichen Beratung
• www.schuleundgesundheit.hessen.de: Themenportal mit
Hintergrundinformationen, Materialien und aktuellen Infos
• Vermittlung von Expertinnen und Experten und Referen-
tinnen und Referenten
• Unterstützung bei der Durchführung von Online-Befra-
gungen zur Gesundheit der Lehrkräfte sowie zur Gesundheit
der Schülerinnen und Schüler
• direkte Beratung bei der Planung und Umsetzung von
schuleigenen Projekten und Konzepten, zum Beispiel zur
Schulentwicklung durch Gesundheitsförderung

• Qualifizierung der dem Projekt „Schule & Gesundheit“
zugeordneten Fachberaterinnen und Fachberater der staatli-
chen Schulämter
• jährliche Fachtagung des Projekts „Schule & Gesundheit“
Zur Förderung der Gesundheit von Lehrerinnen und Lehrern
wurden in den vergangenen beiden Jahren Pilotvorhaben mit
verschiedenen Kooperationspartnern durchgeführt mit dem
Ziel, Informationen und Erfahrungen zu sammeln, um daraus
ein Regelangebot für die Unterstützung der Schulen in
Hessen zu entwickeln:
• Das Pilotprojekt Lehrerinnen- und Lehrergesundheit im
Bereich des Staatlichen Schulamtes Weilburg wurde durch
Professor Uwe Schaarschmidt, Mitinitiator der Potsdamer
Lehrerstudie, und Dr. Fischer (www.coping.at) begleitet. Mit
Hilfe der Befragungssysteme AVEM (Persönliches Erlebens-
und Verhaltensmuster) und ABC-L (Arbeitsplatz-Bewertungs-
check für Lehrerinnen und Lehrer) wurde eine Bestandsauf-
nahme zur Erfassung der Lehrerinnen- und Lehrergesundheit
erhoben. Auf der Grundlage der Ergebnisse wurden Maßnah-
men zur Gesundheitsförderung in den Schulen verabredet.
Das Befragungsinstrument wurde weiterentwickelt und steht
allen hessischen Schulen gegen einen geringen Kosten-
beitrag zur Verfügung.
• Das Vorhaben „Gemeinsam gute Schule entwickeln“
wurde mit Unterstützung der Deutschen-Angestellten-Kran-
kenkasse DAK durch die Universität Lüneburg an einigen
hessischen Modellschulen durchgeführt. Im ersten Schritt
wird eine umfassende Diagnose durchgeführt, in der zentrale
Dimensionen der Schulqualität und des Gesundheitsstatus
der Mitglieder sowie Einflussfaktoren und Rahmenbedin-
gungen erhoben werden. Auf Grundlage der Problemanalyse
bestimmte jede Schule selbst, welche Aspekte der Gesund-
heitsförderung ihr wichtig sind und wo es Handlungsbedarf
gibt. In Projektgruppen entwickelten Schülerinnen und Schü-
ler, Lehrkräfte, Schulleitung, nichtunterrichtendes Personal
und Eltern Maßnahmen zur Gesundheitsförderung, die den
Handlungsbedarf aufnehmen und die Schulen auf ihrem Weg
zur guten gesunden Organisation positiv bestärken. Am Ende
der dreijährigen Begleitung durch das Projektzentrum an der
Leuphana-Universität Lüneburg wird über eine abschließen-
de Befragung der Projektverlauf evaluiert. Jede Schule erhält
einen abschließenden Projektbericht.
• Unter dem Titel „Gesundheitsmanagement konkret“ fand
im Juni 2009 die Auftaktveranstaltung eines weiteren Pro-
jektes statt, an dem 22 Schulen unterschiedlicher Schul-
formen und zwei Studienseminare teilnehmen. Dabei konn-
ten auch schon erste Ergebnisse aus den Projekten zur
Lehrergesundheit berücksichtigt und Schritte zum Aufbau
eines Gesundheitsmanagements in Schule und Bildungs-
verwaltung entwickelt werden. Die Servicestelle beim AfL
koordiniert und steuert den Gesamtprozess unter anderem
auch durch Fortbildungsmaßnahmen für die beteiligten
Projektteams.
Margit Büchler-Stumpf und Reiner Mathar, AfL
Kontakt: Servicestelle Schule & Gesundheit im AfL, Margit Büchler-
Stumpf, E-Mail: Margit.Buechler-Stumpf@afl.hessen.de, und Reiner
Mathar, E-Mail: Reiner.Mathar@afl.hessen.de

Projekte wirken
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Als gesetzliche Unfallversicherung hat die Unfallkasse Hessen
(UKH) gemäß Sozialgesetzbuch VII die Aufgabe, für ihre
Versicherten mit allen geeigneten Mitteln für die Verhütung
von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten
Gesundheitsgefahren sowie für eine wirksame „Erste Hilfe“ zu
sorgen. Im Schulbereich sind alle Schüler, angestellte Lehr-
kräfte sowie das Personal des Schulträgers (Sekretärin, Haus-
meister etc.) bei der UKH versichert. Aufgrund der Versicher-
tenstruktur (1,6 Millionen Schülerinnen und Schüler) und des
Unfallgeschehens (100.000 Schülerunfälle pro Jahr) konzen-
triert sich die Präventionsarbeit zwar auf die Schüler, Präven-
tionsmaßnahmen am System Schule kommen aber letztlich
immer allen Beteiligten (auch den verbeamteten Lehrkräften,
die nicht zu den Versicherten der UKH zählen) zugute.

Bei der Beratung und Überwachung geht es darum,
festzustellen, ob die Gebäude und Einrichtungen, die der
Schulträger zur Verfügung stellt, zu keinen Unfallgefahren
und Risiken für die Gesundheit der Nutzer führen. Die
Umsetzung der Unfallverhütungs- und Arbeitsschutzvor-
schriften in Schulen wird von Aufsichtspersonen der Unfall-
kasse Hessen überwacht. Zur Überwachung gehören vorran-
gig die Besichtigungen der genannten Gebäude und Anlagen.
Die Aufsichtspersonen haben hinsichtlich der Mängelbesei-
tigung ein Anordnungsrecht.

Durch umfassende Beratung können Mängel oft bereits im
Vorfeld vermieden und der Überwachungsaufwand reduziert
werden. Die Aufsichtspersonen der Unfallkasse Hessen sowie
weitere Mitarbeiter der Präventionsabteilung beraten daher
auch über technische und organisatorische Verbesserungs-
möglichkeiten in Fragen der Sicherheit und des Gesundheits-
schutzes. Darüber hinaus beschäftigen sie sich auch mit
pädagogischen und psychologischen Fragen der Prävention
sowie mit der Verhütung von arbeitsbedingten Gesundheits-
gefahren. Zur Überwachung bzw. zur Beratungsleistung ge-
hört auch die Durchführung von Messungen (z.B. Lärm- und
Gefahrstoffmessungen).

In der Bildungsarbeit werden ein breites Schriften-
spektrum sowie zielgruppenspezifische Seminare angeboten.
Im Schriftenangebot finden sich die jeweiligen Vorschriften-
texte sowie entsprechende Fachinformationen. Behandelt
werden alle wesentlichen Präventionsthemen – von den
baulichen Ausstattungsvorschriften bis hin zur Verkehrser-
ziehung und dem sicheren Schulsport. Die Schriften können
unter www.ukh.de und  www.dguv.de eingesehen oder her-
untergeladen werden oder stehen auch in gedruckter Form
zur Verfügung. Das Seminarprogramm bietet spezielle Semi-
nare für Lehrkräfte, Sicherheitsbeauftragte und Schulleitun-
gen, wobei Basis- und Aufbauwissen in schulspezifischen
Themen der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes vermit-
telt wird. Die Schulen erhalten das Seminarprogramm jeweils
zum Jahresende, das Programm steht aber auch unter
www.ukh.de zur Verfügung.

Für die Erste-Hilfe-Ausbildung der Lehrkräfte wurden
gemeinsam mit den Hilfeleistungsunternehmen spezielle
Grundkurse und Auffrischungstrainings entwickelt. Die Kos-
ten werden von der Unfallkasse im Rahmen einer Kontingen-
tierung übernommen.

Projekte haben in der Präventionsarbeit einen hohen
Stellenwert, sie schaffen Basiswissen und ermöglichen einen
entsprechenden Praxistransfer. Im Schulbereich laufen der-
zeit bzw. wurden kürzlich folgende Projekte abgeschlossen:
• Ballsport – aber sicher! Projekt zur Senkung der Unfall-
zahlen im Schulsport. Ballsportunfälle stellen im Schulsport
den wesentlichen Schwerpunkt dar. Im Rahmen des Projektes
werden Lehrkräfte im Hinblick auf eine sichere Gestaltung
des Ballsports geschult (www.ukh.de/praevention/schulen/pro-
jekte/ballsport-aber-sicher/).
• Das flüsternde Klassenzimmer ist ein Gemeinschaftsprojekt
mit der GEW zum Thema Lärm im Klassenzimmer. Durch
schlechte Raumakustik (Halligkeit) können in Klassenräumen
erhöhte Lärmpegel bestehen. Im Rahmen des Projekts wurde die
akustische Qualität von Klassenräumen untersucht und durch
nachträglichen Einbau absorbierender Oberflächen verbessert
(www.ukh.de/praevention/schulen/projekte/das-fluesternde-
klassenzimmer).
• CO2-Belastung im Unterricht: Im Rahmen einer
Gemeinschaftsstudie (Uni Bremen, GUV Hannover, UKH) wurde
die CO2-Belastung in Klassenräumen untersucht (in dieser HLZ
S. 6 f.). Hohe CO2-Werte können zu Unwohlsein, Kopfschmerz
und Konzentrationsstörungen führen (www.isf.uni-bremen.de/
ISF_Forschung.htm).
• Schulsanitätsdienste: Schulsanitätsdienste können sich
positiv auf das Sozialklima, die Risikowahrnehmung und
somit auf das Unfallgeschehen auswirken. Die Unfallkasse
Hessen unterstützt daher im Projektrahmen die Tätigkeit von
Schulsanitätsdiensten.
• Die sichere Pause: Ein Viertel der Schülerunfälle ereignet
sich in der Pause. Mit dem Wettbewerb „Die sichere Pause“
möchte die Unfallkasse Schulen bei ihren Bemühungen für
einen sicheren Schulaufenthalt unterstützen (www.ukh.de/
praevention/projekte/wettbewerb-sichere-pause/).
• Wegeunfallprävention: Wegeunfälle machen zwar nur
10 % der Schülerunfälle aus, weisen aber eine hohe
Verletzungsschwere auf. Die Verkehrserziehung gehört daher
seit vielen Jahr zum Präventionskonzept der Unfallkasse
Hessen. Aktuell wurden im Rahmen der Aktion „immer sicher
unterwegs“ Kindergartenkinder für den Schulweg vorberei-
tet. Strukturelle Arbeit wird z.B. mit dem Hessischen Ver-
kehrssicherheitsforum geleistet.
• Zusammenarbeit mit dem Kultusministerium: Die
Präventionsarbeit findet traditionell in enger Zusammenar-
beit mit dem Kultusministerium statt und ist in einem
Kooperationsvertrag geregelt. Das Zusammenwirken reicht
vom regelmäßigen Erfahrungs- und Informationsaustausch
bis zur Abwicklung gemeinsamer Projekte. Aktuell bestehen
gemeinsame Aktivitäten insbesondere im Arbeitsfeld „Schule
& Gesundheit“ (gemeinsame Fachtagung, Einrichtung eines
Schulportals). Darüber hinaus besteht eine regelmäßige Zu-
sammenarbeit auf Fachebene (Verkehrserziehung, Gefahr-
stoffe etc.), so wird zum Beispiel das Hessische Gefahrstoff-
Informations-System Schule (HessGISS) gemeinsam mit dem
Kultusministerium herausgegeben.

Helmut Hartmann, Unfallkasse Hessen

Prävention geht vor
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Erstaunen ringsum. Entweder will man es nicht wahr haben
oder glaubt immer noch, dass Sucht unter gebildeten Men-
schen nicht vorkommt. Dabei weiß jeder, wie belastend der
Schuldienst sein kann und welche Erkrankungen dadurch
erzeugt werden können. Warum soll dies Suchterkrankungen
ausschließen?

Wenn ich im Folgenden von „einem Kollegen“ spreche,
dann nur wegen der besseren Lesbarkeit, es kann aber auch
durchaus auch „eine Kollegin“ sein.

Was versteht man heute unter „Sucht“ und „Abhängig-
keit“? 1957 definierte die Weltgesundheitsorganisation Sucht
als den Zustand periodischer oder chronischer Vergiftung,
die durch wiederholte Zufuhr einer bestimmten Substanz
hervorgerufen wird und durch vier Kriterien gekennzeichnet
ist:
• unbezwingbares Verlangen zur Einnahme und Beschaf-

fung des Mittels
• Tendenz zur Dosissteigerung
• physische und psychische Abhängigkeit
• Folgeschäden für den Konsumenten, seine direkte Umge-

bung und die Gesellschaft
Grundsätzlich kann jede Form menschlichen Verhaltens zur
Sucht werden oder suchtähnliche Züge annehmen. Es gibt die
Kaufsucht, das pathologische Glücksspiel, die Arbeitssucht,
Essstörungen und viele Ausprägungen mehr. Seit 1968 ist
auch die Alkoholsucht von den Versicherungsträgern in
Deutschland als chronische Erkrankung anerkannt. Die Be-
handlung des akuten Zustandes zur direkten Abwendung von
alkoholbedingten, gesundheitlichen Schäden, die Entgif-
tung, übernimmt die Krankenkasse. Rehabilitationsmaßnah-
men zur Entwöhnung dienen der Wiederherstellung der

Gesundheit und der Abwendung weiterer Folgeschäden. Sie
werden in entsprechenden Einrichtungen stationär oder
ambulant durchgeführt und auf Antrag vom Rentenver-
sicherungsträger beziehungsweise von Krankenkassen und
Beihilfe bezahlt.

Hinweise auf eine Alkoholsucht
Ihnen fällt auf, dass der Kollege X morgens immer stark nach
Pfefferminz riecht. Im Verlauf des Tages verliert sich der
Geruch. Wieso nur morgens? Kollege Y hat zwar fast den
gleichen Anfahrtsweg wie Sie, kommt aber trotzdem häufiger
wegen „Stau“ eine oder zwei Stunden zu spät zum Unterricht.
Ab und zu ruft auch mal dessen Frau an und entschuldigt ihn,
dass er sich nachts übergeben habe oder stark erkältet wäre
oder Zahnschmerzen hat und dringend zum Zahnarzt muss.
Glücklicherweise sind solche Erkrankungen fast immer auch
am nächsten Tag wieder behoben. Er hat ja eine starke Natur.

Es gibt auch den Kollegen, den man schon länger kennt,
der sich aber im Verlauf eines Dienstlebens verändert. Früher
war er ein kooperativer, ein angenehmer Mensch, freundlich,
zuvorkommend und höflich. In letzter Zeit ist er eher
mürrisch, manchmal streitsüchtig oder rechthaberisch. Frü-
her wirkte er gepflegt und sympathisch, aber in letzter Zeit
scheint ihn sein Äußeres nicht mehr wirklich zu interessieren.
In Konferenzen ist er häufiger unpünktlich, manchmal
schlecht vorbereitet, schlecht gelaunt und „aufmüpfig“.

Im Falle von illegalen Drogen und Medikamentenabhän-
gigkeit sind die Anzeichen ähnlich und doch wieder sehr
unterschiedlich je nach Art und Menge des Konsums. Manche
Zeichen kennt man: unmotivierte Schweißausbrüche, flat-
ternde Augen, stark geweitete Pupillen, plötzliche Stim-
mungsschwankungen usw. Entsprechende Internet-Seiten lie-
fern viele Informationen über Drogen, Konsum und Auswir-
kungen, was aber die Erkennbarkeit wegen der Vielfalt nicht
erleichtert. Die Persönlichkeitsveränderungen sind mögli-
cherweise der einzige Ansatzpunkt, der allen Drogen gleich
ist – legal wie illegal.

Was kann man als Kollege tun?
Schnell taucht die Frage auf, was man tun kann, wenn man so
etwas oder ähnliches beobachtet. Zunächst sollte man sich
nicht scheuen, die Person vertraulich und direkt anzuspre-
chen. In den meisten Fällen kommt aber Ablehnung, aufbrau-
sendes Verhalten oder Beschwichtigung als Reaktion zurück.
Die Tatsache allerdings, dass es um die Gesundheit und
Sicherheit eines Kollegen geht, sollte die notwendigen Zivil-
courage aktivieren, das Thema weiter im Auge zu behalten
und nicht nachzulassen, wobei man aber auch nicht überse-
hen darf, dass man sich irren kann. Das offene, persönliche
und freundschaftliche Gespräch ohne Vorwürfe, Anschuldi-
gungen und mit der Konzentration auf das eigene Empfinden
bei dieser Angelegenheit klärt in den meisten Fällen die
Situation.

Bei uns in der Schule?
Suchtprobleme nicht auf die leichte Schulter nehmen

Zahlen zum Thema Alkoholsucht
• Im Durchschnitt konsumiert jeder Einwohner der BRD
etwas 10,2 Liter reinen Alkohol pro Jahr. Umgerechnet auf
die Bevölkerung im Alter zwischen 18 und 69 Jahren sind
dies etwa 40 Gramm reiner Alkohol pro Tag. Bei Männern
liegt die Grenze zum gesundheitlichen Risiko bei rund 30
Gramm pro Tag, bei Frauen etwa bei 20 Gramm pro Tag.
• Der Staat erzielte aus dem Alkoholkonsum im Jahr 2006
Steuereinnahmen in Höhe von 3,5 Milliarden Euro. Im
gleichen Zeitraum wurden für Alkoholwerbung immer noch
510 Millionen Euro ausgegeben.
• 2006 starben etwa 42.000 Menschen an den Folgen des
Alkoholkonsums direkt oder indirekt, zum Beispiel bei
Unfällen, die durch Alkohol verursacht wurden.
• Der Gesamtschaden für die deutsche Volkswirtschaft
durch Unfälle, Krankheit, Alkohol bedingten Arbeitszeit-
ausfall, Arbeitsunfälle und Produktionsausfälle wird auf
jährlich etwa 25 Milliarden Euro geschätzt.
Quelle: Jahrbuch Sucht 2008, Neuland Verlag, Herausgeber: Deutsche
Hauptstelle für Suchtfragen e.V., Hamm, 2008, www.dhs.de oder
www.neuland.com



15 HLZ 10–11/2009

Der DGB-Index Gute Arbeit ist das menschliche Maß für die Arbeit –
ein wissenschaftlich fundiertes Instrument zur Erfassung der Arbeits-
bedingungen aus Beschäftigtensicht. Mit der jährlichen Erhebung zum
DGB-Index wurde 2007 ein repräsentatives bundesweites Berichts-
system zur Arbeitsqualität von abhängig Erwerbstätigen etabliert.
2008 gab der GEW-Hauptvorstand daher zwei Sonderauswertungen
des Datensatzes in Auftrag, je eine zu Lehrerinnen und Lehrern und zu
Erzieherinnen und Erziehern. Die Ergebnisse der Lehrerauswertung
wurden in der Studie „Arbeitsqualität aus Sicht von Lehrerinnen und
Lehrern - Ergebnisse aus der Erhebung zum DGB-Index Gute Arbeit“
von Tatjana Fuchs und Falko Trischler zusammengefasst. Gesa Bruno-
Latocha vom Vorstandsbereich Angestellten- und Beamtenpolitik des
GEW-Hauptvorstands stellt wichtige Erkenntnisse und Schluss-
folgerungen vor. Beide  Studien stehen vollständig im Internet unter
www.gew.de zum Download zur Verfügung. Über die Erzieherstudie
berichtet die HLZ in ihrer nächsten Ausgabe 12/2009.
Die Studie betrachtet den Arbeitsplatz von Lehrerinnen und
Lehrern der allgemeinbildenden Schulen und der Berufs-
schulen, von Fachlehrerinnen und Fachlehrern und von
Kunst-, Musik- und Sportlehrerinnen und -lehrern. Insgesamt
wurden dabei in den Jahren 2007 und 2008 292 Lehrkräfte
befragt (2007: 160 und 2008: 132). Die Gruppe der Dienstleis-

„Gute Arbeit“ in der Schule
Ergebnisse einer Befragung von Lehrerinnen und Lehrern

Eine Aufgabe für Schulleitungen und Personalräte
Für den Bereich der Schulen gibt es keine Dienstvereinbarung
über Verfahrensweisen beim Umgang mit alkoholkranken
Kolleginnen und Kollegen. Eine Dienstvereinbarung des
Kultusministeriums mit dem Hauptpersonalrat der Verwal-
tung gilt nur für den Bereich des Kultusministeriums und der
Schulämter (Amtsblatt 5/2005, S. 339 ff). Der angemessene
Umgang mit Suchtkrankheit im Lehrerkollegium ist eine
Führungsaufgabe, die die Schulleitung gegebenenfalls in
Zusammenarbeit mit internen oder externen Hilfsangeboten
in Ausübung ihrer Aufgaben unter Berücksichtigung der
Fürsorgepflicht gegenüber den Beschäftigten auszufüllen
hat. Die Tatsache, dass die Schulleitung in der Regel mit der
angemessenen Reaktion auf diese Problematik überfordert
ist, ist gerade der Ansatzpunkt für die Forderung nach
Einrichtung von Arbeitskreisen, die sich der Aufgabe stellen,
fachlich fundierte Verfahrensweisen zu entwickeln und der
Schulleitung und allen anderen von der Problemstellung
Betroffenen Information und Beratung anzubieten.

Zielsetzung ist hierbei neben der Hilfestellung für die
Schulleitung gleichrangig die Entwicklung eines einheitli-
chen, fachlich begründeten, transparenten und fairen Ver-
fahrens, das die Belange des suchtkranken Kollegen und
seinen Schutz vor Willkür und Beliebigkeit sicherstellt.
Eine für Lehrerinnen und Lehrer gültige und unter Mitwir-
kung der Personalvertretungen formulierte Dienstverein-
barung müsste der besonderen Beschäftigungs- und Ar-
beitsplatzsituation von Lehrern Rechnung tragen.
Bernd Wilhelmi
Kollege Wilhelmi arbeitet seit vielen Jahren im Arbeitskreis Sucht
beim Staatlichen Schulamt Darmstadt-Dieburg mit.

Grundsätzlich ist es ratsam, sich nicht allzu schnell von
seiner Empfindung und seiner Zivilcourage abbringen lassen.
Also gilt es, sich Hilfe zu holen, bei den Fachleuten in der
Schulen, den Beratungslehrkräften, beim Personalrat oder
der Schulleitung. Wie denn: Petzen? Das ist sicherlich nicht
gemeint, sondern es geht um die Gesundheit und Sicherheit
eines Kollegen. Der Betroffene wird dies wahrscheinlich
zunächst nicht lustig finden und Ihnen vielleicht sogar die
Freundschaft kündigen. Bleiben Sie gelassen und informie-
ren Sie sich über Hilfen bei Verdacht auf Alkoholerkrankung
bei den Beratungsstellen der Gesundheitsämter, von Caritas
oder Diakonie. Auch bei den Jugend-, Drogen- und Sucht-
beratungsstellen finden Sie professionelle Helfer, ebenso bei
Selbsthilfeorganisationen (Guttempler, Blaues Kreuz, Kreuz-
bund, Freundeskreis der Suchtkrankenhilfe oder Anonyme
Alkoholiker und andere).

Es liegt in der Natur jeder Abhängigkeitserkrankung,
dass eben nicht nur der Betroffene Probleme hat, sondern
dass auch seine direkte Umgebung in Mitleidenschaft gezo-
gen wird. Familie und gute Freunde vertuschen, beschöni-
gen, lügen für den Betroffenen, um nicht zugeben zu
müssen, dass in der Familie eine Abhängigkeitserkrankung
vorliegt. Man spricht deshalb von einer systemischen Er-
krankung. Das Thema der Abhängigkeitserkrankung wird
immer noch tabuisiert. Glücklicherweise ist die gesell-
schaftliche Ansicht darüber aber im Wandel zum Besseren.
Was früher als „Charakterschwäche“ angesehen wurde, ver-
steht man heute schon als schwerwiegende Erkrankung.
Menschen, die diese Erkrankung unter Kontrolle gebracht
haben, werden inzwischen durchaus mit Achtung angese-
hen.

Dr. Klaus-Peter Sawinski

tungsberufe wird als Vergleichsgruppe herangezogen. Dabei
beschränkt sich die Auswahl jedoch auf Beschäftigte mit
(Fach-)Hochschulabschluss, die weitestgehend dem Ausbil-
dungsstand der Lehrkräfte entsprechen.

Anforderungen an gute Arbeit
Für eine Betrachtung des DGB-Index der Lehrerinnen und
Lehrer ist es zunächst von Bedeutung, was aus Sicht der
Befragten unter guter Arbeit zu verstehen ist. Im Vergleich zu
anderen Berufsgruppen legen Lehrerinnen und Lehrer beson-
deren Wert auf die gesellschaftliche Nützlichkeit und Sinn-
haftigkeit der Arbeit. 89 % aller Befragten halten diesen
Aspekt für äußerst oder sehr wichtig gegenüber 64 % bei allen
Befragten. Das Einbringen von Kreativität bei der Arbeit wird
von den befragten Lehrerinnen und Lehrern mit 95 % ebenfalls
besonders häufig als sehr wichtig/äußerst wichtig eingeschätzt
(alle Befragte: 83 %). Weitere überdurchschnittlich als wichtig
beurteilte Aspekte sind Einfluss- und Gestaltungsmöglichkei-
ten, Sicherheit und ein respektvoller Umgang bei der Arbeit.
Aus Sicht von Lehrerinnen und Lehrern ist Arbeit nur dann als

T I TELTHEMA
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„gut“ zu bezeichnen, wenn berufliche Zukunftssicherheit ge-
währleistet wird und die Einkommen als ausreichend und
leistungsgerecht empfunden werden (Einkommens- und Be-
schäftigungssicherheit). Gute Arbeit bedeutet jedoch auch, in
einem wertschätzenden und unterstützenden Team von Kolle-
ginnen, Kollegen und Führungskräften zu arbeiten, durch eine
lernförderliche Arbeitsgestaltung mit ausreichenden Qualifi-
zierungs- und Entwicklungsmöglichkeiten sowie einem kla-
ren, umfassenden Informationsfluss unterstützt zu werden.

Der DGB-Index Gute Arbeit erreicht für die Berufsgruppe
der Lehrerinnen und Lehrer in den Jahren 2007/2008 einen
Wert von 66 Punkten. Konkret steht hinter dem Indexwert
von 66 Punkten, dass 22 % der Arbeitsplätze von den
Beschäftigten als umfassend positiv beschrieben werden.
58 % der Arbeitsplätze lassen sich auf der Grundlage der
Befragung als mittelmäßig gestaltet beschreiben. Ein Fünftel
der Arbeitsplätze (19 %) muss hingegen als mangelhaft
beschrieben werden. Bei diesen Arbeitsplätzen kommt insbe-
sondere ein hohes Belastungsniveau zum Tragen (Teilindex
Belastungen: 36 Punkte) sowie mangelnde Einkommens- und
Beschäftigungssicherheit.

Der Teilindex „Belastungen“ umfasst die Dimensionen
Arbeitsintensität, emotionale und körperliche Anforderungen.
Es zeigt sich, dass rund 33 % aller Lehrerinnen und Lehrer in
diesem Teilindex unter schlechten Bedingungen arbeiten. Dies
ist mehr als der Durchschnitt aller Befragten und deutlich mehr
als bei den Dienstleistungsberufen mit Hochschul- und
Fachhochschulabschluss. Auffällig ist darüber hinaus, dass
Frauen mit 40 % deutlich häufiger unter schlechten Bedingun-
gen leiden. Bei den Männern arbeiten hingegen 31 % nach
eigenem Empfinden unter guten Bedingungen (Frauen: 19 %).
Auffällig schlecht schneiden Lehrerinnen und Lehrer bei der
Arbeitsintensität ab. Diese Ergebnisse stehen somit im Wider-
spruch zum häufig unterstellten hohen Freizeitanteil am Leh-
rerberuf. Weit über die Hälfte aller Lehrerinnen und Lehrer
erfährt Belastungen durch unangemessen hohe Arbeitsintensität,
nur 17 % empfinden  die Arbeitsintensität als angemessen.

Jeweils rund ein Drittel der Lehrkräfte gibt an, in hohem
oder sehr hohem Maße unter Zeitdruck und unerwünschten
Unterbrechungen während der Arbeitszeit zu leiden. Rund ein
Fünftel der Lehrkräfte berichtet, infolge der hohen Arbeits-

intensität in hohem oder sehr hohem Maße Abstriche bei der
Qualität der Arbeit machen zu müssen. Auch wenn dieser Anteil
nur unerheblich höher ist als bei den Vergleichsgruppen, so
stimmt er doch besonders bedenklich. Schließlich gehen diese
Abstriche stets zu Lasten der Unterrichtsqualität und damit der
Ausbildung der Schülerinnen und Schüler. Für die Tätigkeit der
Lehrerinnen und Lehrer stellen emotionale Anforderungen
demnach eine besonders hohe Belastung dar. 34 % der Befrag-
ten empfinden die emotionalen Anforderungen als belastend.
Bei den Vergleichsgruppen sind dies dagegen nur jeweils 22 %.
In erhöhtem Maße trifft dies mit 37 % auf Frauen zu, deutlich
häufiger als auf ihre männlichen Kollegen (30 %).

Im Bereich körperlicher Anforderungen spielen Lärm und
laute Umgebungsgeräusche eine große Rolle. Nahezu die Hälfte
aller Befragten erfährt dies an ihrem Arbeitsplatz in hohem oder
sehr hohem Maße. Bei den vergleichbaren Dienstleistungsberu-
fen liegt dieser Anteil nur bei 14 % und auch bei allen Befragten
ist es weniger als ein Viertel. Für Männer liegt der Anteil dabei
mit 39 % deutlich niedriger als bei Frauen mit 55 %.

Über die Hälfte aller Lehrkräfte erfährt einen in (sehr)
hohem Maße unterstützenden Führungsstil und - wie in den
meisten anderen Berufsgruppen - beurteilen auch die Lehre-
rinnen und Lehrer die Kollegialität als weitestgehend positiv.
87 % berichten von einem (sehr) hohen Maße an Kollegiali-
tät. Dabei ist allerdings festzustellen, dass Frauen mit 34 %
häufiger „in sehr hohem Maße“ die Unterstützung und Hilfe
von Kollegen erhalten als Männer (17 %).

Durchhalten bis zur Rente?
Das Ergebnis der Befragung zeigt, dass sich der bei Lehrern
scheinbar große Spielraum bei der Arbeitszeitgestaltung in
der Realität nicht als Vorteil, sondern vielfach als Nachteil
herausstellt. Ein Drittel der befragten Lehrerinnen und Lehrer
erfährt Belastungen durch wenig bedürfnisorientierte und
kaum planbare Arbeitszeitgestaltung. Jüngere und Frauen
sind davon in besonders hohem Maße betroffen. Rund die
Hälfte der Befragten gibt an, dass die eigenen Bedürfnisse bei
der Planung der Arbeitszeit nur in geringem Maß oder gar
nicht Berücksichtigung finden. Bei rund der Hälfte aller
Befragten ist dies nur in geringem Maße oder gar nicht der
Fall. Ebenso lassen sich auch Überstunden im Lehrerberuf nur
in geringem Maße ausgleichen: Nur 20 % der Lehrkräfte
geben an, dass dies in hohem oder sehr hohem Maße der Fall
ist. Bei den Dienstleistungsberufen insgesamt sind dies dage-
gen über die Hälfte, bei den qualifizierten kaufmännischen
und Verwaltungsberufen sogar 61 % der Befragten.

Im Vergleich zu allen Beschäftigten äußern Lehrerinnen
und Lehrer häufiger, nach der Arbeit keine richtige Erholung
zu haben. Nur jede zweite Lehrkraft antwortet auf die Frage,
ob sie sich vorstellen kann, die derzeitigen Arbeitsan-
forderungen bis zum Rentenalter ausüben zu können, unein-
geschränkt optimistisch. 34 % aller befragten Lehrerinnen
und Lehrer geben eine dezidiert pessimistische Prognose ab:
Sie können sich – unter Berücksichtigung ihres Gesundheits-
zustandes und der Arbeitsbedingungen – nicht vorstellen,
gesund durch die weitere Erwerbsphase zu kommen. 16 %
sind sich diesbezüglich unsicher. Im Vergleich mit anderen
Berufsgruppen liegt der Anteil der Lehrerinnen und Lehrer,
die glauben, bis ins Rentenalter durchhalten zu können,
knapp unter dem Durchschnittswert aller Berufe von 51 %.
Gesa Bruno-Latocha, GEW–Hauptvorstand, Vorstandsbereich
Angestellten- und Beamtenpolitik.
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Jetzt ist es so weit mit dem Glühlampenverbot. Ab September
gilt Stufe 1 der „Ökodesignrichtlinie“ 2005/32/EG zur Ver-
besserung der Energieeffizienz. Es dürfen ab dann keine
matten Glühbirnen mehr verkauft werden und keine Glüh-
lampen mit 100 Watt und mehr. In weiteren jährlichen Stufen
wird dann bis zum September 2012 der Verkauf aller Glüh-
lampen verboten (Öko-Test-Ratgeber BWR 2009). Sie sollen
dann vollständig durch so genannte „Energiesparlampen“
ersetzt werden. Doch ist hier Vorsicht geboten! Diese Technik
ist für den Menschen nicht unbedenklich, und es sollte daher
insbesondere in Kindergärten und Schulen einiges überlegt
und beachtet werden.

Ob bei der aufwändigen Herstellung und Entsorgung der
„Energiesparlampen“ wirklich viel Energie eingespart wird,
mag dahin gestellt bleiben. Im Prinzip sind „Energiespar-
lampen“ jedoch kleine, gefaltete Leuchtstoffröhren. Für den
Gebrauch im Alltag ist dabei wichtig zu wissen, dass jede
dieser Lampen im Sockel ein Hochfrequenz-Vorschaltgerät
hat, welches ein starkes gepulstes Wechselfeld erzeugt. Mit
einem auf Langwelle (LW) eingestellten Radio („Welt-
empfänger“) kann man die Strahlungen an diesen Lampen gut
hörbar machen. Baubiologische Messungen von Diplom-
Ingenieur Peter Schlegel und anderen haben ergeben, dass bei
allen 14 getesteten Energiesparlampen von verschiedenen
Herstellern die Werte der für Computer-Arbeitsplätze gelten-
den TCO-Norm um ein Vielfaches überschritten werden
(www.diagnose-funk.de u.a.). Auch ist das Licht dieser Lam-
pen oft unruhig und flimmert in verschiedenen Frequenzen.
Bei empfindlichen Personen, zum Beispiel auch bei Kindern,
können deshalb hier unter anderem Kopfschmerz, Schwindel,
Konzentrationsschwierigkeiten und Augenprobleme die Fol-
ge sein. Fachleute sehen in dem Hell-Dunkel-Wechsel des
„Flackerlichts“ von Leuchtstoffröhren und „Energiesparlam-
pen“ auch einen möglichen Auslösefaktor für epileptische
Anfälle, was besonders in Fördereinrichtungen zu beachten
ist.

Auch bilden die Energiesparlampen im Gegensatz zu den
herkömmlichen Glühbirnen das Spektrum des Sonnenlichts
nicht hinreichend ab. Sie haben in der Regel einen sehr
starken blauen, aber kaum einen roten Lichtanteil. Menschen,
die besonders im Winter zu Depressionen neigen, was auch
bei Kindern und Jugendlichen der Fall sein kann, finden
durch dieses kalte Licht hier jetzt keine Erleichterung mehr.

Aus gesundheitlichen Gründen ist daher zu raten, diese
„Energiesparlampen“ nicht in Kopfnähe einzusetzen, also
nicht in Lese- und Arbeitsleuchten. Zu Einzellampen sollte
ein Abstand von 1,5 Metern eingehalten werden. Auch bei
Deckenbeleuchtungen können sie für den längeren Aufent-
halt in Arbeits- und Ruheräumen nicht empfohlen werden.

Am besten wäre es, wenn man dort, wo Kinder sich
aufhalten, spielen und arbeiten, ganz auf solche Lichtquellen
verzichten würde. Damit könnte man auch der Gefahr durch
das Quecksilber begegnen, das in den meisten „Energiespar-
lampen“ enthalten ist und bei einem Bruch zu gesundheitli-
chen Schäden führen kann. Gefährdet sind hierbei besonders

Gefahr durch „Energiesparlampen“?
Das Verbot herkömmlicher Glühbirnen schafft neue Probleme

Kinder, die am Boden arbeiten und spielen. Geht eine solche
Leuchte zu Bruch, sollte man die Bruchstücke vorsichtig
aufkehren, also nicht aufsaugen, und dabei Handschuhe
benutzen und den Kehricht dann im Plastikbeutel gut ver-
schließen. Wegen der in die Raumluft gelangten flüchtigen
Verbindungen sollte man anschließend etwa 30 Minuten gut
lüften. Defekte „Energiesparlampen“ und auch ihr Bruch sind
immer als Sondermüll zu entsorgen und dürfen nicht in der
Restmülltonne landen!

Es ist absehbar, dass in spätestens zehn Jahren andere
Lampen mit einem noch höheren Energiesparpotenzial, ei-
nem besseren Lichtspektrum und wenig Strahlung (z.B. LED-
Technik) die heute gebräuchlichen „Energiesparlampen“ er-
setzen werden. Für sensible Bereiche und empfindliche
Personen kann man sich daher jetzt noch einen bis dahin
reichenden Vorrat an herkömmlichen Glühbirnen zurückle-
gen. Auch Halogenlampen mit einer Spannung von 220 Volt,
also ohne Trafo, sind zu empfehlen. Auch sie verbrauchen
weniger Energie als herkömmliche Glühbirnen. Anders als
„Energiesparlampen“ haben sie ein besseres Lichtspektrum
und relativ geringe elektrische und magnetische Felder. Sie
können so auch in Arbeits- und Leseleuchten verwendet werden.

In sensiblen Bereichen können durch solche vorbeugen-
den Maßnahmen gesundheitliche Beeinträchtigungen und
Gefährdungen der Menschen weitgehend vermieden werden.
Ich halte es in diesem Zusammenhang für wichtig, auch in
Kindergärten und Schulen bei der Beleuchtung auf ein gutes
Lebensumfeld der Kinder zu achten, sonst sind „hausgemach-
te“ Störungen absehbar. Auch Eltern sollte man raten, bei der
Ausstattung von Kinderzimmern die hier genannten Aspekte
zu bedenken.
Dr. Siegfried Schwarzmüller
Baubiologe (IBN), Berufsschul- und Förderschullehrer

Stiftung Warentest: Energiesparlampen unbedenklich
„Die Stiftung Warentest warnt vor Panikmache anlässlich der
ersten Stufe des Glühlampenverbotes am 1. September 2009. Für
Hamsterkäufe gibt es keinen Anlass. In umfangreichen Untersu-
chungen hat die Verbraucherorganisation Alternativen wie Energie-
spar-, Halogen- und LED-Lampen getestet. Besonders die Energie-
sparlampen bieten den Verbrauchern entscheidende Vorteile: Sie
sind langlebiger, erzeugen pro Watt viel mehr Helligkeit und senken
spürbar die Stromkosten. Beispiel: Wer eine 100 Watt-Glühbirne
gegen eine gleich helle 21-Watt-Energiesparlampe austauscht,
spart bei täglich 5-stündiger Nutzung im Laufe von 5 Jahren etwa
140 Euro. Im Hinblick auf derzeit kursierende Gerüchte über
angebliche Gesundheitsgefahren durch Energiesparlampen geben
die Tester Entwarnung: Die von den Lampen abgegebenen UV-
Strahlen und die elektromagnetischen Felder haben sich in ver-
schiedenen Tests als unbedenklich erwiesen. Die wenigen Milli-
gramm Quecksilber in Lampen gelangen bei korrekter Entsorgung
nicht in die Umwelt.“

(Pressemitteilung vom 27.8.2009)
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Erstmals im Herbst 2006 befasste sich der
Hauptpersonalrat der Lehrerinnen und Leh-
rer (HPRLL) mit einem Vorhaben der da-
mals allein regierenden CDU, im Vorfeld der
Landtagswahl Anfang 2008 etwas für äl-
tere Arbeitslose zu tun. Im Rahmen des
Programms „50-plus – Erfahrung hat Zu-
kunft“ sollten ältere Arbeitslose vor allem
an Schulen als „Arbeitscoaches“ und
„Schulservicekräfte“ beschäftigt werden.

Im Februar 2007 wurde das zweijähri-
ge Kooperationsprojekt zwischen der
Regionaldirektion Hessen der Arbeits-
agentur, dem Land Hessen und der
Randstad-Stiftung gestartet. Bis zu
1.000 über 50-jährige Arbeitslose soll-
ten „sinnvoll in landesnahen Einsatz-
feldern beschäftigt werden, um die
Dauer der Arbeitslosigkeit zu verkür-
zen, ein Abgleiten in die Langzeitar-
beitslosigkeit zu verhindern und neue
Qualifikationen zu erwerben!“

In den Schulen wurden diese als
NVS-Servicekräfte, als pädagogische
Servicekräfte (für die Schulorganisation)
und als Arbeitscoaches oder Arbeits-
coaches mit Migrationshintergrund ein-
gesetzt. Aktuelle Zahlen bekam der
HPRLL nie zu Gesicht. Im Juni 2009
sprach das HKM von 600 Programm-
kräften, eine mitgelieferte Übersicht
stammte aber aus 2006. HPRLL und
GEW hatten von Anfang an davor
gewarnt, die pädagogische Arbeit von
Lehrkräften durch kurzfristig ange-
lernte Arbeitscoaches zu ersetzen, zu-
mal bereits vorher die Lehrerzuwei-
sung der beruflichen Schulen bei der
Betreuung von Praktika gekürzt wor-
den war. Die Praktikumsbetreuung sei
eine Aufgabe von Lehrkräften und so-
zialpädagogischen Fachkräften. 50-plus-
Kräfte könnten sinnvoll im Bereich
von Servicekräften eingesetzt werden,
dann aber als dauerhaft beschäftigte
Kräfte.

Der HPRLL fragte von Anfang an
nach der langfristigen Perspektive für
die betroffenen Arbeitslosen und zwar
als Beschäftigte des Landes Hessen, weil
ihre Qualifizierung ja in Aufgabenfel-
dern des Landes stattfinden sollte. Das
schloss die Landesregierung jedoch ka-
tegorisch aus, denn sie verfolgte wahr-
scheinlich andere politische Absichten:

• Man glaubte, sich auf einen Erfolg
der Zeitarbeitsfirma Randstad, deren
Stiftung die Vermittlungsarbeit in pri-
vate Arbeitsverhältnisse betreiben soll-
te, verlassen zu können.
• Die Arbeitslosenstatistik sollte im
Vorfeld der Landtagswahl durch kurz-
atmige Maßnahmen geschönt werden.
• Das Land Hessen wollte mit einer
beschäftigungspolitischen Maßnahme
glänzen.
• Mit dem Programm sollte nachge-
wiesen werden, dass die Beschäftigung
älterer Arbeitsloser auf dem privaten
Arbeitsmarkt gesteigert und damit die
Rente mit 67 begründet werden kann.

Ausstieg der Randstad-Stiftung
Am 30. 10. 2008 gab die Randstad-
Stiftung jedoch bekannt, dass sie die
übernommene Betreuung nicht mehr
fortführen werde. Angesichts erster An-
zeichen für „Auswirkungen der welt-
weiten Finanzkrise auf zeitarbeitsinten-
sive Branchen in Hessen“ sehe man sich
veranlasst, das Programm „auf den rein
organisatorischen Personalführungsbe-
reich zu beschränken, um so den Arbeit-
nehmern im Kerngeschäft Priorität bei der
Vermittlung einzuräumen“.

Da aber der neue Wahltermin am 27.
Januar 2009 vor der Tür stand, hielt
man das Problem erst einmal unter der
Decke. Noch am 31. 10. 2008 schrieb
die Landesregierung in Beantwortung
einer Anfrage der FDP, die „Erfolge des
Programms“ könne man erst „nach des-
sen Beendigung im Rahmen einer Eva-
luation“ bewerten.

Erst das nahende Auslaufen des Pro-
gramms für die ersten Teilnehmer und
vereinzelte Nachfragen von Schullei-
tungen veranlassten das Hessische Kul-
tusministerium (HKM) zu dem Versuch
einer Regelung. Ein Erlass des HKM
vom 30. 4. 2009 sah zwar eine „An-
schlussbeschäftigung der Programm-
kräfte in Schulen“ vor, musste aber
zurückgezogen werden, weil er völlig
widersprüchlich und rechtlich nicht
haltbar war. Es ging auch nicht um eine
Weiterbeschäftigung der Programm-
kräfte durch das Land Hessen, sondern
lediglich um eine auf fünf Jahre befris-
tete Weiterbeschäftigung mit Zuschüs-

sen der Bundesagentur für Arbeit (BA),
die 50 % im ersten, 40 % im zweiten
und 30 % im dritten Beschäftigungs-
jahr übernehmen wollte. Den Rest soll-
ten die Schulen auf der Grundlage des
Erlasses zur „eigenständigen Bewirt-
schaftung von Budgets aufgrund unbe-
setzter Stellen ab dem Schuljahr 2009/
2010“ finanzieren. Allerdings dürfe
diese Umwidmung von Lehrerstellen
„nicht dazu führen, dass die künftige
Unterrichtsversorgung nicht ausrei-
chend gesichert ist“.

Der HPRLL forderte dagegen, die
Weiterbeschäftigung aus zusätzlichen
Landesmitteln zu finanzieren, nicht aus
Mitteln für den Unterricht. Außerdem
müsse geklärt werden, ob die Betroffe-
nen bei der Schule, beim Schulträger
oder beim Land beschäftigt werden
sollen und ob die Beschäftigung bis
zum Erreichen des Rentenalters ver-
längert werden kann, da sich alle Hoff-
nungen auf eine Rückführung in den
regulären Arbeitsmarkt zerschlagen
hatten. Folgerichtig lehnte der HPRLL
den 50-plus-Erlass ab, votierte aber in
der Einigungsstelle für einen Kom-
promissvorschlag, nämlich nicht die
Schulen etatmäßig zu belasten, son-
dern die Staatlichen Schulämter.

HKM und Landesregierung haben
sich diesem Vorschlag nicht ange-
schlossen. In einem Schreiben an die
Schulen hat das HKM wahrheitswidrig
dem HPRLL die Schuld dafür gegeben,
dass es zu keiner Lösung für die Pro-
grammkräfte gekommen sei.

Der regierenden CDU ist jedenfalls
der Vorwurf zu machen, dass sie alle
Ratschläge von Personalvertretung
und Gewerkschaft in den Wind ge-
schlagen hat und jetzt auf dem Pro-
blem sitzt, entweder doch Beschäfti-
gungsverhältnisse für ältere Arbeit-
nehmer durch das Land einzurichten
und dafür entsprechende Mittel ein-
zuplanen oder die Betroffenen hän-
genzulassen. Eine Lösung zu Lasten
der Unterrichtsversorgung ist jeden-
falls nicht akzeptabel.

Herbert Storn
Mitglied im Hauptpersonalrat der Lehrerin-
nen und Lehrer

Schwerhöriges Ministerium
CDU-Konzept zur Beschäftigung älterer Arbeitsloser gescheitert

L A N D E S P O L I T I K
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Bei insgesamt gestiegenen Bewerber-
zahlen wurden in Hessen zum 1. 8.
2009 rund 200 Lehrkräfte weniger
eingestellt als zum 1. Februar des Jah-
res. Von den aufrechterhaltenen 2.875
Bewerbungen – zum Einstellungs-
termin 1. Februar waren es 2.550 –
haben nur 1.610 ein Einstellungsan-
gebot erhalten, das jedoch von 467
Bewerberinnen und Bewerbern abge-
lehnt worden ist, so dass es letztendlich
zu insgesamt 1.143 Einstellungen ge-
kommen ist. Am 1. Februar 2009 wa-
ren es noch 1.354.

So sind auch bei diesem Verfahren
wieder bei den Lehrämtern an Grund-
schulen und Gymnasien und erstmals
auch bei den Lehrämtern an Haupt- und
Realschulen und Förderschulen viel zu
viele, nämlich 1.265 Bewerbungen un-
berücksichtigt geblieben, und die Be-
werberinnen und Bewerber haben ei-
nen Ablehnungsbescheid erhalten. Ins-
gesamt bedeutet dies einen sehr starken
Anstieg, denn beim vorangegangenen
Verfahren zum 1. 2. 2009 blieben „nur“
460 Bewerbungen unberücksichtigt.
Bezogen auf die einzelnen Lehrämter
heißt dies:
• Beim Lehramt (LA) Grundschule
blieben 291 Bewerbungen ohne Ange-
bot (zum 1. Februar: 120). 25 Bewerbe-
rinnen und Bewerber erhielten inzwi-
schen bereits die zweite Ablehnung.
• Beim LA Haupt- und Realschule
wurden aufgrund der laufend steigen-
den Bewerberzahlen erstmals seit 1999
nicht mehr alle Bewerbungen berück-
sichtigt. Es blieben insgesamt 185 Be-

werbungen ohne Angebot, besonders
viele mit den Fächern Deutsch, Erdkun-
de, Geschichte, PoWi, aber auch 18 mit
Englisch und 17 mit Mathematik.
• Auch beim Lehramt Förderschule
wurden erstmals seit 2001 nicht alle
Bewerbungen berücksichtigt, 35 blie-
ben ohne Angebot.
• Beim LA Gymnasium blieben nach
Abschluss des Verfahrens 754 Bewer-
bungen ohne Angebot (1. 2.: 340). 111
Bewerberinnen bzw. Bewerber erhiel-
ten bereits die zweite Ablehnung. Be-
sonders viele Ablehnungen gab es mit
den Fächern Deutsch, Sport, Englisch,
Geschichte, Erdkunde, Powi und Biolo-
gie sowie Französisch, jedoch auch in
25 Fällen mit Mathematik und in 10
Fällen mit Musik.
• Lediglich beim LA Berufliche Schu-
len haben alle Bewerberinnen und Be-
werber des Haupt- und Nachrückver-
fahrens Einstellungsangebote erhalten.
Insgesamt wurde allen Bewerberinnen
und Bewerbern, die aufgrund der ver-
änderten Notentabelle eine derart ver-
besserte Note erhalten haben, dass sie
beim ersten Einstellungsdurchgang be-
rücksichtigt worden wären, nachträglich
noch ein Einstellungsangebot gemacht.
Beim Lehramt Grundschule betraf dies
30 Bewerberinnen und Bewerber, beim
Lehramt Haupt- und Realschule vier
und beim Lehramt Gymnasium eine
Bewerbung. Über die erfolgreichen Pro-
teste gegen die fehlerhafte Notentabelle
und die Korrektur im Rahmen der No-
vellierung des Hessischen Lehrerbil-
dungsgesetzes (HLbG) berichtete die

HLZ in ihrer letzten Ausgabe (HLZ 9/
2009).

Schon seit Jahren kritisiert die GEW,
dass viele Absolventen mit Erstem
Staatsexamen auf der Straße stehen und
ihre Ausbildung nicht zügig beenden
können. Sie befinden sich in einer sehr
schwierigen Warteschleife, die jede
weitere Lebens- und Arbeitsplanung
behindert.
• Gleichzeitig wird eine Verkürzung
der Schulzeit mit dem Argument durch-
gesetzt, man müsse Ausbildungszeiten
verkürzen.
• Gleichzeitig werden ausgebildete
Lehrkräfte gesucht und zum Teil durch
Quereinsteiger ersetzt.
• Gleichzeitig wird von einem noch
größeren Lehrermangel in den nächs-
ten Jahren gesprochen, da Pensionie-
rungszahlen steigen.

Das ist ein unerträglicher Zustand.
Zwar hat das Land Hessen im letzten
Jahr Anstrengungen unternommen, um
zusätzliche Ausbildungsplätze zu schaf-
fen. Aber dies reicht nicht aus. Aktuell
hat sich die Situation deutlich ver-
schlechtert. Auch in Abstimmung mit
den anderen Bundesländern müssen
dringend weitere Ausbildungsmög-
lichkeiten geschaffen werden, damit
alle Absolventen zügig ihre Ausbil-
dung beenden können. Alles andere ist
angesichts der oben angedeuteten Si-
tuation nicht zu akzeptieren.

Oder soll hier gar eine „pädagogi-
sche Reservearmee“ gebildet werden?
Einige abgelehnte Bewerberinnen und
Bewerber finden wir als billigere Ar-
beitskräfte an unseren Schulen wieder.
Mit Lehrauftrag unterrichten sie, ohne
im Vorbereitungsdienst ausgebildet
worden zu sein, von einem Tag auf den
anderen bis zu 20 Stunden die Woche
und versuchen dabei, „irgendwie klar-
zukommen“. Gleichzeitig hören wir,
dass sich die Unterrichtsqualität an un-
seren Schulen ständig verbessern soll.
Allerdings werden sie (zunächst) nur
für ein halbes Jahr beschäftigt, dann
gelingt hoffentlich der Übergang in den
Vorbereitungsdienst.

Heike Lühmann, Referat Aus- und Fort-
bildung der GEW Hessen

Draußen vor der Tür
Einstellung in den Vorbereitungsdienst: Viele ohne Angebot

L E H R E R B I L D U N G
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Ich heiße Aleksandra! Ich bin in
Moldawien am 19. 5.1988 geboren. Seit
dem 3. 12. 2005 lebe ich mit meiner
Familie in Deutschland. Die Eltern mei-
nes Vaters wurden in der Zeit des Zwei-
ten Weltkriegs nach Kasachstan ge-
schickt. Da wurden mein Vater und
noch seine 4 Geschwister geboren. Als
mein Vater 13 war, sind sie alle nach
Moldawien umgezogen. Im Jahr 1984
heiratete mein Vater meine Mutter. Dann
wurden mein Bruder im Jahr 1985 und
ich im Jahr 1988 geboren. 1992 zogen
meine Großeltern nach Deutschland um.
Zu diesem Zeitpunkt war eine Schwes-
ter meines Vaters auch schon hier in
Deutschland. 1995 haben wir unsere
Papiere nach Deutschland geschickt.
Wir wollten auch nach Deutschland
umziehen, weil unsere Verwandten sag-
ten, dass es besser als in Moldawien ist.

Aber irgendwie konnten wir nicht
nach Deutschland umziehen. Wir soll-
ten beweisen können, dass mein Vater
Deutscher ist. Er sollte einen Sprachtest

„In der Schule tobt eigentlich immer
das Leben – manchmal sieht man es nur
besonders“, heißt es in dem Klappen-
text des Buches „Große Texte von
kleinen Leuten“ der Projektgruppe
Interkulturelles Lernen der Paul-Juli-
us-von-Reuter-Schule in Kassel. Es
stellt eindrucksvolle biografische Tex-
te von jungen Menschen mit Migra-
tionshintergrund zusammen, die im
November 2008 im Rahmen einer
Projektwoche unter dem Titel „Inter-
kultureller Dialog und Lernen“ in der
Kasseler Berufsschule entstanden und
nun einem größeren Publikum vorge-
stellt werden.

Auf über 70 Seiten breiten die Ju-
gendlichen aus 30 Nationen in Ost-
europa, Südeuropa, Afrika und Asien
ihre Lebensgefühle aus. Sie zeigen –
trotz subjektiv empfundener Diskrimi-
nierung und Benachteilung – Mög-

M I G R A T I O N

lichkeiten zum besseren Verständnis
zwischen den verschiedenen Kulturen
auf und lassen an ihrer „Integrations-
bereitschaft“ keinen Zweifel.

Eine junge türkische Schülerin
wünscht sich einen „Obama- Effekt“ für
Deutschland: „Dürfte ich einen Tag Bun-
deskanzlerin sein, würde ich Migranten
dazu auffordern, Deutschen über ihre
Herkunftsländer zu berichten und von
ihren Sitten, Bräuchen, ihrer Sprache
sowie dem Leben in ihren Familien zu
erzählen. Vielleicht würde genau dieses
gemeinsame Zuhören das Verhältnis
zwischen Deutschen und Ausländern
verbessern.“

Das zweite und dritte Kapitel präsen-
tiert die anderen Projekte mit inter-
kulturellem Hintergrund, die in der
gleichen Projektwoche stattfanden. Dort
befassten sich die Jugendlichen unter
anderem mit internationaler Berufs-

kompetenz, Fußball und Fremden-
feindlichkeit und dem interreligiösen
Dialog. Sie gestalteten Plakate und be-
reiteten ein internationales Abschluss-
fest vor. Die beeindruckenden Fotos,
die das Buch illustrieren, entstanden in
der Projektgruppe „Aktionsfotografie“
in Zusammenarbeit mit dem Kasseler
Aktionsfotografen Ryszard Majewski
(www.aktions-fotografie.de).

Nihan Alkin, Jose del Coz und Gerald
Warnke (Herausgeber): Große Texte
von kleinen Leuten … nebst Fotos und
Plakaten. Schülerinnen und Schüler
mit Migrationshintergrund der Paul-
Julius-von-Reuter-Schule in Kassel er-
zählen ihre Lebensgeschichte. 168 Sei-
ten. Selbstverlag 2009
• Bestellung zum Preis von 10 Euro für Be-
rufstätige und 5 Euro für Schüler und Azubis per
E-Mail:  interkultur_reuterschule@yahoo.de

In der Schule tobt das Leben

Aleksandra
aus Moldawien
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machen. Aber er konnte kein Deutsch,
weil sie sich in Kasachstan auf Russisch
oder Kasachisch und in Moldawien auf
Russisch oder Moldawisch unterhalten
mussten. Deswegen konnte mein Vater
keinen Sprachtest bestehen. Er hat drei
Einladungen bekommen und jedes Mal
konnte er nicht beweisen, dass er Deut-
scher ist. Aber dann wandte sich die
Schwester meines Vaters an das Bun-
desgericht, weil meine Großeltern die
deutsche Staatsangehörigkeit besaßen.
Und dann wurde dort entschieden, dass
mein Vater die deutsche Staatsangehö-
rigkeit von seinen Eltern automatisch
bekommen soll. Und so haben wir zehn
Jahre gewartet, bis wir die Erlaubnis zur
Einreise bekommen haben. Dann haben
wir deutsche Reisepässe bekommen, um
nach hierher zu fliegen. Wir wollten
unbedingt nach Deutschland umziehen,
weil fast alle Verwandten meines Vaters
hier leben. Meine Mutter durfte erstmal
nicht mit uns nach Deutschland mitfah-
ren. Wir (mein Vater, mein Bruder und
ich) sind ohne Mutter umgezogen. Als
wir schon hier waren, hat mein Vater
sofort den Antrag auf Wiedervereini-
gung der Familie gestellt. Ich sollte ab
15. Dezember in die Schule gehen. Mein
Vater und mein Bruder sollten einen
Sprachkurs machen. Wir wohnten drei
Monate bei meiner Oma. Dann haben
wir eine Wohnung bekommen. Diese
Zeit war für mich die schwerste. Denn
ohne Mutter in einem ganz anderen
Land mit ganz anderen Leuten, anderer
Sprache zu leben, war sehr schwer zu
ertragen. Ich habe sehr oft geweint, weil
ich immer zurück nach Moldawien
wollte. Aber als auch meine Mutter die
Erlaubnis bekommen hat, nach Deutsch-
land zu kommen, war ich der glücklich-
ste Mensch auf dieser Welt.

Jetzt ist alles ein bisschen einfacher,
weil wir alle zusammen sind. Ich liebe
meine Familie. In Moldawien ist die
Mutter meiner Mutter geblieben. Wir
rufen sie jede Woche an. Ich war in den
Sommerferien bei meiner Oma in Mol-
dawien. Und meine Eltern waren im
August auch da. Wir leben in Waldau.
Das ist ein russischer Bezirk, weil hier
mehr Russen als Deutsche leben. Zu
Hause sprechen wir Russisch, manch-
mal versuchen wir, uns auf Deutsch zu
unterhalten. Mit meiner Oma spreche
ich öfter Deutsch, weil sie seit 18 Jahren
hier lebt. Ich habe schon sehr viele
Freunde, aber natürlich sind fast alle
Russen. Na ja gut, es gibt auch Deutsche
und Polen und noch andere Nationali-
täten. Mir ist es eigentlich ganz egal, mit

wem ich befreundet bin - ob mit einem
Russen oder mit einer Deutschen oder
mit jemandem von anderer Herkunft.
Alle sind gleich, man kann nicht sagen,
dass Russen besser als Türken oder
Deutsche sind.

Wir haben auch russische Fernseh-
programme. Aber ich gucke lieber deut-
sche Fernsehkanäle als russische. Mei-
ne Eltern gucken beides. Für mich ist es
sehr wichtig, die deutsche Sprache zu
beherrschen, weil ich einen guten Beruf
erlernen will. Manchmal habe ich noch
Schwierigkeiten mit der Sprache, aber
ich glaube, das geht bald weg. In der
Schule sagen immer die Lehrer: „Du
musst dich mehr melden!“ oder „Du bist
immer so still!“ Aber keiner will verste-
hen, dass es sehr schwer ist, nach nur
drei Jahren in Deutschland die deutsche
Sprache zu beherrschen. Ich traue mich
nicht, so frei zu reden, weil ich weiß,
dass ich Fehler machen kann. Dann
lacht die Klasse und das ist sehr schwer,
weil man sich dann nicht besonders gut
fühlt.

Wir feiern alle deutschen und
moldawischen Feste. So feiern wir zwei-
mal Ostern und Weinachten. Ich habe
hier in Deutschland den Realschulab-
schluss mit bestem Notendurchschnitt
aus der Klasse gemacht. Ich war sehr
froh, dass ich das hier erreichen konnte.
Vor einem Jahr habe ich den Führer-
schein gemacht. Ich habe verstanden,
dass man alles erreichen kann, was man
erreichen will, man muss nur das Ziel
haben und dieses Ziel verfolgen.

Von den Deutschen wünsche ich mir,
dass sie sich anders gegenüber den
Menschen, die aus anderen Ländern
kommen, verhalten, weil man immer

M I G R A T I O N

den Menschen helfen, sie unterstützen
und nicht unterdrücken sollte. Ich
möchte gerne hier in Deutschland wei-
ter leben. Ich habe jetzt einen Freund. Er
ist ein Russe. Ich möchte auf jeden Fall
einen Russen heiraten. Wenn ich mal
Kinder bekomme, dann möchte ich,
dass sie auch die russische Sprache
lernen, weil das für mich sehr wichtig
ist. Ich möchte gerne auch einen guten
Beruf erlernen und eine gute Arbeits-
stelle bekommen. Das ist mein Ziel. Und
ich bin mir sehr sicher, dass ich dieses
Ziel erreichen werde.

Manchmal denke ich nach, wie es in
Moldawien gelaufen wäre. Ich stelle mir
das alles vor. Aber ich sehe hier in
Deutschland mehr Perspektiven für
mich. Hier gibt es mehr Möglichkeiten,
etwas in diesem Leben zu erreichen.
Deswegen will ich hier bleiben und
nicht zurückgehen.

Manchmal bin ich traurig, dass alle
meine besten Freunde, mit denen ich
meine Kindheit verbracht habe, in
Moldawien leben. Wenn es mir nicht
gut geht oder ich Probleme habe, dann
rufe ich jemanden von meinen Freun-
den an und unterhalte mich mit ihnen
über alle meine Probleme. So machen
sie es auch, wenn sie Probleme haben.
Wir halten immer Kontakt untereinan-
der. Wenn ich nach Moldawien fahre,
dann treffen wir uns alle und feiern
unsere Begegnung. Dabei besprechen
wir alles, was mit uns passiert ist in
dieser Zeit. Das ist sehr wichtig für mich
und für meine Freunde. Hier habe ich
schon auch viele Freunde, aber die sind
ganz anders.

Alles Gute!
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Ende September unterzeichneten das
Land Hessen, die GEW, ver.di und die
anderen Gewerkschaften des öffentli-
chen Dienstes den „Tarifvertrag für den
öffentlichen Dienst des Landes Hessen“
(TV-H) sowie den TVÜ-H, den „Tarif-
vertrag zur Überleitung in den TV-H“.
Dadurch wird nun auch in unserem
Bundesland der Bundesangestellten-
vertrag (BAT) abgelöst – wie vorher
bereits beim Bund, in den Kommunen
und in allen anderen Bundesländern

(außer Berlin). Startzeitpunkt des neuen
TV-H ist der 1. Januar 2010.

Die Regelungen zur Überleitung –
die im Folgenden näher für den
Schulbereich beleuchtet werden sollen
– gelten für alle Beschäftigten, die im
Dezember 2009 und darüber hinaus in
einem ununterbrochen fortbestehenden
Arbeitsverhältnis zum Land Hessen ste-
hen. Allerdings ist für Lehrkräfte mit
befristeten Verträgen wichtig, dass Un-
terbrechungen während der Sommerfe-

rien für die Fortgeltung des TVÜ-H
unschädlich sind. Für sozialpädagogi-
sche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
an Hessens Schulen konnte eine ent-
sprechende Regelung getroffen wer-
den. Diese fand erst nach einigen Debat-
ten in den Redaktionsverhandlungen
im Juli und September Aufnahme in
den Tarifvertrag, da es eine solche Norm
in den anderen Bundesländern nicht
gibt. Das ist wichtig, denn das Über-
leitungsrecht wahrt verschiedene Be-
sitzstände für die übergeleiteten Be-
schäftigten.

Die Überleitung: Der erste Schritt
Mit dem TV-H tritt eine neue Entgelt-
tabelle in Kraft, die für angestellte
Lehrkräfte insgesamt 15 Entgeltgrup-
pen umfasst. Im ersten Schritt der Über-
leitung gilt es, die korrekte Zuordnung
der bisherigen BAT-Vergütungsgrup-
pen zu den neuen Entgeltgruppen zu
finden. Dafür ist zunächst zu prüfen, ob
die oder der Beschäftigte aufgrund
eines Bewährungs- oder Tätigkeits-
aufstieges oder aber aufgrund einer
nicht nur vorübergehend übertrage-
nen anderswertigen Tätigkeit bei Fort-
geltung des BAT im Januar 2010 hö-
her- oder herabgruppiert worden wäre.
Ist dies der Fall, wird die Zuordnung
aufgrund der im Januar theoretisch
geltenden Vergütungsgruppe vorge-
nommen.

Zu beachten ist darüber hinaus, dass
für Lehrkräfte mit und ohne Lehramt
unterschiedliche Zuordnungen gelten
(siehe Tabelle „Überleitung von Lehr-
kräften“).

Stufenzuordnung: Der zweite Schritt
Nachdem im ersten Schritt die ab Janu-
ar 2010 geltende Entgeltgruppe festge-
stellt worden ist, gilt es, im zweiten
Schritt die Einordnung in die richtige
Tabellenstufe innerhalb der Entgelt-
gruppe zu finden. Dafür ist es zunächst
notwendig, sich mit den ab 1. 1. 2010
geltenden Tabellen in Hessen zu be-
schäftigen.

Auch hier gibt es eine Besonderheit
für Lehrkräfte, denn bei der Berech-

Vom BAT zum Tarifvertrag Hessen
Wie funktioniert die Überleitung im Schulbereich?

T A R I F R E C H T
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nung der Tabellenwerte ist die allge-
meine Zulage eingeflossen. Die ist aber
für Lehrerinnen und Lehrer, die keine
Studienräte sind, mit zurzeit 45,60 Euro
geringer als für andere Angestellte.
Daraus ergibt sich für diese Gruppe eine
„Lehrertabelle“, deren Beträge im Ver-
gleich mit der allgemeinen Tabelle ge-
ringer sind. Allerdings steigen die Wer-
te der „Lehrertabelle“ bei den nächsten
Entgelterhöhungen stärker an als jene
der allgemeinen Tabelle, bis nach acht
Anpassungsschritten (der erste erfolgt
am 1. 3. 2010) die „Lehrertabelle“ das
Niveau der allgemeinen Tabelle er-
reicht hat. Man könnte es auch so for-
mulieren: Die „kleine Lehrerzulage“
wird in den nächsten Jahren schrittwei-
se erhöht.

Zur Berechnung der Stufenzuord-
nung wird ein Vergleichsentgelt kal-
kuliert. Maßgebend dafür sind die
Bezüge im Monat Dezember. Das Ver-
gleichsentgelt setzt sich zusammen
aus der Grundvergütung, der allge-
meinen Zulage und dem Ortszuschlag
der Stufe 1 oder 2. Nur die Ortszu-
schlagsgruppe 1 fließt in die Berech-
nung ein, wenn die Ehepartnerin oder
der Ehepartner zum Beispiel als Be-
amtin oder als Beamter familienzu-
schlagsberechtigt ist und am 1. 1. 2010
Anspruch auf eine Erhöhung des eige-
nen Familienzuschlages hat. Werden
beide Ehepartner in den TV-H überge-
leitet, ist der jeweils individuell zuste-
hende Teil des Unterschiedsbetrages
zwischen Stufe 1 und 2 zu berücksich-
tigen.

Aufgrund der Vergleichsentgelt-
berechnung kann dem Beschäftigten
innerhalb der Entgeltgruppe eine indi-
viduelle Zwischenstufe oder – falls der
Betrag des Vergleichsentgelts die höch-
ste reguläre Stufe übersteigt – eine
individuelle Endstufe zugeordnet wer-
den. Mindestens wird aber die Stufe 2
zugeordnet. Beträgt zum Beispiel das
Vergleichsentgelt einer Grundschulleh-
rerin (BAT III / EG 11) 3.600 Euro, wird
sie der Stufe 4+ zugeordnet. Am 1. 3.
2010 steigt ihr Gehalt um 1,2 % auf
3.643,20 Euro an (Tariferhöhung). Am
1. 1. 2012 rückt sie schließlich in die
nächst höhere reguläre Stufe 5 mit dann
3.894,93 Euro auf. In der Regel ab
diesem Zeitpunkt erhalten die Beschäf-
tigten gegebenenfalls einen so genann-
ten Strukturausgleich, der für bestimm-
te Fallgruppen meist befristet gezahlt
wird.

Die kinderbezogenen Entgeltbe-
standteile des BAT zahlt der Arbeitge-

ber ab dem 1. 1. 2010 als Besitzstands-
zulage in der Regel solange, wie für
diese Kinder ein Kindergeldanspruch
besteht. In Hessen gibt es darüber hin-
aus – anders als im TdL-Bereich – eine
Kinderzulage, die für nach dem 1. 1.
2010 geborene Kinder bzw. für Kinder
von neu eingestellten Beschäftigten
greift. Auch die Vergütungsgruppenzu-
lage wird als Besitzstandsgeld fort-
gezahlt.

Die Erfahrungen mit der Überleitung
in den anderen Bundesländern haben
gezeigt, dass insbesondere die Zuord-
nung zu den Entgeltgruppen durch den
Arbeitgeber in etlichen Fällen nicht
korrekt gewesen ist. Allerdings führt
eine falsche Zuordnung nicht zu unmit-
telbaren Gehaltsverlusten, da ja Ver-
gleichsentgelt und Besitzstandszulagen
in der Regel noch länger gezahlt wer-
den. Allerdings kamen im Herbst 2006
im Bereich der TdL auch fehlerhafte
Berechnungen des Vergleichsentgelts
und der Zulagen vor. Die Überprüfung
dieser beiden Verfahrensschritte muss
daher während der Überleitung Priori-
tät haben.

Weitere Prüfungsschritte
Für die Lehrkräfte, deren Arbeitszeit sich
nach der Pflichtstundenverordnung rich-
tet, sind die mit der Arbeitszeitver-
änderung zusammenhängenden Fragen
irrelevant. Für alle anderen Beschäftig-
ten ist unter anderem darauf zu achten,
dass bei einer Arbeitszeitverlängerung
(nur) in den Jahren 2010 und 2011 ein
Anspruch auf jährlich drei zusätzliche
Urlaubstage entsteht. Außerdem haben
Teilzeitbeschäftigte mit einer festge-
schriebenen Stundenzahl einen Anspruch
auf eine entsprechende Erhöhung, um
Einkommensverluste auszugleichen.

Schließlich sind gegebenenfalls vor-
handene Besitzstände hinsichtlich noch
ausstehender Tätigkeits-, Bewährungs-
und Fallgruppenaufstiege zu prüfen.

Die GEW Hessen wird den Personal-
räten und ehrenamtlichen Rechtsberate-
rinnen und Rechtsberatern entsprechen-
des Material zur Verfügung stellen, um
die Überleitung durch den Arbeitgeber
kritisch begleiten zu können.

Rüdiger Bröhling
Tarifsekretär der GEW Hessen
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Die im Folgenden geschilderte Tarifausein-
andersetzung um eine für die Bundesländer
geltende Entgeltordnung führen die Gewerk-
schaften mit der Tarifgemeinschaft deut-
scher Länder (TdL), in der Hessen nicht
Mitglied ist. Allerdings haben sich die GEW
Hessen und die anderen Gewerkschaften des
öffentlichen Dienstes mit dem Arbeitgeber
in Wiesbaden Ende März 2009 darauf
geeinigt, dass „unter Berücksichtigung der
Verhandlungen der übrigen Länder nach
Inkrafttreten des TV-H Verhandlungen zur
Entgeltordnung (einschließlich des Lehrer-
bereichs) aufzunehmen“ sind. Der TV-H tritt
am 1.1.2010 in Kraft. 2010 steht das
Thema „Entgeltordnung“ also auch in Hes-
sen auf der Tagesordnung. Dabei werden
sich die Tarifvertragsparteien eng an dem
orientieren, was in der TdL ausgehandelt wird.

Das geht auch die Hessen an!
Im September fand in Berlin der Ver-
handlungsauftakt zur „Entgeltordnung
Länder“ statt. Worum es dieses Mal geht
und warum diese Verhandlungen für
die GEW historisch einmalig sind, soll
nachfolgend erläutert werden.

Früher war alles einfacher: Lehrerin-
nen und Lehrer waren fast ausschließ-
lich Beamte. Wenn sie es ausnahmswei-
se mal nicht waren, wurden sie als BAT-
Angestellte eingestellt. Den BAT kannte
jeder, galt er doch für alle Angestellten
im öffentlichen Dienst. Und jeder Besol-
dungsgruppe war eine BAT-Vergü-
tungsgruppe „zugeordnet“ – A13 „ent-
sprach“ BAT IIa und so weiter.

Aber ganz so einfach war es dann
doch nicht: Die Entscheidung, wie eine
angestellte Lehrkraft zu vergüten ist,
konnte – und kann – der Arbeitgeber
ganz allein treffen. Anders als sonst im
öffentlichen Dienst ist er dabei an kei-
nen Tarifvertrag gebunden, denn die
Eingruppierungsregeln des BAT galten
ausdrücklich nicht für Lehrkräfte. Es
gibt lediglich unverbindliche Richtli-
nien der Tarifgemeinschaft deutscher
Länder (TdL), um eine einigermaßen
einheitliche Eingruppierung sicherzu-
stellen. Diese unterliegen zwar der Mit-
bestimmung der Personalräte, aber auch
dies wurde in vielen Ländern unterlau-
fen. Erst 2006 mit Einführung des Tarif-
vertrags der Länder (TV-L) gelang es
der GEW, von den Arbeitgebern die

Zusage zu bekommen, im Zuge der
Neuordnung der Entgeltordnung im
Bereich des TV-L auch die Lehrerein-
gruppierung tarifvertraglich zu regeln.

Im Tarifbereich eröffnet sich damit
die Möglichkeit,  gewerkschaftliche Vor-
stellungen einzubringen. Allerdings
müssen wir damit rechnen, dass es auf
Arbeitgeberseite keine Akzeptanz gibt.
Deshalb müssen wir uns jetzt schon
darauf vorbereiten, unseren Forderun-
gen auch durch einen Arbeitskampf
Nachdruck zu verleihen. Fast ein Drittel
aller Lehrerinnen und Lehrer in
Deutschland sind Angestellte. Sie ha-

ben eine erhebliche Durchsetzungskraft,
wenn sie sich in der GEW organisieren.

Zugleich stellt uns der TV-L selbst
vor zusätzliche Aufgaben. Die Brutto-
verdienste der nach TV-L neu einge-
stellten Angestellten liegen in den für
Lehrkräfte besonders relevanten Ent-
geltgruppen (EG) 11 und 13 zum Teil
deutlich unter dem alten BAT-Niveau.
Deshalb lautet die Forderung der Bun-
destarifkommission der GEW: EG 14
für alle Lehrerinnen und Lehrer.

Die GEW hat jetzt die einmalige
Gelegenheit, die zwei Seelen der „Bil-
dungsgewerkschaft“ zusammenzufüh-
ren: bildungspolitisches Engagement
und originär gewerkschaftliches,  tarif-

politisches Handeln. Der Dreiklang
„Eine Schule für alle – eine gleichwer-
tige Ausbildung für alle – eine gleiche
Bezahlung für alle Lehrerinnen und
Lehrer“ stellt eine riesige Herausforde-
rung dar. Diese kann die GEW nur
bewältigen, wenn die gesamte Organi-
sation hinter den Forderungen steht.

Eines ist klar: Wer nicht nur Lohn-
prozente fordert, sondern die Struktur
der Vergütung anfasst, riskiert einen
Kampf an zwei Fronten. Nicht nur die
Arbeitgeber müssen überzeugt werden,
sondern auch all jene Kolleginnen und
Kollegen, die mit den herrschenden
Unterschieden zwischen den Lehrkräf-
ten groß geworden sind. Befürchtun-
gen, eine Einigung werde auf ihre Kos-
ten gehen und sie am Ende zum Verlie-
rer werden lassen, sind verständlich.

GEW fordert einheitliche Besoldung
für alle Lehrerinnen und Lehrer
Zudem ist bis weit in die GEW hinein die
Auffassung weit verbreitet, Studienräte
leisteten die schwierigere Arbeit, was
die Gehaltsunterschiede rechtfertige.
Kaum ein Thema wird unter Lehrerin-
nen und Lehrern so emotional disku-
tiert wie dieses. Aber es führt uns nicht
weiter, unterschiedliche Belastungen
gegeneinander aufzurechnen. Mit wel-
cher Berechtigung der Unterricht in
einer 8. Klasse am Gymnasium rund
zehn Prozent besser bezahlt wird als der
Unterricht in einer 8. Klasse einer Real-
oder Hauptschule, kann rational nicht
erklärt werden. In vielen Ländern gibt
es Gesamtschulen, Gemeinschaftsschu-
len, Stadtteilschulen, an denen alle
schulischen Abschlüsse bis zum Abitur
erreicht werden können. Hier zeigt sich
die Absurdität dieser Regelung in be-
sonderem Maße. Das Unterrichten klei-
ner Kinder ist anders, aber nicht weni-
ger anspruchsvoll als das Unterrichten
großer Kinder. Deshalb heißt unsere
Kampagne „besser gleich“:
• besser gleich eine Entgeltordnung
aushandeln
• besser gleiche Bezahlung für alle
Lehrkräfte
• besser gleich in die GEW eintreten!
Ilse Schaad und Gesa Bruno-Latocha
GEW-Hauptvorstand

L-EGO – Besser gleich!
Start der Verhandlungen zur Länder-Entgeltordnung (L-EGO)



25 HLZ 10–11/2009 B I L D U N G

Endlich – zum Ende des Schuljahres
2008/09 – hatte das Kultusministerium
Richtlinien für die Weiterentwicklung
von Ganztagsschulen herausgegeben
und erste Schritte eingeleitet. Ende Juni
2009 berichtete die Frankfurter Neue
Presse unter der Überschrift „Mehr Päda-
gogen für die Gymnasien“ (30. 6. 2009),
dass das Kultusministerium die lang er-
warteten Gelder für das bevorstehende
Schuljahr nach eigenem Ermessen ver-
teilt hat. Das Staatliche Schulamt Frank-
furt hatte 22 Stellen erhalten, von denen
16 an die Gymnasien verteilt worden
sind. Damit wird auf der einen Seite der
dringende Betreuungsbedarf der Gym-
nasien wegen der Verlängerung des
Schultages durch G8 abgesichert, aber
auf der anderen Seite werden die Grund-,
Gesamt-, Haupt- und Realschulen ekla-
tant benachteiligt.

Für über 50 % der Frankfurter Kin-
der, von denen ein großer Teil aus
bildungsfernen Schichten kommt und
von zunehmender Armut bedroht ist,
können die Schulzeit und eine qualifi-
zierte Betreuung in der Schule am Nach-
mittag nicht ausgeweitet werden. Damit
geht die soziale und bildungspolitische
Schere weiter auseinander.

Die grüne Frankfurter Bildungsde-
zernentin Jutta Ebeling lobt Frankfurt
immer wieder als „kinderfreundliche
Stadt“. Jetzt entsteht der Eindruck, dass
die Stadt und insbesondere das Land
Hessen zu „gymnasialen“ Kindern be-
sonders freundlich sind.

„Wer sich nach PISA erhofft hatte,
dass die soziale Ungerechtigkeit des
deutschen Bildungssystems ernsthaft
angegangen würde, muss erkennen,
dass die reale Entwicklung eher in die
entgegengesetzte Richtung weist. Die
soziale Herkunft bestimmt den Bil-
dungsweg auch weiterhin entschei-
dend.“ Das schreibt der Darmstädter
Soziologie-Professor Michael Hart-
mann im Heft 7-8/2008 der GEW-
Zeitschrift „Erziehung und Wissen-
schaft“ und verdeutlicht dies anhand
der zunehmenden Anzahl von Privat-
schulen. Die Entscheidung des Kultus-
ministeriums ist ein Beispiel dafür,
dass die politisch Verantwortlichen

nicht dagegen ansteuern, sondern den
Trend aktiv unterstützen.

Im Herbst 2009 stehen nun die Ent-
scheidungen für das Dreijahrespro-
gramm „Weiterentwicklung der Ganz-
tagsschulen“ an. Nach welchen Kriterien
wird entschieden, welche Schulformen
werden berücksichtigt? Welche Priori-
täten werden die Kommunen und die
Staatlichen Schulämter setzen?

Die Anliegen der Frankfurter Ge-
samtschulen sind weiterhin aktuell.
Deren Erwartungen formulierte der Ar-
beitskreis der Leiterinnen und Leiter
der Frankfurter Gesamtschulen schon
im Februar 2009 in einem Brief an
Kultusministerin Dorothea Henzler:
„Wir möchten in diesem Zusammenhang
nochmals deutlich machen, dass die Ge-
samtschulen – ganz besonders in Frankfurt
– einen umfassenden Beitrag zur Integra-
tionsarbeit leisten. Unsere Klientel besteht
aus Kindern und Jugendlichen, deren Eltern
neben einer Vermittlung von fachlichen und
übergreifenden Kompetenzen zu Recht auch
eine musikalische, künstlerische und sport-
liche Förderung in der Schule erwarten.
Weiterhin unterrichten wir Kinder und Ju-
gendliche, für die aufgrund ihrer familiären
Situation eine ganztägige Betreuung drin-
gend erforderlich ist. Wir betreuen sowohl
hochbegabte Schülerinnen und Schüler, als
auch Schülerinnen und Schüler, die einen
erheblichen fachlichen und pädagogischen
Förderbedarf haben. Alle Gesamtschulen in
Frankfurt haben die ganztägige Betreuung
ihrer Schülerinnen und Schüler als heraus-
ragendes Ziel in ihren Schulprogrammen
verankert und haben entsprechende Kon-
zepte entwickelt.“

Dass viele dieser Schulen seit Jahren ein
umfassendes Betreuungsangebot reali-
sieren, allerdings in allen Fällen ohne die
notwendigen personellen Ressourcen,
sollte bei der Vergabe weiterer Mittel für
die Ganztagsbetreuung positiv berück-
sichtigt werden. Sie haben die Erfahrung,
die Ideen und die Konzepte, sie leisten
einen Beitrag zur Bildungsgerechtigkeit.
Aber es fehlt ihnen das Geld, weil es am
politischen Willen fehlt!

Mechthild Wagenhoff
Schulleiterin der Carlo-Mierrendorf-Gesamt-
schule in Frankfurt

Workshop Ü 55
Den Übergang in den Ruhestand
und das nachberufliche Leben
aktiv gestalten
Der GEW-Bezirksverband Nordhessen
lädt vom 27.11. (16 Uhr) bis zum 29. 11.
2009 zum Workshop „Ü55“ ein, der
helfen soll, „den Übergang vom Beruf in
den Ruhestand und das nachberufliche
Leben aktiv zu gestalten“. Die Tagung
findet in der Reinhardswaldschule statt
(34233 Fuldatal, Rothwestener Str. 2-
14). Die Leitung haben der Soziologe
Hans-Wilfried Kuhlen und die Förder-
lehrerin Heike Baumgart.

Der Workshop richtet sich an Kolle-
ginnen und Kollegen, die in den näch-
sten Jahren in den Ruhestand eintreten
werden und sich auf diese Umbruch-
situation und die „Zeit danach“ vorbe-
reiten wollen. Er ist so angelegt, dass
sowohl Singles als auch Paare mit
Gewinn daran teilnehmen können.

Für Mitglieder der GEW im Be-
zirksverband Nordhessen ist die Teil-
nahme kostenlos, Mitglieder anderer
Bezirksverbände bezahlen 50 Euro
und Nichtmitglieder 100 Euro.
• Infos und Anmeldungen: www.gew-
nordhessen.de, GEW Nordhessen, Friedrich-
Engels-Str. 26, 34117 Kassel, bezirk@gew-
nordhessen.de, Tel.: 0561-771783

Henriette Leng, Seniorin im GEW-Be-
zirksverband Nordhessen, hat an einem
Workshop mit Hans-Wilfried Kuhlen
und Heike Baumgart teilgenommen und
profitierte vor allem von der Teilnahme
„bereits ‘erfahrener’ Pensionäre“:
„Es ist schon interessant, die verschiedenen
Stadien in der Umbruchsituation vom Be-
rufsleben in den Ruhestand zu erkennen, an
sich zu erkennen. Was tut sich, was lasse ich
zu, wie kann ich steuern? Will ich das
überhaupt? Oder brauche ich erst einmal ein
absolutes Aus? Plötzlich stehe ICH im
Mittelpunkt meines Lebens. Eine Chance.
Nach einer informativen Einführung in die
Thematik des Workshops erschließt sich ein
Spektrum von Gestaltungsmöglichkeiten
für den bevorstehenden neuen Lebensab-
schnitt. Während der Übungen und der
Gespräche in kleinen Gruppen eröffnen sich
Wege zur Selbsterkenntnis in der Spiege-
lung mit den Kursteilnehmern und -teil-
nehmerinnen in ihren jeweils verschiedenen
Lebenssituationen und ‚Übergangs’-Stadi-
en. ‚Kuli’ und Heike führen und begleiten die
Arbeit im Workshop sachkundig, behutsam
und humorvoll durch Impulsreferate, Be-
richte und systematische Angebote zum
Erfahrungsaustausch.“

Ganztagsschulen in Hessen
Die soziale Spaltung der Gesellschaft wächst
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HLZ: Ihr kommt aus unterschiedlichen Bereichen des Allge-
meinen Sozialen Dienstes (ASD) – könnt ihr uns kurz
beschreiben, was ihr macht?

Lilli: Ich arbeite mit behinderten Menschen; angefangen von
Kindern, im Prinzip von Geburt an über alle Altersgruppen
bis zu alten, behinderten Menschen. Neben der Eingliederung
der behinderten Menschen und den Hilfen zur Teilnahme am
Leben in der Gemeinschaft gehört auch die Beratung über
Frühförderung von behinderten Kindern zu unseren Aufga-
ben. Im Vordergrund steht dabei immer, die größtmögliche
Autonomie für unsere Klienten zu ermöglichen.

Viola: Ich komme aus dem ASD und habe 14 Jahre in einem
sozialen Brennpunkt gearbeitet. Nach langwieriger Behand-
lung und Reha-Maßnahme wegen eines Burnout-Syndroms
stand fest, dass ich zwar als Sozialarbeiterin arbeiten darf,
jedoch nicht mehr unter hoher Arbeitsverdichtung und unter
hohem Zeitdruck. Aus diesem Grund wurde ich von meinem
Arbeitgeber im Fachreferat Grundsatz eingesetzt. Dort arbei-
ten je zur Hälfte sozialpädagogische Fachkräfte und Verwal-
tungsfachkräfte. Dieses Fachreferat wird der Verwaltung
zugeordnet. Mein Arbeitsvertrag als Sozialarbeiterin ist
unverändert geblieben. Ich arbeite dort nun am Aufbau einer
Datenbank für Jugendeinrichtungen. Dabei handelt es sich in
erster Linie um ein Verzeichnis mit Heimen, die spezielle
Hilfen für Kinder und Jugendliche mit besonderen Problem-
lagen anbieten.

Willy: Ich arbeite im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe.
Bei uns geht es vor allem um drei Aspekte: Zum einen ist das
der Bereich der Hilfen zur Erziehung und ähnlicher Hilfe-
formen. Dieser Komplex umfasst die Prüfung der Notwendig-
keit von Hilfen in ambulanter, teilstationärer oder stationärer
Form und die Einleitung und Begleitung dieser Hilfen. Ein
weiterer Bereich sind Aufgaben aus dem Bereich der Tren-
nungs- und Scheidungsberatung sowie der familiengericht-
lichen Tätigkeiten, wo es jeweils um die Klärung von Fragen
des Sorge- und Umgangsrechts einschließlich der Installie-
rung begleiteter Umgänge geht. Dies sind häufig sehr
emotionsgeladene Aufgaben. Zunehmend größere Bedeu-
tung hat in der letzten Zeit der dritte Bereich erlangt, der
Kinderschutz. Hier geht es um die Prüfung, ob eine Gefähr-
dung des Kindeswohls vorliegt, bei Misshandlung, Vernach-
lässigung oder Missbrauch von Kindern, und um Fragen der
situationsadäquaten Intervention bis hin zur Inobhutnahme
und der Meldung an das Gericht. Hier stehen wir als
Beschäftigte der Jugendämter immer wieder im Fokus der
Öffentlichkeit und der Medien. Die Zahl der Meldung hat in
den letzten Jahren ständig zugenommen und fordert uns
zeitlich und fachlich sehr stark. Wenn dann so ein tragischer
Fall wie „Kevin“ bekannt wird, sind wir schnell die Schuldi-
gen.

Nadine: Ich arbeite auch im Bereich der Kinder- und
Jugendhilfe, genau wie Willy. Die Arbeitsverdichtung kommt
auch durch sich immer wieder verändernde Anforderungen,
durch veränderte Gesetzeslagen und neue Richtlinien, durch
erhöhten Verwaltungsaufwand und Standardisierungen der
Arbeit zustande. Obwohl die Standards häufig Sinn machen,
hat man aufgrund der hohen Fallzahlen keine Zeit, sie

Flexibilisierung und Überlastung
Arbeitsbedingungen im Sozialdienst fordern starke Gewerkschaften

Die HLZ sprach mit vier Beschäftigten aus dem Bereich des
„Besonderen Sozialdienstes“ des „Allgemeinen Sozialen Dienstes“
(ASD). Das Gespräch führten Karola Stötzel, stellvertretende
Vorsitzende der GEW Hessen, und Barbara Dietz-Becker, Referentin
für Presse und Öffentlichkeitsarbeit. Ihre persönliche Loyalität
gegenüber Klienten und ihrem öffentlichen Arbeitgeber führte dazu,
dass im folgenden Gespräch ihre Anonymität gewahrt bleibt. Die

tatsächlichen Namen sind der Redaktion bekannt. Die drei Kolle-
ginnen und der Kollege arbeiten alle in Frankfurt: Nadine mit halber
Stelle im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe, Lilli mit halber Stelle
im Sozialdienst mit behinderten Menschen und Viola mit halber
Stelle in der Verwaltung des Jugend- und Sozialamtes der Stadt
Frankfurt. Willy, der einzige Mann in der Runde, arbeitet mit einer
Vollzeitstelle im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe.

Sozialarbeiter erstreiken neue Eingruppierung
Kolleginnen und Kollegen im Bereich der Sozialarbeit nah-
men auch in Hessen aktiv an den Streiks für eine bessere
Bezahlung im Bereich des Tarifvertrags für den öffentlichen
Dienst (TVöD) teil. Dort war die künftige Eingruppierung
besonders hart umkämpft. GEW-Tarifexpertin Ilse Schaad
fasst das Ergebnis im Tarifinfo der GEW zusammen: „Für
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter in der sogenannten
normalen Tätigkeit ist es gelungen, den Verlust im Übergang
vom BAT zum TVöD zu minimieren. Neu Eingestellte werden
nicht mehr wie in EG 9 in eine Eingangsstufe von 2.237,38
Euro eingruppiert, sondern in die neue Entgeltgruppe S 11,
und erhalten 2.300 Euro. In Stufe 6 kommen sie künftig auf
3.450 Euro statt wie bisher auf 3.423 Euro. Die Sozialarbeit
ist der einzige Bereich, in dem es ein neu geschaffenes
Tätigkeitsmerkmal geben wird. Es handelt sich um den
Bereich der Garantenstellung. Sie betrifft nach dem Wortlaut
„Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnen/ So-
zialpädagogen (...), die Entscheidungen zur Vermeidung der
Gefährdung des Kindeswohls treffen und in Zusammenarbeit mit
dem Familiengericht bzw. Vormundschaftsgericht Maßnahmen
einleiten, welche zur Gefahrenabwehr erforderlich sind, oder mit
gleichwertigen Tätigkeiten, die für die Entscheidung zur zwangs-
weisen Unterbringung von Menschen mit psychischen Krankheiten
erforderlich sind (z.B. sozialpsychiatrischer Dienst der örtlichen
Stellen der Städte, Gemeinden und Landkreise).“

Dieses Tätigkeitsmerkmal ist in der Entgeltgruppe S 14
eingruppiert und führt zu Beträgen zwischen 2.500 Euro in
der Stufe 1 und 3.575 Euro in der Endstufe. Da sich die
Tätigkeitsbeschreibungen im Sozialdienst sehr stark in
Richtung dieses Merkmals entwickelt haben, kann man
davon ausgehen, dass eine große Zahl von Sozialarbeitern
in die neue S 14 eingruppiert werden kann.
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umzusetzen. Die dünne Personaldecke, die auch durch lange
unbesetzte, freie Stellen entsteht, führt dazu, dass man häufig
nur nach Prioritätenlisten arbeiten kann, um das Wichtigste
sicher zu stellen, und damit die Standards immer wieder
aushebeln muss. Man läuft gewissermaßen einem höheren
Anspruch ständig hinterher.

HLZ: Bei einer bundesweiten Online-Erhebung bei Sozial-
und Jugendämtern 2007 zum Thema „Arbeitssituation im
ASD“ erklärten Beschäftigte, dass sie 54 % ihrer Arbeitszeit
für Einzelfallarbeit, 25 % für Verwaltung, 8 % für fachlichen
Austausch und 5 % für andere Aufgaben verwenden. Wie
sieht das bei Euch im Arbeitsalltag aus?

Lilli: In unserem Sozialrathaus sind wir mit zwei Kollegen; ich
mit der halben Stelle und mein Kollege mit einer Dreiviertel-
stelle. Bei einer vollen Stelle muss man von rund 100 Fällen pro
Jahr ausgehen, die man betreuen muss. Wir müssen eine
aufwändige Dokumentation unserer Tätigkeit betreiben, und
die Neue Verwaltungssteuerung (NVS) zwingt uns, unsere
Tätigkeiten genau zu dokumentieren und zahlreiche Statisti-
ken zu führen. Hinzu kommt die Pflicht zur ständigen Erreich-
barkeit mittels Dienst-Handy und E-Mail. Außerdem orientie-
ren sich alle Maßnahmen, die man für erforderlich hält, am
vorhandenen Budget und nicht an dem, was sinnvoll wäre. Das
zermürbt im Arbeitsalltag schon manchmal.

Willy: Wir arbeiten in unserem Bereich mit 20 Kolleginnen
und Kollegen. Seit den neunziger Jahren hat es zahlreiche
Umorganisationen und häufige Umzüge gegeben. Das Auf-
gabenspektrum hat sich ebenfalls stark verändert. Dabei ist die
größte Veränderung durch die Hartz-Gesetze eingetreten.
Seither sind die Aufgaben aus dem Bereich der Sozialhilfe
komplett entfallen. Auch durch diese Konzentration auf die
Jugendhilfe ist die Tätigkeit immer anspruchsvoller geworden,
was durch häufigere Fortbildungen und die Möglichkeit zur
Supervision auch anerkannt wird. Andererseits können wir der
zunehmenden Verantwortung immer weniger gerecht werden.
Ursachen sind personelle Engpässe, höhere inhaltliche Anfor-
derungen durch immer aufwändigere Standards und Richtlini-
en zur Fallbearbeitung, gestiegene formale Anforderungen,
zahlreiche Statistiken und ein umständliches und störanfälli-
ges neues Software-System. Pro ganzer Stelle bearbeiten wir
im Bereich der Hilfen zur Erziehung beispielsweise im Durch-
schnitt 27 zeitaufwändige Fälle. Dazu kommen die familien-
gerichtlichen und Kinderschutzaufgaben. Quälend sind die
unzureichende räumliche Enge und die überaus schlechte
Bezahlung für eine inzwischen sehr anspruchsvolle Tätigkeit.

Nadine: Es geht nicht nur um die reinen Fallzahlen, sondern
um ein sehr anspruchsvolles Fall- und Krisenmanagement mit
vielen verschiedenen Beteiligten mit oft unterschiedlichen
Interessen. Dazu kommt die gestiegene Komplexität der Fälle
aufgrund gesellschaftlicher Veränderungen, die ein hohes
Maß an fachlichem Fallverstehen und Empathie voraussetzt.
Das führt zu hohen zeitlichen und psychischen Belastungen.
Für die eigene Psychohygiene bleibt in Form von „Tür- und
Angel-Gesprächen“ oft zu wenig Zeit, gerade wenn man
halbtags arbeitet und aus familiären Gründen mittags schnell
wieder weg muss.

HLZ: Gemeinsam mit den Kollegen und Kolleginnen aus den
Kitas habt ihr in den vergangenen Wochen für einen
Gesundheitstarifvertrag und bessere Arbeitsbedingungen ge-
streikt. Was muss sich für euch ändern?

Lilli: Auf jedem Fall muss der Arbeitsalltag entzerrt werden,
damit ich mich wieder auf meine eigentlichen Aufgaben
konzentrieren kann. Ich fühle mich von diesem ständigen
Zeitdruck und der zunehmenden Arbeitsverdichtung durch
die NVS ausgepowert. Außerdem sollten sich Fortbildungs-
angebote an Teilzeitkräften orientieren und auch halbtags
angeboten werden. Das wäre für mich ein erster Schritt.

Viola: Die Stadt als unser Arbeitgeber sollte gerade an uns
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, die bereits länger im
Dienst sind, Angebote machen, ähnlich wie es sie bei der
Polizei gibt. Ältere Beamte dort müssen auch nicht mehr
hinter den Verbrechern herjagen wie ihre jungen Kollegin-
nen und Kollegen, sondern erledigen Aufgaben im Innen-
dienst, wo sie ihre Erfahrungen und Kenntnisse sinnvoll
einbringen können. So etwas sollte auch im Sozialdienst
möglich sein. Das würde ich mir wünschen.

Nadine: Vor allem wir Teilzeitkräfte leiden unter der perma-
nenten Zeitnot. Von uns wird sowieso die größte Flexibilität
erwartet. Häufig gehen unsere Arbeitszeiten aufgrund von
Reisetätigkeit oder terminlichen Problemen von Klienten
und Trägern bis lange nach Dienstschluss. Alle Teilzeitkräfte
haben viele Überstunden. Unsere Vollzeitkollegen müssen
einfach um 18 oder 19 Uhr mal Feierabend machen, aber wir
können ja auch nach 13 oder 14 Uhr noch schnell dieses oder
jenes erledigen. Auch die meisten Fortbildungen sind an
Vollzeitstellen orientiert. Vielleicht werden diese Probleme
der Teilzeitbeschäftigten bisher so wenig beachtet, weil die
meisten Teilzeitbeschäftigten Frauen sind. Ich hoffe, dass
teilzeitbeschäftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht
länger durch den Trend zur Flexibilität zusätzlich belastet
werden Vor allem müssen freie Stellen schneller wieder
besetzt und der Personalschlüssel erhöht werden.

Willy: Das kann ich alles nur unterschreiben. Außerdem
muss man auch ganz klar fordern, dass endlich die Reallohn-
verluste, die wir in den vergangenen Jahren hinnehmen
mussten, ausgeglichen und wir endlich angemessen bezahlt
werden. Alles, was wir heute besprochen haben, zeigt, dass
Soziale Arbeit verstärkt eigene Standards entwickeln muss
und letztendlich an einer gewerkschaftlichen Stärkung kein
Weg vorbeiführt.

HLZ: Wir danken euch für das Gespräch.
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Die GEW sieht in der geplanten Zusam-
menführung der Verordnungen, die
zum Abitur führen, vor allem eine
Verschärfung der Anforderungen für
Schülerinnen und Schüler des zweiten
Bildungsweges (Abendgymnasium, Hes-
senkolleg sowie für besonders befä-
higte Berufstätige). Die geplante Zu-
sammenlegung der beiden Verordnun-
gen steht weiter im Widerspruch zu
den Formulierungen des Hessischen
Schulgesetzes, in dem für Abendgym-
nasien und Hessenkollegs expressis
verbis ein eigenständiger Weg zum
Erwerb der allgemeinen Hochschul-
reife formuliert wird, um gezielt die
Belange erwachsener Studierender zu
berücksichtigen.

Eigenständigkeit
der Abendschulen bedroht
Aufgrund ihrer Biografie beschreiten
erwachsene Studierende mit anderen
Qualifikationen den Weg zur Hoch-
schulreife. Diesem Sachverhalt muss
Rechnung getragen werden, indem die
alternativen Zugänge zu den Hoch-
schulen erhalten bleiben. Im Rahmen
der Vorschriften zu den üblichen Bil-
dungsgängen der Tagesschulen mit
Abiturabschluss lässt sich dies nicht
realisieren, weil die strukturellen Ele-
mente beider Bereiche zu verschieden
sind.

Konkret heißt das, dass die für die
Zulassung zur Abiturprüfung notwen-
digen Voraussetzungen, die aus dem
Bildungsgang und der vorausgegan-
genen Bildungsbiografie resultieren,
sowie die Abiturprüfung selbst die
Besonderheit der jeweiligen Wege zum
Abitur widerspiegeln. Eine getrennte
Verordnung würde der auch politisch
gewollten Mehrgleisigkeit des Zugangs
zum Abitur unter besonderer Berück-
sichtigung der beruflichen Vorerfah-
rungen der erwachsenen Studierenden
besser Rechnung tragen. Weiter kann

eine eigenständige Verordnung auch
berücksichtigen, dass erwachsenen
Studierenden in vielen Fällen der Un-
terbau der Sekundarstufe I oder be-
stimmte Elemente daraus fehlen, sodass
die infrage kommenden Bewerberin-
nen und Bewerber in Teilbereichen
eine Nachqualifizierung benötigen.

Die GEW kritisiert weiter, dass die
Verschärfungen der letzten Jahre erhal-
ten bleiben und auch unter der FDP-
Führung kein Nachdenken begonnen
hat. Dies gilt insbesondere für die selek-
tiven Vorgaben des Hessischen Schul-
gesetzes, das zum Beispiel Leistungs-
fachkombinationen restriktiver hand-
habt, als es die Kultusministerkonferenz
vorschreibt.

Seit der Einführung des 5. Prü-
fungsfaches gibt es keine Belege da-
für, dass dadurch die Qualität der Abi-
turprüfung verbessert und die Fähig-
keiten der Schülerinnen und Schüler
angehoben wurden. Die GEW fordert
eine Rückkehr zu vier Prüfungsfä-
chern, auch um den aufwändigen
Prüfungsmarathon, der in erheblichem
Umfang den Unterricht der anderen
Jahrgangsstufen durch zusätzlichen
Unterrichtsausfall beeinträchtigt, wie-
der zu verkürzen.

Lehrpläne: Alter Wein …
Die GEW hat zu den derzeit noch gülti-
gen Lehrplänen für die Fächer der gym-
nasialen Oberstufe aus dem Jahr 2002
bereits im Rahmen des damaligen Betei-
ligungsverfahrens ausführliche schrift-
liche Stellungnahmen abgegeben. Die-
se Stellungnahmen hat das HKM igno-
riert – trotz erheblicher inhaltlicher
Bedenken, die die GEW gegen didakti-
sche und methodische Entscheidungen
und Regelungen in diesen Lehrplänen
formuliert hat.

Es ist bedauerlich, dass das HKM
nicht jetzt bei der Überarbeitung der
Lehrpläne die Chance ergriffen hat, die

Anregungen der GEW aufzugreifen. Ins-
besondere die bei vielen Plänen mo-
nierte Stofffülle hätte bei den vorlie-
genden Anpassungen der Lehrpläne an
die Bedingungen von G 8 viel stärker
berücksichtigt werden müssen.

Insbesondere beim Fach Deutsch
bedauert die GEW, dass der Lehrplan
nicht gründlich überarbeitet wurde, der
noch immer auf einem chronologischen
Durchgang durch den bildungsbürger-
lichen Literaturkanon beruht und in
keiner Weise dazu angetan ist, Lese-
motivation und Freude an kultureller
Praxis in zunehmend weniger bildungs-
bürgerlich geprägten Lerngruppen zu
fördern.

Die Kürzungen im Fach Politik und
Wirtschaft zeigen exemplarisch, wie
die affirmative Tendenz der Lehrpläne
verstärkt wird. Sie gehen aus Sicht der
GEW inhaltlich und politisch in eine
bedenkliche Richtung, vor allem der
nicht-diskursive Habitus des Lehr-
plans, also der weitgehende Verzicht
auf Argumentation und Begründung,
besteht nach wie vor. Die Begründung
dafür, dass ausgerechnet der bisher
verbindliche Unterrichtsinhalt „Erwei-
terung der EU: ‚Demokratiedefizit’ der
EU und die Diskussion um eine euro-
päische Verfassung“ gestrichen wer-
den soll, hält die GEW für „abenteuer-
lich“. Kritische Positionen sollten
„nicht in einem Lehrplan gleichsam
präjudiziert werden“. Dabei hat gerade
das Bundesverfassungsgericht auf das
Problem des „Demokratiedefizits“ hin-
gewiesen.

Auch im Bereich „Wirtschaft und
Wirtschaftspolitik“ sollen Stichwor-
te, die eine Kritik an den Eigentums-
und Machtverhältnissen der Bundes-
republik implizieren – Lohnquote; Ge-
winnquote; Kartelle und marktbeherr-
schende Unternehmen – und die bisher
verbindlich waren, in den fakultativen
Teil abgeschoben werden. Die GEW
lehnt auch diese Änderung ab.

Karin Schüßler, Referat Schule und Bil-
dung im GEW-Landesvorstand

Henzlers neues Abitur?
Kultusministerium novelliert Abiturverordnung und Oberstufenpläne

In zwei ausführlichen Stellungnahmen hat die GEW ihre Positionen zur
Novellierung der Oberstufen- und Abiturverordnung (OAVO) und zur Anpas-
sung der Lehrpläne der gymnasialen Oberstufe an G8 beschrieben. Beide
Stellungnahmen können im Wortlaut bei der HLZ-Redaktion angefordert
werden (freiling.hlz@t-online.de).
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In der HLZ 7-8/2008 wurde unter dem Titel
„Erfolgreicher Schulbesuch – Förderschüler
an der Landrat-Gruber-Berufsschule in Die-
burg“ das äußerst erfolgreiche und auch
publizistisch bekannte und anerkannte
„Dieburger Modell“ des Übergangs von
Schülerinnen und Schülern aus Förderschulen
an eine Berufsschule dargestellt. Durch eine
Stundenkürzung wird dieses pädagogisch
und gesellschaftlich wichtige Modell zu ei-
nem Auslaufmodell mit geringer Bedeutung.

In der Berichterstattung zur Schulin-
spektion wurden Beratung, Förderung,
Betreuung und Unterstützung der so
genannten benachteiligten Klassen (Bil-
dungsgänge zur Berufsvorbereitung,
tendenziell auch Berufsfachschule) am
Beruflichen Schulzentrum der Landrat-
Gruber-Schule (LGS) in Dieburg im
Juni 2009 als besonders positiv und
erhaltenswert hervorgehoben. Ein we-
sentlicher Anteil an dieser Arbeit geht
auf eine seit dem Schuljahr 1999/2000
mit durchschnittlich elf Stunden an die
LGS abgeordnete Förderschulpädago-
gin zurück. So führt sie in Kooperation
mit dem zuständigen Abteilungsleiter
und den betroffenen Lehrkräften der
LGS für die genannte Schülerschaft
Übergangskonferenzen mit den abge-
benden Schulen durch, arbeitet bei der
Förderplanerstellung für die einzelnen
Schülerinnen und Schüler mit, hat eine
Beratungs- und Betreuungsfunktion bei
individuellen schulischen und privaten
Problemen der Jugendlichen, setzt sich
besonders bei häuslichen Problemen
mit den Eltern auseinander, erteilt

Bildungsprogramm DGB-Jugend
Unter dem Motto „Mach Mit Mit Macht“
ist ab sofort das aktuelle Bildungspro-
gramm der DGB-Jugend Hessen für
2010 mit 20 spannenden Seminaran-
geboten für junge Erwachsene im In-
und Ausland erhältlich. Seminare im
Bereich „Rechtsextremismus“ bilden
neben den Themen Europapolitik, Glo-
balisierung, Wirtschaftspolitik und Fuß-
ball-WM 2010 einen Schwerpunkt.
• Programmanforderung: DGB-Jugend
Hessen, Wilhelm-Leuschner-Straße 69-77,
60329 Frankfurt, Telefon: 069-27300556,
E-Mail: jugend-hessen@dgb.de

Berufsförderung vor dem Aus
Wie das Kultusministerium ein beispielhaftes Projekt zerschlägt

Förderunterricht, bereitet intensiv die
Übergänge der Schülerschaft in das
berufliche Leben vor, unterstützt die
Berufsberatung der Bundesagentur für
Arbeit, begleitet Schülerinnen und
Schüler bei psychologischen Tests, be-
rät die Lehrerschaft bei Problemen mit
ehemaligen Förderschülerinnen und
-schülern, um nur einige Beispiele aus
dem Aufgabenkatalog zu nennen.

Genau diese Arbeit wurde von der
Schulinspektion als besonders positiv,
lobenswert und unbedingt notwendig
herausgestellt. Schulen in Darmstadt
und Kassel griffen das „Dieburger-Mo-
dell“ der Beratung, Förderung und Be-
treuung der benachteiligten Schüler-
schaft als Vorbild für die eigene Ent-
wicklung auf. Schülerinnen und Schüler
der Bildungsgänge zur Berufsvorberei-
tung betonen bei ihren Jahresabschluss-
gesprächen auch immer wieder die be-
sonders positive Betreuungs-, Förder-
und Unterstützungsarbeit an der LGS
und vor allem auch, dass sie durch diese
Arbeit Mut und Zuversicht bei der Be-
wältigung der aktuellen und zukünfti-
gen Aufgaben, besonders bei der Be-
rufs- und Ausbildungsplatzfindung, er-
halten haben. So konnten in den letzten
Jahren fast 90 % dieser Schülerschaft
nach Beendigung ihrer Schulzeit an der
LGS in eine berufliche Ausbildung oder
verschiedene Maßnahmen der Agentur
für Arbeit vermittelt werden.

Umso unverständlicher und fas-
sungsloser wurde daher auch die Mit-
teilung des Staatlichen Schulamtes an

der LGS aufgenommen, dass die Zahl
der Abordnungsstunden im Schuljahr
2009/10 für die Förderschulpädagogin
von 10 auf 4 Stunden gekürzt wird,
obwohl die Zahl der Schülerinnen und
Schüler in den genannten Bildungsgän-
gen nicht rückläufig ist. Der Hinter-
grund ist, dass das Kultusministerium
den bisherigen „Topf“ des Staatlichen
Schulamtes von 2,4 Stellen auf 14 Stun-
den gekürzt hat.

Mit Blickrichtung stellen sich unter
anderem die folgenden Fragen:
• Soll eine gute und sinnvolle Arbeit
bewusst zerschlagen werden?
• Werden die Ergebnisse der Schulin-
spektion im positiven Bereich über-
haupt zur Kenntnis genommen?
• Soll da Geld gespart werden, wo man
am wenigsten mit Widerstand rechnet,
nämlich bei den Benachteiligten?
• Hat das Kultusministerium eigent-
lich auch eine Konzeption, die pädago-
gisch und zukunftsorientiert ausgerich-
tet ist?
• Ist es völlig egal, ob Jugendliche in
die Arbeitslosigkeit entlassen werden,
solange man sie nicht mehr als Kosten-
faktor im eigenen Bereich zu betreuen
hat?

Der Schulleiter der LGS hat dieser
Reduzierung beim Staatlichen Schulamt
massiv widersprochen, der Personalrat
hat sich an die im HKM für die Kürzung
verantwortliche Person gewandt. Mit Le-
serbriefen wurde auch die Öffentlichkeit
über diesen Vorgang informiert.

Reinhard Witzel

S C H U L P O L I T I K
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Um eine Verbesserung der Schulqualität
zu erreichen, verspricht die hessische
Landesregierung den Schulen mehr
Selbstständigkeit und mehr Freiheiten.
Im Rahmen des Konzepts der Eigenver-
antwortlichen Schule sollen Schulen
erweiterte Gestaltungsspielräume in
pädagogischen, personellen, finanziel-
len und organisatorischen Belangen er-
halten.

Ja, Schulen brauchen mehr Selbst-
ständigkeit. Lehrerinnen und Lehrer
brauchen Spielräume, die sie eigenver-
antwortlich gestalten können, um eine
spezifische Schulkultur zu entwickeln,
die individuelle Lernentwicklung und
die Förderung aller Schülerinnen und
Schüler besser als bisher ermöglicht.
Die einzelne Schule weiß am besten,
was ihre Schüler brauchen, damit sie in
einer verlässlichen und vertrauensvol-
len Atmosphäre Leistungsbereitschaft
und fachliche Fähigkeiten entwickeln.
Die Schule muss sich so weiterentwi-
ckeln können, dass sie in der Lage ist,
die vorhandene Heterogenität in der
Herkunft und in den Fähigkeiten ihrer
Schülerschaft aufzugreifen und pro-
duktiv zu gestalten. Erfolgreiche Ent-
wicklungsarbeit kann nicht schema-
tisch erfolgen, sondern sie orientiert
sich an den Schülerinnen und Schülern
der konkreten Schule mit dem Ziel, sie
zu selbständigen und kreativen Leis-
tungen zu befähigen.

Es stellt sich allerdings die Frage, ob
die Konzeption der Eigenverantwortli-
chen Schule wirklich ausreichend Spiel-
räume eröffnet, damit die Schulen ihren
eigenen Weg gehen können. Als Äqui-
valent zur Zurücknahme staatlicher
Regelungen und zur Verlagerung von
Kompetenzen auf die operative Ebene
der Schule besteht die Verpflichtung
zur Rechenschaftslegung, die eine ver-
stärkte Zunahme verschiedenster For-
men der Evaluation als Prozess der
Bestandsaufnahme, der Analyse und Be-
wertung schulischer Arbeit bedeutet.
Bildungsstandards und zentrale Ver-
gleichsarbeiten, Lernstandserhebungen,
zentrale Abschlussprüfungen und In-
spektionen kontrollieren die Qualitäts-
entwicklung der einzelnen Schulen. Auf
der Grundlage dieser vor allem durch

quantitative Verfahren gewonnenen In-
formationen soll die Arbeit an den
Schulen gesteuert und ihre Qualität
verbessert werden. Der Prozess der Qua-
litätsentwicklung wird so weitgehend
von den gemessenen Ergebnissen ab-
hängig gemacht. Das Verständnis von
Qualität, das Leistungen betont, die
messbar sind, und die Vorstellung, dass
alles ständig besser werden muss, sind
Betrachtungsweisen aus der Wirtschaft.
Sie verengen den Blick auf den kogni-
tiven und fachlichen Teil des Unter-
richts und vernachlässigen die sozialen,
kulturellen und erzieherischen Aufga-
ben der Schule.

Es kommt darauf an, dass die
neue Messkultur die schulischen
Aktivitäten nicht überfrachtet.

Wenn die Schulen einem umfassende-
ren Bildungsbegriff und individueller
Förderung gerecht werden wollen, dann
kommt es darauf an, dass die neue
Messkultur die schulischen Aktivitäten
nicht überfrachtet und dazu führt, dass
im Wesentlichen nur noch das gelernt
wird, was auch quantitativ überprüft
und verglichen werden kann. Die selbst-
ständige und eigenverantwortliche
Schule, die ihren eigenen Weg für und
mit ihren Schülern sucht, muss sensibel
für die persönlichen Probleme der Schü-
ler bleiben. Lehrer müssen die Vielfalt
der Lernprozesse der Schüler wahrneh-
men und diagnostizieren, um Konzepte
individueller Förderung entwickeln
und realisieren zu können. Wie sollen
Lernprozesse, die soziale und musische
Fähigkeiten ausbilden, die demokrati-
sche Tugenden einüben und zu einer
Werteorientierung führen, gemessen
werden? Da sie Teil einer Entwicklung
der Persönlichkeit sind, lassen sie sich
quantitativ nicht erfassen. Trotzdem
müssen sie in einer demokratischen und
auf den Werten der Aufklärung beru-
henden Gesellschaft wichtige Ziele der
schulischen Arbeit bleiben.

Warum sollte diese pädagogische
Dimension gefährdet sein? Warum soll-
ten Standards und die externe Evaluati-
on der angestrebten Ergebnisse die
Schulen daran hindern, einen weiter

gehenden Bildungs- und Erziehungs-
auftrag zusätzlich zur Vermittlung fach-
licher Kompetenzen wahrzunehmen? Es
spricht einiges dafür, dass dies so ein-
fach nicht sein wird.

Ein reduziertes Qualitäts-
verständnis wird das pädagogische
Handeln einschränken.

Wenn das Verständnis von Qualität we-
sentlich in den Kategorien von Evalua-
tionsergebnissen, Zielvereinbarungen
und Rankings gesehen wird, wird Sinn
und Zweck der besonderen pädagogi-
schen Qualität des Lehrerberufs auf
Dauer verloren gehen, weil er nicht
mehr mitgedacht wird. Ein reduziertes
Qualitätsverständnis, das eine Vielzahl
von Faktoren und Zielen ausklammert,
die jedoch in der komplexen sozialen
Realität der Schule eine Rolle spielen,
wird die Vorbereitungen auf den Unter-
richt und das Handeln der Lehrerschaft
beeinflussen. Es wird zu einer Ein-
schränkung pädagogischen Handelns
führen. Denn eine enge Verknüpfung
von Lernprozess und Prüfung wird in
der kurzfristigen Wissensvermittlung
eine beträchtliche Effizienzsteigerung
erreichen, die auch gemessen werden
kann. Die Organisation von Prozessen,
die sorgsam auch eine individuelle För-
derung und Persönlichkeitsbildung im
Auge behalten, werden dagegen in den
Hintergrund treten, weil sie zuviel Zeit
und Raum in Anspruch nehmen; Zeit
und Raum, damit alle Schülerinnen und
Schüler ihre intellektuellen und sozia-
len Fähigkeiten, die zentrale Aspekte
für eine stabile Persönlichkeitsbildung
sind, nachhaltig entwickeln können.

Geht es wirklich um die Eigenver-
antwortung der einzelnen Schule für
die Entwicklung ihrer Schüler? Oder
geht es nicht vielmehr um die Imple-
mentierung eines Qualitätsbegriffs, der
eng mit Standards und darauf bezogene
zentrale und vergleichende Tests ver-
knüpft ist?

Die Inspektion beinhaltet nicht als
zentrale Aufgabe, die spezifische Situa-
tion der einzelnen Schule zu evaluie-
ren. Sie kontrolliert die Arbeit der Schu-
len einheitlich nach den im Referenz-

Eigenverantwortliche Schule
Schulentwicklung zwischen Freiheit und Kontrolle
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rahmen vorgegebenen Kriterien. Die
Evaluationsbögen sind nicht daraufhin
konzipiert, die Realisierung des von der
Schule entworfenen Schulprogramms
genauer zu überprüfen und eventuelle
Schwierigkeiten und deren Ursache
auszumachen. Die Inspektoren über-
prüfen vor allem Prozesse, die in der
Organisation Schule ablaufen. Ihre Be-
wertung der Abläufe innerhalb der
Schule nach einem vorgegebenen Ra-
ster bestimmt die Zielvereinbarungen
mit dem staatlichen Schulamt. Dieses
Verfahren bedeutet einen enormen Ein-
griff in die operativen Kompetenzen
der konkreten Schule und wirkt darauf-
hin, dass die Schule ihre Arbeit an
einem externen Schema prozessorien-
tierter Qualitätskriterien ausrichtet. Mit
der Selbstständigkeit und Eigenverant-
wortung der Schule und der von der
Landesregierung versprochenen Auto-
nomie der Wege ist das nicht zu verein-
baren. Gerade die externe Evaluation
der Inspektion müsste sich konkret auf
die Besonderheiten der einzelnen Schu-
le einlassen, um diese dann gezielt auf
ihrem selbst gewählten Weg zu beraten.
Ein entsprechendes Konzept der Eva-
luation wäre noch zu entwickeln.

Schulentwicklung ist nicht zum
Nulltarif zu haben.

Es muss klar sein, dass eine Entwicklung
der Schulen zu mehr Selbstständigkeit
und Eigenverantwortung nicht zum
Nulltarif zu haben ist. Nur mit zusätzli-
chen Ressourcen an Zeit, Personal und
finanziellen Mitteln und mit erweiter-
ten pädagogischen Möglichkeiten wer-
den die Schulen den neuen Anforde-
rungen nach mehr Transparenz, einer
verbesserten Unterrichtskultur und ei-
ner verstärkten Förderung aller Schü-
ler nachkommen können. Es muss Zeit
für Teamsitzungen zur Verfügung ste-
hen, für die Reflexion von Ergebnissen
und Entwicklungen und für kollegiale
Beratung und Evaluation. Das kostet
Lehrerstunden und Stunden für den
Schulleiter.

Auch die Projektgruppe „Eigenver-
antwortliche Schule“ des Hessischen
Kultusministeriums (HKM) betont in
ihrer Bestandsaufnahme, deren Ab-
schlussbericht von Kultusministerin
Henzler „zurückgezogen“ wurde (HLZ
5/2009), dass die Gestaltungsspiel-
räume auf den verschiedenen Ebenen
schulischer Aktivitäten erweitert wer-
den müssen, damit für die einzelne
Lehrkraft, für Fachkonferenzen und

Jahrgangsteams überhaupt ein echter
Anreiz besteht, die Qualität der pädago-
gischen Arbeit eigenverantwortlich
weiter zu entwickeln und individuelle
Förderung zu realisieren. So sollte es
die Möglichkeit geben, für einen defi-
nierten Zeitraum auf Nichtversetzung
zu verzichten und Lernentwicklungs-
berichte anzufertigen, um konsequent
Fördermaßnahmen durchzuführen zu
können. Die Realisierung der veränder-
ten Rolle der Schulaufsicht von einer
beaufsichtigenden zu einer wesentlich
die Schule beratenden und unterstüt-
zenden Behörde sollte verstärkt ange-
strebt werden. Neue Verfahren für eine
Erfolgskontrolle der Entwicklungsar-
beit der einzelnen Schule wären in
diesem Zusammenhang zu erarbeiten.

Wesentliche Voraussetzungen für
eine erfolgreiche Arbeit der Eigenver-
antwortlichen Schule sind zusätzliche
Ressourcen, erweiterte Gestaltungs-
möglichkeiten und eine staatliche Kon-
trolle, die die notwendigen schulischen
Freiräume nicht unangemessen beein-
trächtigt.

Lieselotte Gebelein-Hammer

Literatur: Hessischer Referenzrahmen Schul-
qualität, Stand: Oktober 2008

Dein Tag für Afrika 2010
Auch für 2010 wirbt die Aktion Tag-
werk an Schulen für die Kampagne
„Dein Tag für Afrika“. Bundesweiter
Aktionstag ist am Dienstag, dem 22.
Juni 2010. Alle Schulen haben aber
auch wieder die Möglichkeit, ihren
Aktionstag an einem selbst gewählten
Termin durchzuführen. Unter dem Mot-
to „Schüler arbeiten und sind aktiv für
Gleichaltrige in Afrika“ werden Schü-
lerinnen und Schüler aller Schulformen
und jeder Altersklasse in Deutschland
aktiv: Sie suchen sich für den Aktions-
tag einen bezahlten Job in einem Unter-
nehmen, leisten Hilfsdienste im Freun-
des- und Familienkreis oder veranstal-
ten einen Solidaritätsmarsch „Go for
Africa“. Der Erlös des „Tagwerks“ geht
an Bildungsprojekte für Kinder und
Jugendliche des Projektpartners Hu-
man Help Network (www.hhn.org) in
den fünf afrikanischen Ländern Angola,
Ruanda, Burundi, Südafrika und dem
Sudan.
• Zur Vorbereitung kann man ein Info-
mobil, eine Projekt-DVD, die Zeitung
„Aktionspost“ und eine Fotowanderaus-
stellung anfordern; weitere Informationen:
www.aktion-tagwerk.de

B I L D U N G
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Jeder meint, mitreden zu können.
Schließlich haben alle Chancen und
Risiken eines staatlich verordneten
Schulbesuchs erfahren müssen. Doch
den Mikrokosmos Schule darzustellen,
erweist sich als ein beschwerliches Un-
terfangen. Der 2008 in Cannes preisge-
krönte französische Film Entre les murs
(Die Klasse) von Laurent Cantet ver-
sucht dies mit den Mitteln der bewegten
Bilder. Im Gegensatz zu den Überhelden
US-amerikanischer Filmproduktionen
müht sich in dieser dokumentarischen
Fiktion ein französischer Kollege, Er-
ziehung und Bildung trotz herber Rück-
schläge zu initiieren. Zum Ende eines
solcherart miterlebten Schuljahres zeigt
die Kamera den leergefegten Schulraum
in erdrückender Stille – die Bilanz des
Lernens ist entsprechend niederschmet-
ternd. Künstler haben es angesichts be-
lastender Verhältnisse einfacher. Sie
lassen ihre Werke sprechen. Der Schrei
Munchs ins Ungewisse der Moderne
kommt ohne jeglichen Begriff aus –
Bilder sagen schließlich mehr als tau-
send Worte!

Warum schweigen die Pädagogen?
Jahrzehntlang wurden öffentliche
Schulgebäude vernachlässigt, das Er-
scheinungsbild vieler Einrichtungen ist
entsprechend katastrophal. Man spricht
von einem unvorstellbaren Investitions-
stau von 870 Milliarden Euro. Über
milliardenschwere Konjunkturprogram-
me berichten die Medien als Reaktion
auf Finanzkrise und rückläufige Wirt-
schaftsentwicklungen. Nur wenige Mo-
nate zuvor schien die Finanzierung
öffentlicher Aufgaben einzig in Form
der Public-Private-Partnership mög-
lich. In Zeiten der Kurseinbrüche wer-
den neokonservative Überzeugungen
eingemottet und man besinnt sich statt-
dessen auf antizyklischen staatlichen
Zuschuss, der ganz im Sinne Keynes’
alles wieder richten soll. Immer gerade
so, wie es die herrschende Ideologie
jeweils braucht.

Es muss die überzeugte Achtung vor
der Fürsorgepflicht gegenüber den
Nachwachsenden sein, die die Pädago-
genzunft vor dem Protest angesichts
der Ungeheuerlichkeiten täglicher  Ar-

Zum Schreien, das Ganze!
Vom widersprüchlichen Innenleben der Schulen

beitsbedingungen zurückschrecken
lässt. Der enorme Druck des permanen-
ten Funktionierens, der ein reflektori-
sches Innehalten unterdrückt, führt zum
beständigen Arrangieren mit unwürdi-
gen und erbärmlichen Arbeitsverhält-
nissen.

Unter diesen Zumutungen würden
diejenigen, die lautstark die Institution
der öffentlichen Schule und deren Leh-
rerschaft einer immergleichen Schelte
aussetzen, niemals arbeiten: marode,
kalt-feuchte Baracken mit glühenden
Heizlüftern, stinkende Filzteppiche aus
den Siebzigern, „Fachräume“, getrennt
durch hellhörige Pappwände, mit klaf-
fenden Fenstern, klapprigen Stühlen
und eklig verschmierten Tischen, ver-
stopfte Toiletten – ohne auch nur ein
Wort über die psychischen Belastungen
im Umgang mit Nachwachsenden ge-
sagt zu haben, die zunehmend ihre
Umgangsformen durch eine Sprachver-
müllung im TV-Container mit von Die-
ter Bohlen und Heidi Klum ausgewähl-
ten Superstars und Topmodels auf dem
Planet Radio erfahren haben: eine mü-
hevolle Aufgabe dieser tagtägliche
Kampf um Aufmerksamkeit, der von
dem immerfreundlichen Dompteur mit
allseits geforderten festen Griffen sou-
verän zu erledigen ist.

„Sehr guten Morgen, Herr Lehrer“
Größer geht es nicht. Auf riesigen Wer-
beflächen sucht das Kultusministerium
Baden-Württembergs Nachwuchslehr-
kräfte auch in Hessen (Foto S. 33). Da
stimmt doch etwas nicht! Wessen Wahr-
nehmung vom Alltag in bundesdeut-
schen Schulen ist offensichtlich gestört?
Angesichts einer solcher Vereinfachung
des Schulalltags zu Werbezwecken gerät
die Kritik eines Beteiligten über institu-
tionalisierte Bildung allzu leicht in das
Fahrwasser wehleidigen Klagens – um
damit doch nur wieder das vernichtende
Kanzel-Urteil von den „ewigfaulen Sä-
cken“ zu bestätigen.

Deshalb gehen Kunstschaffende sub-
tiler vor. Der grimmig-zornige Literat
lässt seinen Protagonisten derart schril-
lend lärmen, dass Scheiben zu Bruch
gehen, kraftvoll die blecherne Trommel
schlagen, dass uns das Trommelfell

platzt, und Jeans tragen, weil diese Ho-
sen eine Lebenseinstellung verkörpern.

Rock- und Pop-Größen brüllen sich
ihre Seelen vom ewigen Verliererleid
aus dem Leib und finden – wie Deep
Purple – mit den mitunter grotesken
Überzeichnungen den direkten Zugang
zum Innersten des Zuhörers:
„Sweet child in time, you´ll see the line. The
line that´s drawn between the good and the
bad. See the blind man, shooting at the
world. Bullets flying, taking toll.”

Und im normalen Leben? Wie ver-
schafft man sich derart Aufmerksam-
keit? Wie klagt man Selbstverständ-
lichkeiten eines gemeinsamen Anlie-
gens jenseits von PISA-Rankings ein,
die in dem Ziel der schulischen Bemü-
hungen gipfeln, jedem die Chance auf
Mündigkeit unter humanen Verhältnis-
sen zu ermöglichen?

Gesine Schwan kritisiert unser
Schulsystem, weil es „auf Effizienz und
Schnelligkeit“ setzt und „nicht auf die
Ausbildung eines persönlichen Urteils-
vermögens“ (Frankfurter Rundschau
vom 26. 2. 2009). Ernüchternde päda-
gogische Niederungen entmutigen. Ist
der Versuch, sich seiner eigenen Ange-
legenheiten verantwortungsvoll zu be-
mächtigen und das Gegebene nicht ein-
fach hinzunehmen, mehr als hehre
Himmelsstürmerei? Kurt Tucholsky for-
dert in seinem Roman Schloss Grips-
holm, trotz aller Widrigkeiten, sich
selbst treu zu bleiben:
„Peter! Peter! Wie ist es mit dem Leben?
Erzähl schnell, wie es mit dem Leben ist! Erst
habe ich gemerkt, sagte ich, wie es ist. Und
dann habe ich verstanden, warum es so ist
– und dann habe ich begriffen, warum es
nicht anders sein kann. Und doch möchte
ich, dass es anders wird. Es ist eine Frage der
Kraft. Wenn man sich selber treu bleibt.“

Nun erkläre mir einer der Oberlehrer,
der Bürokraten, der Arbeits-Eltern, der
TV-Nannies, der Populisten-Politiker,
der Evaluationswissenschaftler, die so-
wieso schon immer alles besser wussten,
wie ein normaler, befriedigender Schul-
alltag aussehen soll, wenn
• die Arbeit des Lehrers zur ein-
klagbaren Dienstleistung verkommt,
statt ein achtbares, gesellschaftliches
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Am 31. Oktober startet das neue Funk-
kolleg des Hessischen Rundfunks mit
dem Titel „Wozu Gott? Religion zwi-
schen Fundamentalismus und Fort-
schritt“. Wie irrational ist der Glaube
wirklich? Ist Gott mehr als ein Hirn-
gespinst, das die Neurowissenschaft
enträtseln wird? Kann man die Exi-
stenz Gottes wissenschaftlich bewei-
sen? Welche Bedeutung haben religi-
ös fundierte Werte für das gesell-
schaftliche Zusammenleben? Die 24
Folgen des Funkkollegs werden je-
weils am Samstag um 9.25 Uhr in hr2-
kultur und als Wiederholung am
Sonntag um 8.35 Uhr in hr-info aus-
gestrahlt (Webradio und Podcast un-
ter www.hr2-kultur.de):
• 31.10.: Religion zwischen Funda-
mentalismus und Fortschritt (Peter
Kemper und Alf Mentzer)
• 7.11.: Ich bin dann mal fromm –
Weltflucht oder Gotteserfahrung?
(Klaus Hofmeister)

Kongress
„Eine Schule für alle!“
Der Kongress „Eine Schule für alle!“
findet vom 12. bis 14. November 2009
in Frankfurt statt. In zahlreichen Fach-
vorträgen und Arbeitsgruppen be-
richten nationale und internationale
Referentinnen und Referenten, wie
„eine Schule für alle“ funktioniert und
was man dort wie lernt. Zu den Refe-
renten gehören unter anderen:
• Prof. Dr. Matthias von Saldern,
Universität Lüneburg: Heterogenität
– Wie ist es, wenn viele verschiedene
Menschen zusammen lernen?
• Prof. Dr. Andreas Hinz, Universität
Halle: Die UN-Konvention als Anstoß,
inklusive Schulentwicklung zu starten

In Workshops werden konkrete
Schulkonzepte und Erfahrungen aus
anderen Ländern vorgestellt.
• Kongressplanung und Anmeldung:
www.inklusive-schule.de, Bundesvereini-
gung Lebenshilfe für Menschen mit geistiger
Behinderung, Raiffeisenstraße 18, 35043
Marburg; Tel. 06421-491-172, Fax: -175,
E-Mail: Christina.Fleck@Lebenshilfe.de

Foto:
Fabienne
Kneifel

Ringen zur Entfaltung der nachwach-
senden Generation zu sein,
• wenn Weltwissen explodiert und
gleichzeitig ein Konsens über sinnvolle
didaktische Reduktion in Schulen nur
schwer zustande kommt,
• wenn Schüler TV-Video-DVD-Müll
mit der Realität verwechseln,
• wenn das Schrille, Laute und Abge-
drehte mehr zählt als das bescheidene
Zurücknehmen der eigenen Person,
• wenn pausenloses Reden mehr ver-
spricht als konzentriertes Zuhören,
• wenn Kritik mit Respektlosigkeit
verwechselt wird,
• wenn auf Tastenklick einfach alles
klappt, jedoch Lernen Anstrengung und
Verzicht verlangt,
• wenn der Schein der Warenwelt mehr
Ansehen genießt als das Sein der sich
bildenden Persönlichkeit,
• wenn globalisierter Wettbewerb zur
blinden Raserei verkommt, statt darin
einen Segen zum Austausch von Alter-
nativen zu erkennen,
• wenn die Freiheitsideologie ohne
Verantwortungsethos gehandelt wird,
• und wenn schließlich Schule eher
als langweiliger Ort zum Absitzen denn
als lebendiger Lernort begriffen wird?

Einfache Antworten für eine huma-
ne Schule sind darauf nicht zu haben,

schon gar nicht im stillen Kämmerlein
oder während hitziger Talkshow-De-
batten. Weder mit Tinte und Füller,
Papier und Büchern, noch mit PC und
Statistik! Es ist vielmehr der offene
Umgang miteinander, der die Richtun-
gen weist.

Frank Krämer

Herzlichen Dank für Hilfestellungen
genau in diesem Sinne an die pädago-
gischen und didaktischen Altmeister
und Ziehväter Herrn Gamm, emeri-
tierter Professor an der TU Darmstadt,
und Herrn Stengl, Fachleiter im Leh-
rerseminar Darmstadt!

Funkkolleg Religion
• 14.11.: An den Lebensrändern –
Glaube und Trost (Andrea Westhoff )
• 21.11.: Die Kraft der Spiritualität –
Glaube und Heilung (Doris Weber)
• 28.11.: Lucifer’s Rising – Religiöse
Pathologien (Michael Hollenbach)

Zusammen mit dem Fachbereich Katholische
Theologie und Religionspädagogik und dem
Zentrum für Lehrerbildung, Schul- und Unter-
richtsforschung der Goethe-Universität Frank-
furt entwickelt hr2-kultur ein webgestütztes
Informations- und Kommunikationsangebot.
Im Rahmen dieses Angebots werden von der
Universität Frankfurt Begleitmaterialien zur
Verfügung gestellt, Diskursmöglichkeiten er-
öffnet und eine Online-Klausur durchgeführt.
Die Anmeldung zur Teilnahme an der Online-
Klausur vom 20. bis 22. 2. 2010 ist bis Ende Ja-
nuar 2010 möglich (Funkkolleg@hr-online.de).

Auch Oberstufenkurse oder Arbeitsge-
meinschaften an Gymnasien können am
Funkkolleg Religion und Gesellschaft teil-
nehmen. Schülerinnen und Schüler erhalten
ebenfalls nach Abschluss der beiden Klausu-
ren das Zertifikat.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
es ist etwas mit uns geschehen in den
letzten Jahren. Morgens stürmen wir in
die Schule, ziehen noch ein paar Kopi-
en, sehen unsere Fächer durch, hetzen
zu unseren Klassen oder zu unseren
Aufsichten, treffen in unseren Frei-
stunden die Eltern unserer Schüler,
arbeiten im Lehrerzimmer am Compu-
ter, führen beruflich bedingte Telefo-
nate, sehen Vokabeltests durch und
besprechen miteinander das Nötigste,
zum Beispiel den Termin für die näch-
ste Klassenkonferenz. So kann es nicht
weitergehen, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Wir brauchen wie-
der mehr geselliges Beisam-
mensein.

„Geselliges Beisammen-
sein?“, höre ich euch schon
empört rufen. Keine Sorge,
ich weiß schon: Ihr habt Un-
terricht vorzubereiten, Klas-
senarbeiten und Klausuren zu
korrigieren, Mahnungen und
Förderpläne zu schreiben,
Rücklaufzettel für Mahnun-
gen und Förderpläne einzu-
fordern, Abiturthemen vorzu-
bereiten, Klassen- oder Aus-
tauschfahrten durchzuführen,
Praktika zu betreuen, Eltern-
gespräche zu führen, Hefte
durchzusehen, Konferenzen
zu besuchen und, und, und...

„Früher war es aber doch
anders!“, halte ich euch ent-
gegen, und die Jüngeren un-
ter euch rollen die Augen. Ihr wisst
nicht, wovon ich rede. Ihr kommt an
unsere Schule und stürzt euch in die
Arbeit. Wenn ihr Frauen seid, werdet
ihr innovativen und methodisch ma-
kellosen Unterricht durchführen, eure
Klassen aufopferungsvoll betreuen
und alle zusätzlichen Aufgaben über-
nehmen, die die Schulleitung für euch
vorgesehen hat: Ihr werdet Fach-
sprecherinnen, betreut den Schulchor
und die Paten. Dann aber, nach vier,
fünf Jahren, werdet ihr schwanger.
Und fortan sehen wir euch nur noch
bei euren jährlichen Stippvisiten an
unserer Schule, wenn ihr uns stolz
euren pausbackigen Nachwuchs prä-
sentiert und erklärt, wie sehr ihr die
Zeit zu Hause mit den Kleinen genießt

Erinnert ihr euch noch?
und dass ihr nicht vorhabt, so schnell
wieder an die Schule zurückzukehren.

Wenn ihr junge Männer seid, startet
ihr ähnlich wie die Frauen. Auch ihr
stürzt euch in die Arbeit und übernehmt
zusätzliche Aufgaben. Auch ihr werdet
Eltern. Aber ihr nehmt keine Elternzeit,
und nach vier, fünf Jahren werdet ihr
befördert. Ruck zuck seid ihr dann
Mitglied der Schulleitung. Ihr Jungen
also, ihr wisst nicht, was ich meine.

Und die anderen? Erinnert ihr euch
noch? Nach dem Unterricht saßen wir
oftmals eine ganze Stunde im Raucher-
Lehrerzimmer zusammen. Wir redeten

über Berufliches und Privates, jammer-
ten vielleicht ein bisschen über schwie-
rige Schüler (schwierige Eltern waren
damals noch eine Ausnahmeerschei-
nung), schimpften vielleicht ein biss-
chen auf die Schulleitung, lachten viel
miteinander, rauchten – aktiv oder pas-
siv – und tranken humpenweise bitte-
ren, schwarzen Kaffee. Wenn es etwas zu
feiern gab, genehmigten wir uns sogar
hin und wieder ein Gläschen Sekt, aus
heutiger Sicht skandalös! Ich kann mich
jedoch nicht erinnern, dass der Unter-
richt nach diesen „Sekt-Pausen“ gelit-
ten hat. Im Gegenteil. Alles in allem war
die Schule ein fröhlicherer, menschli-
cherer, aber auch langsamerer Ort.

Was ist passiert? Sicher kann es nicht
nur daran liegen, dass das Raucher-

Lehrerzimmer zum zweiten Nichtrau-
cher-Lehrerzimmer erklärt wurde, dass
viele von uns ihre ungesunden Lebens-
gewohnheiten aufgegeben haben und
dass wir heute Kaffee aus der Senseo-
Maschine trinken oder uns zuckerhalti-
ge Instant-Cappucino-Beutel aufbrühen.
Ich glaube nicht einmal, dass die wach-
sende Zahl junger Menschen mit U-
Plus-Kräften, Praktikanten, Querein-
steigern und Referendaren, die unsere
Schule nur vorübergehend bevölkern
und die uns Ältere respektvoll siezen,
letztlich dazu geführt hat, dass unser
„Wir“ zerbröselt.

Meine Hypothese ist, dass das
digitale Zeitalter Einzug gehal-
ten hat in unsere Schule und mit
ihm das digitale Tempo. Statt
einfach unsere Korrekturberge
abzuarbeiten und uns am Sonn-
tagabend mit der Familie den
Tatort zu gönnen, sitzen wir
Abend für Abend vor unseren
PCs und werden Profis im „Mul-
ti-Tasking“: Wir nutzen die
Möglichkeiten der Online-Re-
cherche bei der Unterrichtsvor-
bereitung oder beim Korrigie-
ren von Klausuren und beant-
worten die wachsende Zahl an
E-Mails von Eltern, Kollegen und
Schülern, während wir zeitgleich
vielleicht noch ein Elternge-
spräch führen. Entgegen dem
Klischee, dass wir vormittags
Recht und nachmittags frei ha-
ben, arbeiten wir morgens, mit-

tags, abends und nachts. Das digitale
Zeitalter kennt keine Zäsuren und kei-
nen Feierabend.  Auf der Strecke blei-
ben Muße und Geselligkeit.

In Zeitschriften ist heute oft von
„Entschleunigung“ die Rede. Ich plä-
diere für eine „Entschleunigung“ unse-
res Alltags. Vielleicht reicht es, wenn
die E-Mail der Elternbeirätin zwei Tage
später beantwortet wird. Vielleicht
dürfen wir uns zwei Mal pro Woche
einen ordentlichen Feierabend gön-
nen. Und vielleicht können wir uns
auch öfter mal wieder im Lehrerzim-
mer zusammensetzen und miteinander
ins Gespräch kommen - auch ohne
Zigaretten und bitteren Kaffee. Das
wünscht sich
Eure Dagmar Hofmann aus Hanau
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Bereits Anfang des Jahres haben wir
über das Urteil des Landesarbeitsge-
richts (LAG) Berlin-Brandenburg vom
11. 9. 2008 informiert. Das Gericht hatte
entschieden, dass die Regelung zu den
Lebensaltersstufen des BAT eine Dis-
kriminierung wegen Alters darstellt
und deshalb gegen das Allgemeine
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) ver-
stößt. Denn nach dieser Regelung erhal-
ten „ältere“ Beschäftigte allein aufgrund
ihres Lebensalters eine höhere Vergü-
tung als „jüngere“ Beschäftigte, auch
wenn sie die gleiche Berufserfahrung
besitzen.

Bereits im November 2008 haben
wir die Angestellten, die keine Grund-
vergütung nach der höchsten Lebensal-
tersstufe erhalten, aufgefordert, entspre-
chende Anträge beim Arbeitgeber zu
stellen. Angestellte, die später einge-
stellt wurden, können diese Anträge
immer noch stellen. Nähere Informatio-
nen gibt es unter www.gew-hessen.de (>
Service Recht > Mitgliederbereich >An-
gestellte) und bei der Landesrechts-
stelle. Klagen müssen beziehungsweise
können jetzt nicht mehr eingereicht
werden.

Mittlerweile liegen auch die ersten
gerichtlichen Entscheidungen aus Hes-
sen vor. Die Arbeitsgerichte Gießen
und Marburg haben zwar ebenfalls die
Auffassung vertreten, dass die Rege-
lung über die Lebensaltersstufen eine
Diskriminierung jüngerer Beschäftig-
ter darstellt. Diese sei aber sachlich

„Anpassung“
der Beamtenversorgung
Die Besoldung und die Versorgung
der Beamtinnen und Beamten in Hes-
sen wurden im Anschluss an die Eini-
gung der Gewerkschaften des öffent-
lichen Dienstes mit dem Land Hessen
für die Taribeschäftigten ab dem 1.
April 2009 um 3,0 Prozent erhöht.
Damit trat der fünfte „Anpassungs-
schritt“ des Versorgungsänderungs-
gesetzes von 2001 in Kraft.

Der Anpassungsfaktor beträgt jetzt
0,97292. Ein Ruhegehaltssatz von 75
Prozent ist also jetzt nur noch 72,97
Prozent „wert“.

Elterngeld und Steuerklasse
Elterngeld wird grundsätzlich nach
dem durchschnittlichen monatlichen
Erwerbseinkommen des Berechtigten
in den letzten zwölf Monaten vor dem
Monat der Geburt des Kindes berech-
net. Dabei sind unter anderem auf die-
ses Einkommen entfallende Steuern
abzuziehen. Das Elterngeld beträgt
67 % des so ermittelten Einkommens.

Der 10. Senat des Bundessozialge-
richts hat am 25. Juni 2009 in zwei
Fällen entschieden, dass der von den
verheirateten Klägerinnen während
ihrer jeweiligen Schwangerschaft ver-
anlasste Wechsel der Lohnsteuerklasse
bei der Bemessung des Elterngeldes
zu berücksichtigen sei.

In dem einen Fall war die Steuer-
klasse von IV auf III, in dem anderen
von V auf III geändert worden. Das führ-
te zu geringeren monatlichen Steuer-
abzügen vom Arbeitsentgelt der Kläge-
rinnen. Gleichzeitig stiegen allerdings
die von ihren Ehegatten (jetzt nach
Steuerklasse V) entrichteten Einkom-
mensteuerbeträge so stark an, dass sich
auch die monatlichen Steuerzahlungen
der Eheleute insgesamt deutlich erhöh-
ten. Dieser Effekt wurde bei der späteren
Steuerfestsetzung wieder ausgeglichen.

Entgegen der Auffassung des be-
klagten Freistaates ist das Verhalten
der Klägerinnen nicht als rechtsethisch
verwerflich und damit nicht als
rechtsmissbräuchlich anzusehen. Der
Steuerklassenwechsel war nach dem
Einkommensteuergesetz erlaubt. Seine
Berücksichtigung ist durch Vorschrif-
ten des Bundeselterngeld- und Erzie-
hungszeitengesetzes (BEEG) weder aus-
geschlossen noch sonst wie beschränkt.
Die Möglichkeit eines derartigen Steu-
erklassenwechsels ist im Gesetzge-
bungsverfahren erörtert worden, ohne
dass dabei von Rechtsmissbrauch die
Rede war. Trotz der inzwischen in
mehreren Bundesländern anhängigen
Rechtsstreitigkeiten, die erstinstanzlich
teilweise zu Lasten der Verwaltung
ausgegangen sind, ist auch im Rahmen
des Ersten Gesetzes zur Änderung des
BEEG auf eine begrenzende Regelung
verzichtet worden.

Ob in jedem Fall ein „Steuerklassen-
wechsel in der Schwangerschaft“ sinn-
voll ist, lässt sich sicher nicht pauschal
beantworten. Die Ehepartner sollten
sich gegebenenfalls durch das Versor-
gungsamt und ergänzend durch ein
Steuerberatungsbüro beraten lassen.

Annette Loycke

gerechtfertigt, da die Tarifvertragspar-
teien zum einen mit den Lebensalters-
stufen eine höhere Lebenserfahrung
„honorieren“ wollten. Zum anderen sei
dies eine soziale Regelung, da ältere
Beschäftigte „erhöhte familiäre Kosten
und Anforderungen“ hätten. Das Lan-
desarbeitsgericht Hessen ist in seinem
Urteil vom 22. 4. 2009 (Az. 2 Sa 1689/
08) dieser Argumentation aus nach-
vollziehbaren Gründen nicht gefolgt.
Die Verfahren aus Berlin sind mittler-
weile vor dem Bundesarbeitsgericht an-
hängig.

In Hessen haben sich GEW und
Land Hessen nun darauf geeinigt, aus-
gewählte Musterverfahren zu führen
und die übrigen vor den Arbeitsge-
richten anhängigen Verfahren zum
Ruhen zu bringen. Auch bei den Ange-
stellten, die „nur“ einen Antrag stellen
und nicht mehr klagen (können), wird
der Antragseingang zunächst nur be-
stätigt, der „Verzicht auf die Einrede
der Verjährung“ erklärt und ansonsten
der Verlauf der Musterverfahren abge-
wartet.

Und wie geht es tarifpolitisch wei-
ter? Ab dem 1. 1. 2010 wird es in Hessen
(endlich) einen Tarifvertrag Hessen (TV-H)
in Anlehnung an den Tarifvertrag der
Länder (TV-L) geben. Im TV-H wird es
keine Stufen mehr geben, die sich nach
dem Lebensalter, sondern nur nach Be-
rufserfahrung richten. Die „Diskrimi-
nierung Jüngerer“ wird damit beendet.

Annette Loycke

Arbeitslosengeld I nach kurzen
Arbeitsverhältnissen
Grundsätzlich hat einen Anspruch auf
Arbeitslosengeld I nur, wer innerhalb
von zwei Jahren vor der Inanspruch-
nahme des Arbeitslosengeldes (Rah-
menfrist) mindestens 360 Tage in einem
sozialversicherungspflichtigen Arbeits-
verhältnis stand. Seit dem 1. 8. 2009
kann ein Anspruch auf Arbeitslosen-
geld I bereits nach einer Beschäftigung
von sechs Monaten bestehen. Vorausset-
zung ist, dass sich dieser Zeitraum über-
wiegend aus versicherungspflichtigen
Beschäftigungen ergibt, die nicht län-
ger als sechs Wochen befristet waren.

Noch mal: BAT-Lebensaltersstufen
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Tägliche Sendereihen
• Natur und Technik: achtteilige Se-
rie, werktäglich vom 13. bis 29.10.
(9.45 bis 10 Uhr)
• 60 x Deutschland: Serie zu jedem
Jahr der deutschen Geschichte ab
1949, werktäglich ab 9.11. (9.45 bis
10.15 Uhr)

Montag, 10.00 bis 10.30 Uhr
• Dossier: Himmel (5.10.), Körper
(12. 10.), Wahl (19.10.)

Dienstag, 10.00 bis 10.30 Uhr
• Wissen macht Ah! (jeden Dienstag)

Bildung im hr-fernsehen:
Wissen und mehr

Montag bis Freitag
von 9.45 bis 10.30 Uhr

Mittwoch
• Ich mach’s: Vorstellung von Berufen
in 53 Folgen, ab 5.8., 10.15 bis 10.30 Uhr
• Norm und Mensch: vierteilige Serie
ab 28.10. (10.15 bis 10.30 Uhr)
• Lobbyismus: 25.11., 9.45 bis 10.15 Uhr

Freitag
• Willi will’s wissen: jeden Freitag
10.05-10.30 Uhr

Das vollständige und aktualisierte Pro-
gramm und Begleitmaterialien für den Un-
terricht findet man im hr-Wissensportal
www.wissen.hr-online.de.

Wir gratulieren im Oktober und November ...

... zur 40-jährigen Mitgliedschaft:
Erwin Barth, Dietzenbach

Brigitte Becker-Mayerle, Egelsbach
Brigitte Bergholter, Kassel

Wolfgang Berneit, Darmstadt
Anita Blume, Kassel

Reinhold Casper, Heuchelheim
Klaus Eckermann, Dreieich
Christa Eckhardt, Eltville

Otto Friedrich Frank, Alsfeld
Inge Freise, Kronberg

Klaus Fritzsche, Gießen
Christiane Gans, Homberg

Dagmar Gehrisch, Offenbach
Georg-Michael Goik, Schmitten
Siegfried Grenz, Bad Salzschlirf
Isolde Haschtmann, Friedberg

Peter Hauck, Marburg
Helmut Heisen, Hohenstein

Frank Helzel, Bad Wildungen
Wilhelm Herkert, Nidda

Lothar Kalhöfer, Bad Arolsen
Johannes Krämer, Bensheim

Ruth Krewer, Gießen
Lothar Lippert, Sinn

Maria Lumma, Frankfurt
Hermann Mayer, Usingen

Sigmar Mayer, Bad Arolsen
Marita Metz-Becker, Marburg
Gisela Möller, Münzenberg

Bernd Overwien, Berlin
Brigitte Preisler, Marburg

Sabine Richter-Rauch, Heusenstamm
Sigrid Rosenau, Gießen

Hans Dieter Rudolph, Pohlheim
Ingrid Scherwinsky-Kuhn,

Schlangenbad

Leitfaden für Arbeitslose
Bereits in der 26. Auflage erscheint der
„Leitfaden für Arbeitslose“ des Arbeits-
losenprojekts TuWas im Verlag der
Fachhochschule Frankfurt. Die Aktua-
lisierungen betreffen vor allem das „Ge-
setz zur Neuausrichtung der arbeits-
marktpolitischen Instrumente“ vom
Dezember 2008, das die Förderland-
schaft nach dem SGB III stark verändert
hat, und das „Gesetz zur Sicherung von
Beschäftigung und Stabilität in Deutsch-
land“ vom März 2009, das den Bezug
von Kurzarbeitergeld fördern sollte.
• Leitfaden für Arbeitslose. Der Rechts-
ratgeber zum SGB III. Fachhochschulverlag
Frankfurt 2009. 436 Seiten, 15 Euro.
Bestellungen unter www.dvs-buch.de oder
per Telefon oder Fax unter 069-740169

Ingrid Schmidt, Ludwigsau
Rosel Schmidt, Grünberg

Hannelore Schmidt-Enzinger,
Marburg

Edeltraut Schneider, Gießen
Jürgen Schönherr, Seeheim-

Jugenheim
Karla Scriba, Braunfels
Wilfried Sude, Korbach

Joachim Tappe, Witzenhausen
Jutta Toepfer, Melsungen

Maria van Wijk, Geisenheim
Christian von Meltzer, Grünberg

Dieter Weber, Brachttal
Ulrich Weinberg, Darmstadt
Heidemarie Zulauf, Mücke

... zur 50-jährigen Mitgliedschaft:
Hildegard Bartsch, Eschenburg

Ruth Beier, Kassel
Kurt Fischer, Stadtallendorf

Artur Hechler, Mörfelden-Walldorf
Gerhard Hey, Bickenbach
Helmut Mattheiss, Lorsch

Gudrun Nube, Freilassing/Oberbayern
Walter Sellmann, Allendorf

... zur 55-jährigen Mitgliedschaft:
Karl Stark, Biedenkopf

... zur 60-jährigen Mitgliedschaft:
Franzjosef Bellinger, Fulda

Hans-Georg Dräger, Hofgeismar
Karl Ohlemacher, Limburg
Franz Sattler, Kirchhain

Hubertus Schurian, Kassel

... zum 75. Geburtstag:
Kurt Eisenberg, Bad Hersfeld

Werner Guttmann,
Seeheim-Jugenheim

Jürgen Hein, Rödermark
Volker Lorenzen, Ronneburg

Walter Reichenbacher, Wiesbaden
Margarete Rippert, Bensheim

Rosemarie Schäfer, Kassel
Günter Schwing, Ranstadt
Martin Siebert, Wehretal

Claus Sonnemann, Frankfurt

... zum 80. Geburtstag:
Dieter Schad, Rodenbach

Erika Trus, Jesberg
Gerhard Wicht, Büttelborn

... zum 85. Geburtstag:
Aldona Axmann, Hofgeismar
Hermann Bauer, Darmstadt
Erna Nitzschke, Hattersheim
Hans Schulz, Schwalmstadt

... zum 91. Geburtstag:
Josef Goeth, Wächtersbach

... zum 93. Geburtstag:
Ernst Briel, Frankenberg

... zum 95. Geburtstag:
Helene Handtke, Hofheim

... zum 99. Geburtstag:
Herbert Chiout, Kassel
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Wissenswert in hr2-kultur

Radiosendungen für die Schule im
Oktober und November 2009
Sendezeit: Montag bis Freitag von
8.30 bis 8.45 Uhr in hr2-kultur
Der Hessische Rundfunk bringt in seinem
Bildungsprogramm unter dem Titel „Wis-
senswert“ in hr2-kultur regelmäßig Radio-
sendungen, die sich für die Verwendung im
Unterricht eignen. Die Wissenswert-Sendun-
gen bieten vielseitige Rechercheergebnisse,
Originaltöne, interessant aufbereitete Infor-
mationen und lassen sich in voller Länge
oder auch in Ausschnitten in den Unterricht
integrieren.

Politische Bildung
• Unser Konsum ist politisch (3.11.)
• Frauenrechte nur mit Gottes Segen?

(4.11.)
• Auschwitz ist Oswiecim – Junge

Deutsche in Auschwitz (9.11.)

Geschichte
• Hernán Cortés – der Eroberer (28.10.)
• Hitler-Attentat des Georg Elser (6.11.)

Religion
• Zucht und Freiheit: Was bleibt von

Johannes Calvin? (29.10.)
• Wozu Gott? Auftakt zum hr2-Funk-

kolleg (30.10.) (HLZ S. 33)

Medien
Ab ins Netz: Digital natives (19.10.),
Twittern und bloggen (20.10.), Facebook
oder studiVZ? (21.10.), iPhones und Co
(22.10.), Verlinktes Wissen (23.10.)

Naturwissenschaften
• Darwins Regenwürmer (26.10.)
• Schatzgrube Messel (27.10.)
• Wenn uns die Ohren täuschen (2.11.)
• Große Physikerinnen: Lise Meitner

(5.11.)
• Wie Brehms Tierleben die Welt ver-

ändert hat (11.11.)
• Schwerelosigkeit auf der Erde (12.11.)
• Darwins Sonnentau (13.11.)
• Harald Lesch und die Grenzen des

Wissens: Das Allerkleinste (16.11.),
Einmaligkeit (17.11.), Wahrheit
(18.11.), Ursache und Wirkung (19.11.)

hr2-Domino Schlaufuchs - Radio für
Kinder, Montag, 14.05 bis 14.30 Uhr
• Wissens-Magazin (19.10., 26.10., 9.11.)
• Was macht Musik mit uns? (19.10.)
• Zeitreise ins Land der Azteken (2.11.)
• Meine Kinderrechte (16.11.)

Live von der Buchmesse
Domino Lesezeichen von der Buch-
messe – Das literarische Kinder-Quar-
tett, Samstag, 17.10., 14.05 – 15.00 Uhr

M A G A Z I N

Karl Bergmann, von 1973 bis 1999
Schulleiter des Abendgymnasiums Neu-
Isenburg (heute: Gymnasium und Real-
schule für Erwachsene im HLL Drei-
eich), ist am 2. August 2009 im Alter
von 73 Jahren gestorben. Nach der
Flucht der Familie aus Nordböhmen
ist er in Erfurt aufgewachsen und zur
Schule gegangen. 1953 bis 1959 hat
er in Tübingen, Erlangen, Frankfurt
und Darmstadt studiert. Prägend für
seine Arbeit als Lehrer waren die
Jahre 1966 bis 1973 am Hessenkolleg
Wiesbaden.

Als engagiertes GEW-Mitglied hat
er ein emanzipatorisches Konzept der
Erwachsenenpädagogik vertreten.
Ausgangspunkt war sein Verständnis
vom Erwachsenenlernen als Reflexi-
on: Woher komme ich? Wo will ich
hin? Wer bin ich überhaupt? Warum
bin ich in der Schule gescheitert oder
warum sonst habe ich sie verlassen?
Was will ich wissen? Diese Fragen
bewegen die Studierenden an den
Schulen für Erwachsene in nur wenig
veränderter Form auch heute. Ebenso
wichtig war ihm die Einsicht, dass
Lernen keine individualistische An-

gelegenheit ist, son-
dern sich in Gruppen
und im Kontext gesell-
schaftlicher Auseinan-
dersetzungen vollzieht.
Den zweiten Bildungs-
weg hat Karl Bergmann
immer in der Tradition
der Zielsetzungen der
Arbeiterbewegung ge-
sehen.

Im Geiste des Humanismus, dem
vor allem er sich verpflichtet fühlte, hat
er gemeinsam mit seinem Kollegium
„seine Schule“ aufgebaut und war für
dieses und für die Studierenden nicht
nur ein aufgeschlossener Schulleiter,
sondern auch ein umfassend gebildeter
Gesprächspartner, ein Mensch, der je-
derzeit für sie da war. In der Landes-
fachgruppe Erwachsenenbildung, im
Landesring und im Bundesring der
Abendgymnasien wurde seinen Anre-
gungen und seinem Einsatz für den
Ausbau des Zweiten Bildungswegs ho-
her Respekt entgegengebracht. Dass
die Schulen für Erwachsene heute als
eigenständige anerkannt sind, ist auch
seiner Arbeit zu verdanken.

Im Alter gut abgesichert?
Wie die Rentenversicherung steht auch
die Beamtenversorgung aufgrund der
demographischen Entwicklung und
längerer Bezugszeiten von Versor-
gungsleistungen vor dem Problem stän-
dig steigender Ausgaben. Die Höhe der
Versorgung bemisst sich nach den
ruhegehaltfähigen Dienstbezügen und
der ruhegehaltfähigen Dienstzeit.

Um die Versorgungskosten zu be-
grenzen, wurden die anrechenbaren
Ausbildungszeiten begrenzt, die Ruhe-
gehaltsfähigkeit von Stellenzulagen fiel
weg, die Versorgungsbezüge wurden
stufenweise abgesenkt und das Wit-
wen- und Witwergeld wurde auf 55 %
reduziert. Durch die Übertragung der
Rentenkürzungen entstehen auch für
Beamte Versorgungslücken, die durch
private Vorsorge geschlossen werden
sollten. Die Debeka-Gruppe bietet als
Partner des öffentlichen Dienstes Bera-
tung und eine breite Produktpalette bei
der Absicherung für das Alter an. 2009
erhielt die Debeka Lebensversicherung
erneut eine „exzellente“ Bewertung der
Ratingagentur Assekurata.

Wollheim-Memorial für NS-Opfer
Die pädagogische Abteilung des Fritz
Bauer Instituts ist jetzt Teil des Pädago-
gischen Zentrums des Fritz Bauer Insti-
tuts und des Jüdischen Museums
Frankfurt. Als neues Angebot für Schul-
klassen ab der 9. Klasse bietet das Fritz
Bauer Institut Führungen und einen
Studientag am Norbert Wollheim-Me-
morial in Frankfurt an. Seit November
2008 erinnert das Wollheim-Memorial
im I.G. Farben Haus, dem heutigen
Zentrum der Goethe-Universität, an die
Ermordeten und Überlebenden des von
den I.G. Farben betriebenen KZ Buna/
Monowitz. Das Memorial steht für die
Auseinandersetzung der Überlebenden
mit den Tätern und für ihren Kampf um
eine Entschädigung als ausgebeutete
Zwangsarbeiter in der Bundesrepublik
Deutschland.
• Infos: Fritz Bauer Institut, Studien-
und Dokumentationszentrum zur Ge-
schichte und Wirkung des Holocaust,
Grüneburgplatz 1, 60323 Frankfurt,
Tel. 069-798322-32, Fax: -41, E-Mail:
g.koessler@fritz-bauer-institut.de,
www.paedagogisches-zentrum-ffm.de

Trauer um Karl Bergmann


